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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
der

3. Versammlung desV.Landtags des Freistaats Oldenburg.

Zwölfte Sitzung.

Oldenburg , den 5. Juni 1929, vormittags 9 Uhr.

Tagesordnung : 1. Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Landes-
tell Oldenburg, betreffend Aenderung des Gesetzes vom 10. April 1929, be¬
treffend die Erhebung eines Zuschlages zur staatlichen Gewerbesteuer. 1. Lesung.
(Anlage 53.)

1a. Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat
Oldenburg über die Verlängerung der Geltungsdauer des Eewerbesteuergesetzes
für das Rechnungsjahr 1929. 1. Lesung. (Anlage 52.)

2. Bericht des Ausschusses 1 zu Anlage 11, betreffend Eemeindeschullehrer-
Besoldungsgefetz. 2. Lesung.

3. Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Polizeibeamtengesetzesfür
den Freistaat Oldenburg. 1. Lesung. (Anlage 40.)

4. Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat
Oldenburg zur Aenderung des Gesetzes vom 12. Juli 1924 zur Ausführung
des Finanzausgleichsgesetzes. 1. Lesung. (Anlage 42.)

Vorsitzender : Präsident Zimmer mann.

Am Regierungstische: Ministerpräsident von
Finckh,  Staatsminister Dr . Driver und
Dr. Millers,  Ministerialräte Ruhstrat,
Zimmermann , Christians , Eilers.

Präsident : Ich eröffne die Sitzung und bitte
den Herrn Schriftführer, das Protokoll der letzten
Sitzung zu verlesen. (Abg. Broschko  verliest
die Niederschrift.) Sind Einwendungen gegen das
Protokoll zu erheben? Das ist nicht der Fall.
Dann erkläre ich dasselbe für genehmigt.

Bevor wir in die Tagesordnung Eintreten,
wiederholen wir die Abstimmung über den Ver-

Stenogr. Berichte. V. Landtag, 3. Versammlung.

besserungsantrag des Abg. Add icks zum An¬
trags 97, betreffend Aushebung der Oberschul¬
kollegien.

Abg. Meyer (Holte ) hat namentliche Ab¬
stimmung beantragt . Wird der Antrag unterstützt?
(Ja !) Wir beginnen mit dem Buchstaben F . Ich
bitte die Abgeordneten, die den Verbesserungs¬
antrag annehmen wollen, mit „ja", die ihn ab¬
lehnen wollen, mit „nein" zu antworten.

Abg. Fick (fehlt), Abg. Frerichs (ja ), Abg.
Göhrs (nein ), Abg. Hagstedt (ja ), Abg.
Hartong (nein ), Abg. Haskamp (nein ), Abg.
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Heitmann (ja ) , Abg.  Hobbie .(ja ) , Abg.
Hug (fehlt ) , Abg . Jacobs (ja ) , Abg . Inu¬
tze n (fehlt ) , Abg . I f f I a n d (fehlt ) , Abg . K a p e r
(ja ) , Abg . Krause (ja ) , Abg . Lahmann
(ja ) , Abg . Langemeyer (fehlt ) , Abg . Lehm¬
kuhl (fehlt ) , Abg . Meyer (Oldenburg ) (ja ) ,
Abg . Meyer (Holte ) (nein ) , Abg . Möller
(fehlt ) , Abg . Müller (ja ) , Abg . Nieberg
(nein ) , Abg . Petters (ja ) , Abg . Röder (nein ) ,
Abg . Röver (ja ) , Abg . Rohr (nein ) , Abg.
Sante (nein ) , Abg . Schmidt (ja ) , Abg.
Schömer (ja ) , Abg . Schröder (nein ) , Abg.
Schulte (nein ) , Abg . Themann (nein ) , Abg.
Thye (nein ) , Abg . Wempe (nein ) , Abg.
Wey and (nein ) , Abg . Wichmann (nein ) , Abg.
Witt je (ja ) , Abg . Zimmermann (ja ) , Abg.
Addicks (ja ) , Abg . Alb ers (ja ) , Abg . gr.
Beilage (fehlt ) , Abg . Brendebach (nein ) ,
Abg . Brodet (ja ) , Abg . Broschko (ja ) , Abg.
Dannemann (nein ) , Abg . Dohm (nein ) , Abg.
Eck holt (nein ) , Abg . Eichler (ja ) .

Der Antrag ist mit 21 gegen 19 Stimmen an¬
genommen.

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Ich möchte dem Landtage Vorschlägen , die

Punkte 2 und 3 der Tagesordnung am Schlüsse
zu nehmen . Ich hoffe ja , daß wir mit der
Tagesordnung fertig werden . Sollten wir aber
nicht fertig werden , so haben wir dann wenigstens
die wichtigsten Punkte erledigt . Der Landtag ist
einverstanden.

1 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , be¬
treffend Aenderung des Gesetzes vom 10 . April
1929 , betreffend die Erhebung eines Zuschlages
zur staatlichen Gewerbesteuer . (Anlage 53 .)
1. Lesung.

Die Mehrheit stellt den Antrag 1:
Annahme des Gesetzentwurfs.

Eine Minderheit stellt den Antrag 2:
Ablehnung des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden
Anträgen und zu dem Gesetzentwurf.

Das Wort hat Herr Abg . Haskamp.

Abg . Haskamp : Meine Herren ! In dem Ge¬
setzentwurf , Anlage 53 , ist wieder der Betrag
von 11 o/a Zuschlag zur staatlichen Gewerbesteuer
enthalten . Mein Kollege Röder  hat bereits
im vorigen Herbst gegen diesen Zuschlag Stellung
genommen und hat an Hand von Zahlenmaterial
nachgewiesen , daß ohne Hebung dieser 1lo/o zirka
70 000 Mark schon mehr ausgekommen sind , als
vorher eingestellt waren . Ebenfalls bei der vor¬
läufigen Regelung am 10 . April d . I . haben
wir gegen diese Steuer gestimmt , und wir werden
auch heute den vorliegenden Gesetzentwurf ab¬

lehnen . Ich beantrage namentliche Abstimmung
zum Anträge 2.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg.
Dr . Schulte.

Abg . Dr . Schulte : Meine Herren ! Ich möchte
mich den Ausführungen des Herrn Vorredners in
gewissem Sinne anschließen . Es ist natürlich außer¬
ordentlich schwer, jetzt schon zu sagen , was die
alte Regelung der Gewerbesteuer im kommenden
Jahre aufbringen wird . Es scheint nach gewissen
Unterlagen , die von der Industrie - und Handels¬
kammer vor einiger Zeit geliefert sind , so zu
sein , daß die größeren Unternehmungen etwas
mehr aufbringen werden , daß aber die kleineren
und mittleren Betriebe um eine gewisse Summe
Nachlassen werden . Es hat sich gezeigt , daß in
den letzten Monaten die wirtschaftliche Lage der
kleineren und mittleren Betriebe sehr gelitten hat
unter der schlechten Lage der Landwirtschaft . Ich
möchte aber zu erwägen geben , daß von Herrn
Röder  und mir ein selbständiger Antrag zur
Abänderung des Wandergewerbesteuergesetzes ein-
gebracht worden ist, und daß diese Aenderung in
der Position Wandergewerbesteuer des Voran¬
schlages vermutlich einen gewissen Mehrbetrag
liefern wird . Das Schicksal dieses Antrags steht
zwar noch nicht fest , der Herr Finanzminister scheint
es bereits zu bezweifeln , da er sich gerade zum
Worte meldet , ich glaube aber bestimmt , daß
etwas mehr dabei herauskommen wird . Bei der
Wandergewerbesteuer sind 65 000 Mark eingestellt,
also 20 000 Mark weniger als im letzten Jahre.
Ich glaube , daß diese Berechnung sehr vorsichtig
aufgestellt ist. Wenn wir berücksichtigen , daß
diese Position unter Berücksichtigung der von mir
geschilderten Tatsachen mehr erbringt , wird es
angebracht sein , daß wir dieses Jahr die 11 °/o,
die wir immer nur als einen einmaligen Notbehelf
angesehen haben , ablehnen.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Meine Herren ! Der Zu¬
schlag von llo/o erfolgte im Jahre 1927 ^ als die
Vorschüsse auf die Mehrbesoldungen der Beamten
beschlossen wurden . Wir gingen davon aus , daß
alle Stände gleichmäßig von dieser Erhöhung be¬
troffen werden sollten , und 'so wurden die 11 °/o
aus alle Steuerarten , wie Grundsteuer , Hauszins¬
steuer , Gewerbesteuer gelegt . Es ist selbstverständ¬
lich, daß die Hebung der 11 °/o nicht von den
Schwankungen im Steuerergebnis abhängig gemacht
werden konnte . Wie die Steuer im Ergebnis fällt,
so fällt sie. Da kann man nicht nachher sagen,
das Ergebnis ist so und so ausgefallen , die 1lo/o
brauchen nicht gehoben werden . Aehnliches kann
auch passieren bei der Grund - und Gebäudesteuer
und bei der Hauszinssteuer . So sehr ich die
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Gründe von Herrn Haskamp und Dr . Schulte
verstehe , daß sie das Gewerbe in Schutz nehmen
wollen , so sehr mutz ich darauf bestehen , datz die¬
jenigen Steuern , die der Staat hebt , nicht noch
weiter geschmälert werden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne-
mann.

Abg . Dannemann : Wenn man eine Steuer be¬
seitigt , mutz man etwas anderes an die Stelle
setzen. Ich stimme dem Herrn Finanzminister zu,
wenn er sagt , wenn man einen Zuschlag abbaut,
mutz man auch bei der anderen Steuerart den
Zuschlag abbauen , der in demselben Augenblick
gekommen ist. Ich bin einverstanden , das zu
machen , wenn die Möglichkeit gegeben ist. Die
Zuschläge sind zu gleicher Zeit eingeführt worden,
und zwar bei der Beamtenbesoldungserhöhung.
(Zwischenrufe .) Meine Herren , Sie mögen einen
Standpunkt einnehmen , wie Sie wollen , solange
Sie nicht die Möglichkeit haben , etwas anderes
an die Stelle zu setzen, geht das nicht . Bei der
gewaltigen Steuerlast , die die Landwirtschaft zu
tragen hat , kann man nicht einseitig eine Steuer
abbauen . Wenn Sie das überall wollen und
können , bin ich einverstanden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
richs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich hatte nicht
angenommen , datz wegen dieser Vorlage über¬
haupt eine Aussprache entstehen könnte . Ich bitte
die Herren , sich zu vergegenwärtigen , um was es
sich dreht . Es handelt sich um 11 o/o Zuschlag.
Haben Sie in Pfennigen ausgerechnet , was das
inacht ? Ich chabe die Steuerstaffel hier . Ich
glaube , wir dürfen für Oldenburg in Anspruch
nehmen , datz nirgends in Deutschland das Ge¬
werbe so geschont ist, wie hier bei uns . Ich
will auch nicht verhehlen , datz gerade wir es ge¬
wesen sind , die dafür eingetreten sind , datz die
niedrigen Stufen frei bleiben , nämlich die Ein¬
kommen bis zu 2400 Mark . Dann beginnt die
Staffel bei 2400 Mark mit 0,2 o/o, das sind bei
einem Reineinkommen von 2400 Mark ganze
4,80 Mark . (Zuruf : Mal 4 !) Wir reden nicht
von den Gemeindezuschlägen , sondern von der
Staatssteuer , und die Endwirkung , die ich hervor¬
heben will , ist die , wie ich sie schildere . Rechnen
Sie 11 o/o von 4,80 Mark , dann sind das 53 Pfg.
für das ganze Jahr . Lohnt es sich denn , um
solche Sachen zu streiten ? Wenn das Gewerbe
so auf den Hund gekommen ist, datz es diese
11 o/o nicht tragen kann , dann wird man auch
mit Ablehnung der Vorlage das Gewerbe nicht
retten . Ich bitte , machen Sie es halblang , streiten
wir nicht um solche Bagatellen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Röver.

Abg . Röver : Ich mutz für die National¬
sozialisten erklären , datz jede Sondersteuer eine
unsinnige Steuer ist . Wir lehnen sie ab . Herrn
Frerichs  möchte ich eins sagen : Pfennige kom¬
men zu Pfennigen , und viele Pfennige werden
Marken , aus vielen Marken werden Hunderte . Wir
sehen , datz das Gewerbe langsam erdrosselt wird.
Ich mache einen anderen Vorschlag : Besteuern Sie
die Börsenschieber , dann haben Sie die 20 Mil¬
liarden , die Sie brauchen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Röder.
Abg . Röder : Meine Herren ! Ich habe erwartet,

datz von der Seite des Landesblocks und der
Linken unserem Antrag nicht zugestimmt werden
würde . Wir haben mit Absicht den Antrag aus
namentliche Abstimmung gestellt , wenn er Ihnen
auch kleinlich erscheinen mag . Aber wir sind grund¬
sätzlich der Auffassung , datz doch nun mal endlich
mit den Zuschlägen zu den Realsteuern und der
Erhöhung der Realsteuern Schluß gemacht werden
mutz . Ich habe Ihnen gestern gesagt und an
der Statistik gezeigt , datz das Gewerbe sehr stark
durch die Einkommensteuer belastet ist . Sollen
wir denn noch unsere Hand dazu bieten , weiter¬
hin diese starke Belastung zu steigern ? Ich gebe
zu , datz hier in Oldenburg durch die Freilassung
der Einkommen bis 2400 Mark die Gewerbesteuer
gegenüber Preutzen einen gewissen Vorzug hat.
Das liegt aus der Hand . Aber wir stehen auf
dem Standpunkt , datz die Realsteuern abgebaut
werden müssen , und da müssen wir auch bei einer
klein erscheinenden Summe unsere Konsequenzen
ziehen . Wir können das auch gegenüber dem Haus¬
haltplan verantworten , weil wir bei der Wander¬
gewerbesteuer einen Antrag gestellt haben , der
den in etwa ausfallenden Betrag wieder ausgleichen
kann.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Schmidt.
Abg . Schmidt : Meine Herren ! . Wir Haben

seinerzeit gegen die Erhöhung der Gewerbesteuer
um 11 o/o gestimmt , und deswegen haben unsere
Vertreter im Ausschutz auch diesmal die Erhöhung
abgelehnt . Herr Dannemann  hat recht , wenn
er sagt , es ist nicht angängig , hier Abstriche zu
machen und bei den anderen Realsteuern die Zu¬
schläge weiterlaufen zu lassen , insonderheit bei der
Grundsteuer.

Meine Herren , wir haben einen Weg des Aus¬
gleichs gezeigt , leider aber ist der Antrag , der
von uns ausging und dahin lautete , datz eine
mäßige Mehrbelastung derjenigen Gewerbeeinkom¬
men vorgenommen werden möge , die über
30 000 Mark hinausgehen , abgelehnt . Wenn dieser
Antrag angenommen wäre , der , wie gesagt , trag¬
bar ist und bei weitem nicht an den Satz , der
in Preutzen erhoben wird , herankommt , dann
hätten wir damit den Ausgleich gehabt.

E
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Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Nie¬
berg.

Mg . Nieberg : Ich habe hier und auch an
anderen Stellen wiederholt gesagt , daß die Ge¬
werbesteuer die ungerechteste aller Steuern ist , un¬
gerechter als alle anderen Realsteuern , weil die
Gewerbetreibenden bei gleichem Einkommen wesent¬
lich mehr Steuern bezahlen sollen als andere . Aber,
meine Herren , die Frage , die jetzt zur Debatte
steht , ob die 11 »/o gehoben werden sollen , ist kein
Grund , um gegen diese ungerechte Gewerbesteuer
Sturm zu laufen . Ich stehe auf dem Standpunkt,
daß Ersatz für die 11 »/» nicht vorhanden ist. Ich
habe an den Beratungen des Steuerschätzungsaus¬
schusses teilgenommen , und alle Herren haben das
Gefühl gehabt , daß wir in diesem Jahre wesent¬
lich weniger an Einkommen aus den freien Ge¬
werbebetrieben herausholen als in früheren
Jahren , daß selbst dann , wenn wir den Zuschlag
erheben werden , auch einschließlich des Mehr an
Wandergewerbesteuer nicht mehr einkommt , sondern
wesentlich weniger . Ich bedaure , mit Rücksicht aus
die Staatsfinanzen nicht verantworten zu können,
in diesem Augenblick gegen die 11 <Vo zu stimmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har-
tong.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Ich habe durch¬
aus Verständnis dafür , daß die Realsteuern ab¬
gebaut werden sollen . Kein Verständnis habe ich
dafür , wenn man nur bei einer  Realsteuer den Ab¬
bau vornehmen will . Wenn man den Werdegang
und die Entstehung dieser Zuschläge verfolgt , dann
muß man , wenn man überhaupt einen Ermäßi¬
gungsantrag stellen will , ihn für alle drei Arten
von Nealsteuern stellen . Für eine  Art den An¬
trag zu stellen , ist ungerecht und führt dahin,
daß man zu gunsten des Gewerbes eine Sonder¬
vergünstigung haben will , die es im Rahmen der
Entstehung der gesetzlichen Bestimmungen nicht be¬
anspruchen kann . Meine Herren , wir würden über
dieses 'Thema heute überhaupt nicht reden , und
diese 11 »/» würden in der Agitation im Lande
überhaupt keine Rolle spielen , wenn nicht die
Steuerauskunftsstelle der 3 Kammern an einem
unglücklichen Tage entdeckt zu haben geglaubt
hätte , daß irgendein Formfehler bezüglich der
11 »/» vorgekommen wäre, und daß dieselbe Stelle
glaubte , die Reklametrommel reichlich rühren zu
müssen . Wenn das nicht geschehen wäre , würde
kein Mensch heute davon reden , jeder würde es
für genau so selbstverständlich halten , daß diese
11 »/» Zuschlag bei der Gewerbesteuer wie die Zu¬
schläge bei anderen Steuern gehoben werden . Im
übrigen hat Herr Frerichs  mit Recht daraus
hingewiesen , daß die 11 o/o für diejenigen , die die
Gewerbesteuer wesentlich drückt , das sind die kleinen
Leute , kaum einen Betrag im Jahr  ausmacht,

den sie manchmal an einem  Vergnügungsabend
ausgeben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Ich kann mich meinen Vorrednern
anschließen . Wir sind grundsätzlich Gegner der
Gewerbesteuer als Staatssteuer . Ich muß aber
sagen , daß die Ausführungen des Herrn Dan-
nemann  zutreffend sind . Es ist tatsächlich so,
daß man nicht eine Steuer oder Steuererhöhung
einführt , sondern die alte Steuer weiter erhebt.
Es ist ferner richtig , wenn Herr Hartong  darauf
hinweist , daß man nicht einseitig eine Ermäßigung
vornehmen kann und die Grundsteuer , die man
in derselben Zeit aus denselben Gründen erhöht
hat , weiter erhebt . Ebenso wie ich zur Zeit nicht
geneigt bin , eine Herabsetzung der Grundsteuer
zu beantragen , kann ich mich nicht für den An¬
trag aussprechen und die Gewerbesteuer zu er¬
mäßigen . Ich glaube , wenn man etwas schaffen
will , soll man nicht mit Kleinigkeiten kommen , son¬
dern man muß abwarten , bis grundsätzliche Ände¬
rungen vorgenommen werden können , dann wür¬
den wir vom Regen in die Traufe kommen . (Zu¬
ruf Abg . Lah mann:  Das ist für Sie un¬
günstiger !) Für uns nicht , Herr Lahmann,  wir
sind damit einverstanden . Wir wissen , wie es sich
finanziell auswirkt . Beim Gewerbe liegt es
wesentlich anders . (Widersprüche .) Herr Lah¬
mann,  Sie sind ja in der Regel besser unter¬
richtet als ich. Ob das immer richtig ist, weiß
ich nicht . Ich nehme für mich in Anspruch , daß
ich auch etwas sachverständig bin.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Röder.
Abg . Roder : Meine Herren ! Herr Abg . Har¬

tong  irrt sich, wenn er meint , daß die 11 »/oige
Erhöhung der Gewerbesteuer keinen Anstoß er¬
regt hätte , wenn nicht die Steuerauskunstsstelle
der vereinigten Kammern einen unglücklichen Tag
gehabt hätte . Die Zeit ist vorüber , wo wir uns
immer wieder diese neuen Zuschläge zu den Real¬
steuern gefallen lassen . Wenn Sie uns einen
Vorwurf machen , daß wir nicht eine Steuerermäßi¬
gung beantragen , dann fällt das auf Sie zurück.
Weshalb beantragen Sie denn nicht , daß die
Realsteuern ermäßigt werden sollen ? Es wird
immer in den Versammlungen gesagt , wir wollen
die ungerechte Realsteuer abbauen , aber man macht
gar keine Anstalten , hie Steuer abzubauen . Ihre
Partei ist fast stets in der Reichsregierung gewesen
und hätte darum die Möglichkeit dazu gehabt.
(Zuruf : Sie bewilligen ja immer mehr !) Herr
Thye,  was Sie sagen , rührt mich nicht . Wir
bewilligen immer mehr ? Bitte , sagen Sie mir,
wo ? (Zuruf : Beim Voranschlag !) Sie haben
mir schon gesagt : Sie sind der einzig Vernünftige,
Sie bewilligen nichts . (Zurufe . — Präsident:
Ich bitte , die Zwiegespräche zu unterlassen !) Ich
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gehe meinen Weg ohne Rücksicht darauf , ob Sie
ihn für gut befinden oder nicht . Ich sage nur
eins : Sie reden im Lande von der Ungerechtigkeit
der Realsteuern , aber Sie machen nichts , um sie
abzubauen.

Dann noch ein Wort zu Herrn Härtung.
Herr Hartong  sagt mit einer nonchalanten Hand¬
bewegung : Diese Kleinigkeiten spielen keine Nolle.
Herr Hartong,  wenn wir uns den Standpunkt
zu eigen machen wollen , d« ß eine gerechte Be¬
steuerung erfolgen soll , dann müssen wir andere
Wege beschreiten . Für uns macht das Wenige
in manchen Betrieben sehr viel aus . Daher sage
ich nochmals , wir "lehnen jede Erhöhung ab . Wenn
wir diesmal nicht die ganze Gewerbesteuer ab¬
lehnen , so tun wir es deswegen , weil bei der
jetzigen Steuergesetzgebung der Staat keine andere
Steuerquelle hat.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung . Es ist nament¬
liche Abstimmung beantragt . Wird der Antrag
unterstützt ? Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag unterstützen wollen , sich zu erheben . —
Geschieht . — Das genügt.

Die Abstimmung beginnt mit dem Buch¬
staben G . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 2 annehmen wollen , bei Aufruf des
Namens mit „ ja " , die ihn ablehnen wollen , mit
„nein " zu antworten.

Abg . Göhrs (ja ) , Abg . Hagstedt (nein ) ,
Abg . Hartong (nein ) , Abg . Haskamp (ja ) ,
Abg . Heitmann (nein ) , Abg . Hobbie (ja ) ,
Abg . Hug (fehlt ) , Abg . Jacobs (nein ) , Abg.
Ianßen (fehlt ) , Abg . Iffland (nein ) , Abg.
Kaper (nein ) , Abg . Krause (nein ) , Abg . Lah -
mann (nein ) , Abg . Langemeyer (fehlt ) , Abg.
Lehmkuhl (fehlt ) , Abg . Meyer (Oldenburg)
(nein ) , Abg . Meyer (Holte ) (nein ) , Abg . Möl¬
ler (fehlt ) , Abg . Müller (nein ) , Abg . Nie¬
berg (nein ) , Abg . Petters (ja ) , Abg . Röder
(ja ), Abg . Röver (ja ) , Abg . Rohr (nein ) , Abg.
Sante (nein ) , Abg . Schmidt (ja ) , Abg . Schö-
mer (nein ) , Abg . Schröder (nein ) , Abg.
Schulte (ja ) , Abg . The mann (nein ) , Abg.
Thye (nein ) , Abg . Wempe (fehlt ) , Abg.
Weyand (nein ) , Abg . Wichmann (nein ) , Abg.
Witt je (ja ) , Abg . Zimmermann (nein ) ,
Abg . Addicks (nein ) , Abg . Alb ers (ja ) , Abg.
gr . Beilage (ja ) , Abg . Brendebach (nein ) ,
Abg . Brodiyk (nein ) , Abg . Broschko (nein ) ,
Abg . Dannemann (nein ) , Abg . Dohm (nein ) ,
Abg . Eckholt (nein ) , Abg . Eichler (ja ) , Abg.
Fick (fehlt ) , Abg . Frerichs  nein ) .

Mit „ ja " haben 12 gestimmt , mit „ nein " 29.
Damit ist der Antrag 2 auf Ablehnung abge¬
lehnt . Ich bitte die Abgeordneten , die den An¬
trag 1 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich bis Frei¬
tag , vormittags 10 Uhr , einzureichen.

Der nächste Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf
eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg über
die Verlängerung der Geltungsdauer des Gewerbe¬
steuergesetzes für das Rechnungsjahr 1929 . (An¬
lage 52 .) 1 . Lesung.

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 1:

Annahme des Gesetzentwurfs.
Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬

trag 2:
Ablehnung des Gesetzentwurfs.

Ich möchte hierbei bemerken , daß der Minder¬
heitsantrag in dem Ausschutzbericht irrtümlich nicht
enthalten ist.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden An¬
trägen und zum Gesetzentwurf . Keine Wortmel¬
dungen . Dann schließe ich die Beratung . Ich
lasse zuerst über den Antrag 2 , den Minderheits¬
antrag , abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 2 annehmen wollen , sich zu er¬
heben . — Geschieht . — Das ist die Minderheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 1 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 1
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich ebenfalls
bis Freitag , vormittags 10 Uhr , einzureichen.

Wir kommen nunmehr zum

Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf
eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur
Aenderung des Gesetzes vom 12 . Juli 1924 zur
Ausführung des Ainanzausgleichsgefetzes . (An¬
lage 42 .) 1. Lesung.

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Annahme des Artikels I Ziffer 1 des Ge¬
setzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu dem Antrag 1,
zum Artikel 1 und zum Gesetzentwurf im allge¬
meinen und gebe das Wort Herrn Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Die all¬
gemeinen Gesichtspunkte , die für die finanziellen
Beziehungen zwischen Reich und Ländern und
zwischen dem Land Oldenburg und seinen Ge¬
meinden in Frage kommen , sind bei der Etats¬
debatte ziemlich ausgiebig bereits erörtert worden.
Ich will daraus nicht wieder eingehen , um Wieder¬
holungen zu vermeiden und die Verhandlungen über
den Gesetzentwurf nicht in die Länge zu ziehen.
Ich will mich auf einige Bemerkungen zu dem Ge¬
setzentwurf selbst beschränken und nehme im übrigen
aus die sehr eingehende Begründung zu demselben
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und den Ausschutzbericht Bezug . Wir haben die
diesjährige Gestaltung des Ausführungsgesetzes
zum Finanzausgleich sehr eingehend beraten . Wir
sind dabei zu dem Ergebnis gelangt , datz es sich
empfiehlt , an den Grundzügen des vorjährigen
Finanzausgleichs nicht mehr zu ändern , als nach
den inzwischen veränderten Verhältnissen und ge¬
sammelten Erfahrungen notwendig erscheint . Denn
solange im Reich lein definitiver Finanzausgleich
zwischen ihm und den Ländern geschaffen ist und
über das Steueroereinheitlichungsgesetz noch nicht
entschieden ist, kann der oldenburgische Finanzaus¬
gleich immer nur ein provisorischer sein . Von
grundlegenden Aenderungen ist daher zweckmätzig
abzusehen . Auch Preutzen hat den Finanzausgleich
von 1928 fast unverändert für 1929 übernommen.

Nun zu einzelnen Bestimmungen des Gesetzent¬
wurfs einige Bemerkungen.

Zunächst zu Ziffer 5 , betreffend das Steuer¬
recht der Ortsgenossenschaften . Die Ortsgenossen-
schasten haben nach Bestimmungen der Eemeinde-
ordnung für ihre Zwecke das Recht der Steuer¬
erhebung . Sie haben dies Recht selbständig neben
den Gemeinden . Diese haben steuerrechtlich nicht
den Vorrang vor den Ortsgenossenschaften . Dieser
Stellung der Ortsgenossenschaften innerhalb der
Gemeinden wird — das mutz zugegeben werden - -
die Regelung des Gesetzentwurfs in Ziffer 5 nicht
ganz gerecht . Denn die Ortsgenossenschaften werden
dort darauf verwiesen , datz die Gemeinden ihnen
einen Teil des steuerlichen Aufkommens aus den
Ortsgenossenschaftsbezirken abzugeben haben , so¬
weit die Gemeinden unter Berücksichtigung ihrer
eigenen notwendigen Ausgaben dazu in der Lage
sind . Im Streitfälle soll die Aufsichtsbehörde ent¬
scheiden. Eine Abänderung dieser Bestimmung hält
auch die Staatsregierung für erforderlich und
stimmt darin grundsätzlich dem Ausschutz zu . Von
den beiden zur Abänderung der Ziffer 5 aus dem
Ausschutz heraus gestellten Anträgen 7 und 8
möchte die Regierung dem Antrag 8 den Vorzug
geben . Während der Antrag 7 immer noch eine
Entscheidung der Aufsichtsbehörde erfordert , ob
die Gemeinde in der Lage ist, an ihren Steuer¬
einkünften die Ortsgenossenschaft ausreichend zu
beteiligen , bevor das selbständige Steuerrecht der
Ortsgenossenschaft eintreten kann , gibt der An¬
trag 8 der Ortsgenossenschaft ohne weiteres das
Recht , die von der Gemeinde nicht ausgenutzte
Steuermöglichkeit bis zu den zulässigen Höchst¬
grenzen auszunutzen , und außerdem das Recht , bis
zu 200o/g der Eebäudesteuer für sich zu erheben.
Diese Regelung ist einfach und klar , gibt keinen
Anlatz zu Streitigkeiten zwischen Gemeinde und
Ortsgenossenschaft (Sehr richtig !) und lätzt die ge¬
setzlich bestehende selbständige Finanzhoheit der
beiden unangetastet . Aus diesem Grunde möchte
die Regierung diesem Anträge den Vorzug vor
dem Anträge 7 geben.

Aus die Biersteuer will ich nicht eingehen und
verweise aus die Begründung des Gesetzentwurfs.

Dann zu Ziffer 8, betreffend die Umlagen der
Amtsverbandslasten nach der Einkommensteuer
oder nach der Eesamtsteuer . Der Gesetzentwurf
bestimmt , datz für diese Umlagen V » des Landes¬
und Gemeindeanteils an der Einkommen - und
Körperschaftssteuer zugrunde zu legen ist, min¬
destens jedoch das li/zfache der einfachen Erund-
und Gebäudesteuer der Gemeinde . Durch das Nb-
sinken der Einkommen - und Körperschaftssteuer in
den ländlichen Gemeinden des Amtsverbandes bei
gleich gebliebener oder gesteigerter Einkommen¬
steuer in den Städten werden diese Städte immer
stärker zu den Amtsverbandslasten herangezogen.
Darin liegt eine Unbilligkeit für die städtischen
Gemeinden . Es ist bei früheren Verhandlungen
des Landtags zum Finanzausgleich bereits auf
diese Unbilligkeit hingewiesen und bemerkt , datz
die Belastung von Stadt und Land zu den Amts¬
verbandsumlagen so, wie sie in der Vorkriegs¬
zeit war , gestaltet werden müsse . Dem trägt die
im Gesetzentwurf vorgeschlagene Regelung dadurch
Rechnung , datz als Mindestbetrag der Einkommen-
und Körperschaftssteuer für die Amtsverbandsum¬
lage das ir ^ fache der Grund - und Eebäudesteuer
einzusetzen ist . (Abg . Dannemann  ruft:
Stimmt aber nicht !) Vor allem soll hierdurch
auch verhütet werden , datz das Verhältnis zwischen
Stadt und Land für die Zukunft sich noch un¬
günstiger für die Städte auswirkt.

Zu Ziffer 10 § 20 , betreffend Staatszuschüsse
zu den Volksschullehrerbesoldungen , soweit diese in
der Gemeinde 85 o/g des Gemeindeanteils der Ein¬
kommen - und Körperschastssteuer übersteigen . Ein
Teil des Ausschusses will hier eine ganz neue
Grundlage schaffen , indem neben der Einkommen-
und Körperschaftssteuer noch 30o/g des Grundbe-
trages der in der Gemeinde erhobenen staatlichen
Grundsteuer  für die Bemessung des Staats¬
zuschusses zu den Volksschullehrerbesoldungen maß¬
gebend sein soll . — Gegen diesen Vorschlag be¬
stehen einmal grundsätzliche Bedenken . Den Matz¬
stab für die persönlichen Volksschullasten hat bei
uns stets die Einkommen - und Körperschaftssteuer
gebildet . In diesen Steuern , nicht in der Grund¬
steuer , drückt sich auch allein die Leistungsfähig¬
keit der Eemeindebürger aus . Die Grundsteuer
mutz letzten Endes doch auch aus dem Einkommen
bezahlt werden und für dieses gibt diH zur Hebung
gelangende Einkommensteuer einen festen Matzstab.
Wenn Einkommensteuer nicht da ist, dann mutz
angenommen werden , daß das Einkommen und
damit die Leistungsfähigkeit fehlt und die Real¬
steuern aus der Substanz oder durch Aufnahme
von Schulden gedeckt werden müssen . Die Ein¬
kommensteuer war im Landesteil Oldenburg — es
ist das auch gestern hier schon erwähnt — 1927
mit einem Soll von 12 790 000 veranlagt,
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darunter die Landwirtschaft mit 1440 000 H
Im Jahre 1928 beträgt das Einkommensteuersoll
der Landwirtschaft dagegen nur 478 000 also
ist tatsächlich auf Vz gegen das vorige Jahr herab¬
gesunken . Hieraus geht klar hervor , wie gering
die Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft zur Zeit
ist. (Sehr richtig ! rechts und in der Mitte .) Die
Notlage der Landwirtschaft wird allgemein in
Reich und Ländern anerkannt , und es wird nach
Mitteln gesucht , sie wieder rentabel zu machen.
Wenn dem aber so ist, meine Herren , dann kann
man auch aus diesem Grunde unmöglich jetzt dazu
übergehen , die Landwirtschaft mit der Heran¬
ziehung der Grundsteuer zu den Volksschullehrer¬
besoldungen neu zu belasten , abgesehen von den
grundsätzlichen Bedenken gegen diese Steuer als
Matzstab für die Leistungsfähigkeit der Gemein¬
den . Auch der preußische Landtag hat den Be¬
schluß gefaßt , daß die Volksschullehrerbesoldungen
nach der Leistungsfähigkeit umgelegt werden müssen,
und daß hierfür die Einkommen -und Lörxerschafts-
steuer maßgebend sein müsse . Der Beschluß ist
allerdings noch nicht zur Durchführung gelangt.

Nun zu den Bestimmungen über den Aus¬
gleichsstock für notleidende Gemeinden . Die Be¬
stimmungen sind am meisten umstritten . Die
Städte wünschen , daß ihnen die in ihrem Bezirk
aufkommende Einkommen - und Lörperschaftssteuer
mit Rücksicht auf die sozialen und kulturellen Lasten
voll verbleibt , und daß der Ausgleichsstock allein
aus dem Staatsanteil der Reichssteuern oder aus
sonstigen Staatsmitteln gespeist werde . Andere
Organisationen , so die 3 Lämmern , halten es für
gefährlich , daß die Realsteuern zur Deckung des
halben Defizits der notleidenden Gemeinden Varel
und Brake herangezogen werden , hierfür dürften
die Realsteuern nicht erhöht werden . Die All¬
gemeinheit aller Gemeindebürger müsse die Aus¬
gaben des halben Defizits tragen.

Was den Einwand der ersten Gruppe , der
Städte , anlangt , so berücksichtigt er nicht , daß
alle Gemeinden sich heute in einer Schicksalsgemein¬
schaft befinden und die leistungsfähigen für die
nicht mehr  leistungsfähigen und diejenigen , die
sonst leistungsunsähig zu werden drohen , mit ein-
treten müssen . Die Städtevertreter tun immer so,
als wenn sie einen unabweisbaren Anspruch auf
die in ihrem Bezirk aufkommende Einkommen - und
Lörperschastssteüer hätten . Das ist durchaus nicht
der Fall . 4/7  von diesem Steueraufkommen ist
doch kein unabänderlicher Prozentsatz für den
Eemeindeanteil . Man hätte auch den Weg ein-
schlagen und diesen Prozentsatz zu Gunsten des
Staates erhöhen und ihn dann am Ausgleichs¬
stock beteiligen können . Im Grunde genommen
kommt es aus dasselbe hinaus , ob man die Mittel
für den Ausgleichsstock von dem Gemeindeanteil
vorwegnimmt oder dem Staat einen größeren An¬
teil an der Einkommen - und Lörperschaftssteuer

gibt und daraus den Ausgleichsstock speist . (Sehr
richtig !) Es geht nicht an , diesen Ausgleichsstock,
wie die Städte es fordern , aus den 2/7  des Staats¬
anteils zu decken. Da der Voranschlag für den
Landesteil Oldenburg mit einem Defizit abschließt,
so würde die Uebernahme der Lasten des Aus¬
gleichsstocks auf den Staat bedeuten , daß das
Defizit im Staatshaushalt vergrößert oder durch
Erhöhung der Realsteuern gedeckt werden mügte.
Beides ist nicht angängig und würde auch keine
Mehrheit im Landtage finden.

Die Städte verlangen weiter in ihrer letzten
Eingabe , daß ihnen 1929 an Einkommen -, und
Lörperschaftssteuer dasselbe gewährt werden muß,
was sie 1928 gehabt Haben . Sie verkennen dabei
völlig , daß infolge der Kürzung der Einkommen-
und Lörperschaftssteuer durch das Reich um
120  Millionen und infolge der vollen Aus¬
wirkung der Senkung der Lohnsteuer im Jahre
1929 — 505 000 den Gemeinden des Landes¬
teils Oldenburg weniger überwiesen werden . Mit
oder ohne Ausgleichsstock sind deshalb die Ueber-
weisungen an die Gemeinden nicht auf der vor¬
jährigen Höhe zu halten , weil weniger Ueber-
weisungen in die Gemeinden ergingen , nicht durch
unsere Schuld . Naturnotwendig erleiden die Ge¬
meinden , die das größte Auskommen haben , auch
den größten Ausfall hierbei.

Einen Schlüssel für die Einbeziehung der sozialen
Lasten in den Ausgleich kann man nicht finden,
der für alle Gemeinden gerecht wird . Es kommen
immer wieder Gemeinden mit herein , die den Aus¬
gleich für diese Lasten nicht bekommen dürfen,
weil die Anspannung ihrer Einkommen - und Lör-
perschaftssteuer für die sozialen Lasten und die
Volksschullehrerbesoldungen weit hinter dem Durch¬
schnitt zurückbleibt . Außerdem würden die Mittel
des Ausgleichsstocks längst nicht ausreichen , wenn
die sozialen Lasten in ihn mit hineingezogen würden.
Deshalb erscheint es richtiger , den wirklich not-
leidenden Gemeinden mit Darlehen aus dem Aus¬
gleichsstock zu helfen.

Ich komme nun zu den Vertretern der zweiten
Gruppe , die behaupten , daß die Bedürfnisse der
notleidenden Gemeinden von der Allgemeinheit
getragen werden müßten . Diese Vertreter unter¬
lassen es wohlweislich , einen gangbaren Weg zu
zeigen ol) er auch nur anzudeuten , wie ' denn die
Heranziehung der Allgemeinheit erfolgen soll.
Einen solchen Weg gibt es nämlich nicht , und das
liegt hauptsächlich daran , daß den Gemeinden das
Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer fehlt . Dies
Zuschlagsrecht muß den Gemeinden wiedergegeben
werden , und es muß bei der Reichsregierung , dem
Reichsrat und auch bei den Reichstagsabgeord¬
neten immer wieder dies Verlangen gestellt werden,
selbstverständlich nicht ein Zuschlagsrecht zu der
Einkommensteuer in der jetzigen Form , die nach
Schablonen und nicht nach individueller Einschätzung
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veranlagt wird , sondern ein Zuschlagsrecht , das
den Gemeinden auch einen Zugriff auf das jetzt
steuerfreie Existenzminimum bis zu einem gewissen
Umfange gestattet , natürlich sozial abgestuft , wie
wir es früher in Oldenburg hatten . Es ist ein
durchaus gesundes Prinzip , daß diejenigen , die
in den Gemeinden über Ausgaben beschließen, auch
zu den Ausgaben beizutragen haben . (Sehr
richtig !) Das stärkt das Verantwortungsgefühl
und gibt einen absolut notwendigen Anreiz zu
sparsamer Haushaltsführung . Wenn wir das Zu¬
schlagsrecht zur Einkommensteuer für die Gemein¬
den hätten , brauchten wir nicht nach Sondersteuern,
wie Verwaltungskostenabgabe , Wohnungsnutzungs¬
steuer usw., zu suchen, um die Allgemeinheit zur
Deckung des Defizits notleidender Gemeinden mit
heranzuziehen . Aber da wir das Zuschlagsrecht
leider noch nicht haben , so bleibt nur übrig , mit
Hilfe der Realsteuern und anderer die Allgemein¬
heit treffender Sondersteuern zu helfen , wie es
die Eesetzesvorlage tut . Denn der Staat kann
doch diese Gemeinden , also besonders 'die Städte
Varel und Brake , nicht zu Bruch gehen lassen. Das
tun aber diejenigen , die erklären , sie lehnten die
Erhöhung der Realsteuern zur Deckung der zweiten
Hälfte des Defizits aus dem Ausgleichsstock ab.
Sie helfen den Gemeinden nicht. (Abg . Röder:
Es sind immer dieselben, die es tragen müssen!)

Bei den widerstreitenden Ansichten dürste der
Mittelweg , den die Eesetzesooriage mit ihrem Vor¬
schlag wegen des Ausgleichsstocks geht , der richtige
und zweckentsprechendste sein, und ich bitte Sie
daher , diesen Bestimmungen zuzustimmen. Sie
enthalten auch die Zwangsklausel wegen Maß¬
nahmen gegen renitente Gemeinden , die im Aus¬
schuß umstritten ist. Glauben Sie ja nicht, daß
es eine Freude für die Regierung ist, mit solchen
Zwangsmaßnahmen gegen Gemeinden vorzugehen.
Sie würde es viel lieber sehen, wenn sie die Klausel
nicht brauchte . Aber wie die Dinge nun einmal
liegen, läßt sich — das hat die Erfahrung ge¬
zeigt — ohne die Zwangsklausel nicht auskommen,
und ich bitte daher , auch ihr zuzustimmen. Gegen
etwaige Zwangsanordnungen ist die Klage beim
Oberverwaltungsgericht gegeben.

Zum Antrag 19, betreffend Anrechnung der
nicht voll ausgeschöpften Realsteuern , sei bemerkt,
daß wir früher diese Anrechnung im Finanzaus¬
gleich bereits gehabt , aber sie wieder aufgegeben
haben , weil die Anrechnung den Anreiz geben
kann, die Steuern bis zum Höchstmaß zu erheben,
obschon die Gemeinde sie gar nicht braucht . Eine
solche Gefahr ist zwar nicht ganz von der Hand
zu weisen. Aber schwerer wiegt doch die Tat¬
sache, daß Gemeinden auf Kosten anderer Ge¬
meinden Beträge aus dem Ausgleichsstock erhalten,
wenn sie selbst ihr Zuschlagsrecht zu den Steuern
nicht voll ausnutzen . Das ist nicht zu verant¬

worten . Deshalb stimmnt die Staatsregierung dem
Antrag 19 zu.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
r ich s.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Zunächst möchte
ich als Berichterstatter darauf Hinweisen, daß bei
der Vervielfältigung ein Uebertragungsfehler unter¬
laufen ist. Hinter dem Anträge 3 auf Seite 705
fehlt ein ganzer Absatz. Dieser Absatz heißt:

Der Abg . Hobbie  erklärte , baß er ben Ge¬
setzentwurf ablehne und sich daher bei den dazu
erfolgenden Abstimmungen im Ausschuß der
Stimme enthalten werde.
Dieser Absatz fehlt ganz . Ich bitte Sie , da¬

von Kenntnis zu nehmen . — Es sind ferner noch
einige Schönheitsfehler im Bericht vorhanden , die
aber nicht sinnentstellend wirken. Ich werde ein
berichtigtes Exemplar In der Registratur nieder¬
legen.

Ich möchte dann weiter auch formell zum An¬
träge 1 bemerken, daß nach der jetzigen Fassung
des Antrages vielleicht Zweifel entstehen könnten,
ob mit seiner Annahme auch der Artikel 1
oder die Bestimmungen des Artikels 1 des
Entwurfs zur Annahme gelangen würden . Ich
möchte daher , um allen Zweifeln zu begegnen,
einen Verbesserungsantrag zum Anträge 1, nur
ganz formeller Natur , stellen, nämlich zwischen „ l"
und dem Worte „Ziffer " das Wort „mit " zu
setzen, so daß der Antrag lauten würde:

Annahme des Artikels I mit Ziffer 1 des
Gesetzentwurfs.

Dann würde es klar sein.
Wenn ich weiter als Berichterstatter zum Ge¬

setzentwurf noch einige Worte sagen darf , so fol¬
gendes:

Auch in diesem Jahre , wie in früheren Jahren,
ist der Finanzausgleich ein Provisorium . Eine
Dauerregelung war bisher nicht möglich, und
zwar schiebt man zum gewissen Teile die Schuld
auf die außenpolitischen Verhältnisse , die eine
Dauerregelung dieser Materie nicht zulassen. Ich
will das nicht bestreiten , glaube aber , daß selbst,
wenn die außenpolitischen Verhältnisse nicht so un¬
günstig wären , auch unsere innenpolitischen Ver¬
hältnisse in Deutschland einer dauernden Regelung
dieser Materie im Wege stehen würden . Solange
Deutschland ein System verschiedener Staaten dar¬
stellt, wird es, glaube ich, auf diesem Gebiete
dauernd Schwierigkeiten geben. Es ist ferner,
der Herr Minister hat davon gesprochen, das so
oft gewünschte Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer
nicht gekommen. Ich will nicht verfehlen , in Er¬
innerung zu rufen , daß vor wenigen Tagen noch
hier im Hause darauf hingewiesen worden ist, daß
mit dem Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer ja
wohl auch die Vergünstigung nach Z 35 des Reichs¬
finanzausgleichsgesetzes in Wegfall kommen wird.



347

Für das oldenburgische Land würde das nicht
ohne weiteres ein Vorteil sein . — Es ist vom
Reiche her eine Vereinheitlichung der Real¬
besteuerung angekündigt . Auch diese ist noch nicht
da ; ob sie im nächsten oder übernächsten Jahre
erfolgen wird , steht dahin . Allgemein scheint man
hier bei uns aus diese Regelung seitens des Reiches
einige Hoffnungen zu setzen. Ob sie sich erfüllen
werden , bleibt abzuwarten . Der Herr Minister
hat ferner darauf hingewiesen , daß das Reich von
dem Mehraufkommen 120 000 000 Mark für sich
abstreichen will und daß die Garantie beseitigt
werden soll , die im Rechnungsjahr 1927/28 vom
Reich übernommen war , dahingehend , daß der
Länderanteil an Einkommen -, Körperschasts - und
Umsatzsteuer mindestens 2,6 Milliarden Mark be¬
tragen solle . Es ist nicht von der Hand zu
weisen, daß diese Maßnahme des Reiches die
Stellung der Länder zum Reich verschlechtert , und
daß das auch Wirkungen für das Land Olden¬
burg haben muß . Der oldenburgische Finanzaus¬
gleich, so wie er jetzt im Entwurf vorliegt , joll
ja im System nicht geändert werden . Aber immer¬
hin bringt der jetzige Entwurf einige Aenderungen
und vor allen Dingen auch einige Komplizierungen.
Sehr umstritten war auch schon im Ausschuß die
Ziffer 10 , besonders auch die Frage des Ausgleichs¬
stocks. Ich will sagen , daß es jedenfalls sehr
daraus ankommt , in welcher Art und aus welchen
Mitteln der Ausgleichsstock gebildet wird und
welchen Zwecken er dienen soll . Es wird darauf
ankommen , ob man die Art der Mittelaufbringung
für den Ausgleichsstock und seine Verwendung als
gerecht anerkennen will . Und da , glaube ich,
scheiden sich die Geister . Meine Herren , ich will
zunächst als Berichterstatter nicht viel mehr sagen,
ich will nur noch erwähnen , daß eine ganze Reihe
von Uebersichten ausgelegt sind , die von der
Staatsregierung dem Ausschuß übergeben wurden.
Ich bitte Sie , soweit Interesse vorhanden ist, sich
dieser Uebersichten zu bedienen . Eine Uebernahme
dieses Materials in den Bericht war nicht gut
möglich , der Bericht wäre zu umfangreich , und ich
glaube auch , zu unübersichtlich geworden . Wer
Interesse dafür hat , der muß sich des Materials,
was vorliegt , bedienen.

.Wenn ich jetzt anschließend als Vertreter meiner
Fraktion einiges zu dem Gesetzentwurf und zu
dem Bericht sagen darf , dann möchte ich folgendes
ausführen:

Meine Herren ! Der vorliegende Gesetzentwurf
steht zweifellos unter dem Eindruck der Entwicklung
der Reichsfinanzen . Er steht ferner auch nach
unserem Dafürhalten sehr stark unter dem Ein¬
druck des Rückganges der Einkommensteuer , be¬
sonders in den ländlichen Bezirken . Ich glaube,
diese beiden Dinge drücken dem Gesetzentwurf und
auch den Verhandlungen hier im Landtage ihren
Stempel auf . Es sind bei den Beratungen im

Sterwgr . Berichte . V. Landtag, 3. Versammlung.

Ausschuß mancherlei Anregungen gegeben worden,
denen wir nicht folgen können , es ist vor allen
Dingen immer wieder die Anregung wiedergekehrt,
bei dem Zuschlagsrecht der Gemeinden zur Grund-
und Eebäudesteuer den Gebäudebesitz möglichst mehr
zu belasten , und ihn in gleicher Höhe heranzu¬
ziehen wie den Grundbesitz . Dieser Gedanke kehrt
in den verschiedenen Anträgen des Berichts wieder,
naturgemäß fast jedesmal in etwas anderer Form.
Zunächst war angeregt worden , die Grund - und
Gebäudesteuer auf einen Nenner zu bringen , d . h.
die aus beiden Steuerarten benötigten Steuer¬
summen festzustellen und dann einen gemeinsamen
Prozentsatz für beide Steuerarten zu berechnen und
sestzustellen . Die Wirkung eines solchen Verfahrens
sind ersichtlich aus der Anlage 1. Es würde da¬
bei zu Raum kommen , daß zwar in den Städten
die gemeinsame Prozentziffer nur wenig hinauf¬
gesetzt würde , in Oldenburg würden , beide Steuer¬
arten zusammengenommen , 105 »/o Grund - und
Eebäudesteuer herauskommen . (Zuruf Abg.
Dannemann:  Hört , hört !) Nicht nur hört,
hört , Herr Dannemann,  sondern auch ein klein
wenig „ denkt , denkt " . Es klingt außerordentlich
bestechend und sieht so aus , als wenn es nicht
viel zu bedeuten hätte . Herr Dannemann  wird
nicht bestreiten können , daß durch ein solches Ver¬
fahren auch in den Städten eine ganz erhebliche
Entlastung des ländlichen Grundbesitzes in Be¬
tracht kommen würde , er wird aber auch nicht be¬
streiten können , daß umgekehrt auf dem Lande,
in Prozenten ausgedrückt , eine ganz starke Mehr¬
belastung des Gebäudebesitzes zu Gunsten des
Grundbesitzes erfolgen würde . Die wenigen Pro¬
zente , um dir hier drr Grundbesitz entlastet würde,
würde aber in Mark und Pfennig bei den Groß¬
grundbesitzern einen erheblichen Teil ausmachen.
Wir würden in den Landgemeinden bei diesem
Verfahren so bis zu 250 , 290 oder 295 °/o Erund-
und Eebäudesteuer erreichen . Der Lieblingsplan
des Herrn Dannemann  wäre damit erreicht.
(Zuruf Abg . Röder:  Sehr richtig !) Ich be¬
streite , daß es sehr richtig wäre . (Abg . Röder:
Ich meine den Lieblingsplan !) Ich dachte schon,
Sie wollten sich diesem Plan anschließen . Ich hätte
dafür , wenn ich Sie als Volksvertreter aus der
Stadt Oldenburg hier sehe, volles Verständnis
gehabt . Aber , meine Herren , wir können uns
dieser Auffassung nicht anschließen und auch den
übrigen Anträgen , die im Bericht noch enthalten
sind , die mehr oder weniger das gleiche Ziel ver¬
folgen , nicht zustimmen . Es ist ferner dis An¬
regung gegeben worden , man möge doch die Steuer
nach dem gemeinen Wert einführen . Der Leit¬
gedanke war derselbe , wie bei dem vorhergehenden
Vorschläge . (Zuruf Abg . Dannemann:  Ge¬
rechtigkeit !) Gerechtigkeit erhöht ein Volk , aber
die Sünde ist der Leute Verderben . Wenn ich so
etwas den Reden , die in den letzten Tagen ge-
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halten sind , Glauben schenke, dann haben wir
sehr bald das Ziel Babylons erreicht , dann geht
es uns bald an den Kragen . (Zuruf : Da sind
wir schon längst !) Ganz so schlimm wird es nicht
sein . Es ist auch nicht zu verkennen , wenn man
heute dazu übergehen sollte , das ist auch von dem
Vertreter der Staatsregierung betont worden , die
Steuer nach dem gemeinen Wert einzuführen , dasz
das ganz erhebliche Arbeit und Unruhe mit sich
bringen würde ; ganz besonders mit Rücksicht auf
die im Reich bevorstehende Regelung sollte man
zunächst davon absehen . — Es ist ferner noch ein
Gedanke , der fast genial anmutet , ebenfalls im
Ausschuß angeregt worden , nämlich den Amtsver¬
bänden , die bisher das Zuschlagsrecht zur Steuer
vom bebauten Grundbesitz hatten , dieses zu nehmen,
und es den Gemeinden , besonders den Städten,
zu überlassen . (Zuruf Abg . Thye .) Herr Thye
ist wohl unschuldig daran gewesen . (Zuruf : Nein !)
Dieser Gedanke ist begründet worden damit , daß
man gesagt hat , es seien hinsichtlich der Förderung
des Wohnungsbaues bei den Aemtern viele
Schwierigkeiten aufgetreten und zum andern hatte
man wohl das warme Herz für die Städte ent¬
deckt, das dahin ging , man solle den Städten das
Zuschlagsrecht der Amtsverbände übertragen , dann
kämen sie aus der finanziellen Bedrängnis heraus.
Ich habe gestern gehört , daß auch im Ausschuß 3
weiße Raben erschienen sind , die ihr warmes Herz
für die Städte entdeckt haben und auch eine ent¬
sprechende Beregelung der Hauszinssteuer zugunsten
der Städte vorgeschlagen Haben . Wenn solche Ge¬
danken seitens der Vertreter der Landwirtschaft
vorgetragen werden , dann , verzeihen Sie , habe
ich immer etwas Mißtrauen . (Zuruf Abg . Dan-
nemann:  Daß Sie doch auf den Gedanken ge¬
kommen sind !) Kein Mensch kann für sich, und
wenn wir mit unserer schwachen Intelligenz an
die Ihre nicht heranreichen , so nehmen Sie es
uns bitte nicht übel . (Zuruf Abg . Thye:  Aber
darum doch kein Mißtrauen !) Herr Thye,  bei
Ihnen ist ein gesundes Mißtrauen immer am
Platze . Meine Herren , hinter dieser Anregung
steht doch eigentlich nichts als der Plan , den
Städten dieses Zuschlagsrecht , das die Amtsver¬
bände zur Steuer vom bebauten Grundbesitz haben,
zu übertragen mit dem Hintergedanken , dann in
Ziffer 9 den letzten Satz zu streichen und es den
Städten zu überlassen , die Lasten des Amtsver¬
bandes zu bezahlen . (Zuruf Abg . Danne-
mann:  Umgekehrt !) Es ist schon so, Herr Dan-
nemann.  Wir können uns diesem Gedanken
nicht anschließen . Anträge sind auch nicht gestellt,
aber ich wollte hier schon zum Ausdruck bringen,
daß man solche Dinge lieber nicht anfangen soll.
Es ist auch zum Ausdruck gekommen , daß bei
obigem Vorschläge aber der letzte Satz in Ziffer 9
gestrichen werden müßte . — Ferner sind Meinungs¬
verschiedenheiten entstanden über die Gestaltung der

Ziffer 5 . Es handelt sich da um die Finanzierung
der Ortsgenossenschasten . Nach dem vorliegenden
Entwurf sollen die Gemeinden verpflichtet werden,
den Ortsgenossenschaften in ihrem Eemeindebezirk
von dem Gemeindesteueraufkommen etwas abzu¬
geben , sofern sie dazu in der Lage sind . In den
Fällen , in denen eine Einigung nicht zustande
kömmt , soll die Aufsichtsbehörde entscheiden . Wir
sind der Meinung , daß den Ortsgenossenschaften,
wenn es notwendig ist, geholfen werden muß,
und wir waren auch zunächst mit der im Gesetz¬
entwurf vorgesehenen Fassung einverstanden , haben
aber geglaubt , darüber noch hinausgehen zu müssen
und Haben auch einen entsprechenden Antrag ge¬
stellt , daß , falls die Gemeinden wirklich die Orts¬
genossenschaften an ihrem Steueraufkommen nicht
beteiligen können , dann den Ortsgenossenschaften
das Recht zuerkannt werden soll , Zuschläge zur
Grund - und Gebäudesteuer über das jetzige Maß
hinaus zu heben . Das ist von anderer Seite
nicht als richtig anerkannt worden , und man hat
den Antrag 8 gestellt , der ja soeben vom Herrn
Minister als richtig bezeichnet und befürwortet
worden ist. Meine Herren , ich will noch darauf
Hinweisen , daß in dem Anträge 8 eben wieder,
wenn auch in etwas versteckter Form , der Ge¬
danke zum Ausdruck kommt oder wenigstens die
praktische Auswirkung die sein wird , daß in den
meisten Fällen nur die Eebäudesteuer herangezogen
wird . (Widersprüche .) So werden die Wirkungen
sein . (Zuruf : Wenn die andern Steuern voll
ausgeschöpft sind !) Das wird in den meisten Ge¬
meinden der Fall sein . Ich wollte nur daraus auf¬
merksam machen ; Ihre Stellungnahme müssen Sie
sich Vorbehalten und darüber selbst entscheiden . Der
Ziffer 7 stimmen wir zu . 'Es handelt sich um die
Verteilung der Biersteuer . Der Vorschlag der
Staatsregierung , wie er im Gesetzentwurf enthalten
ist, scheint uns gerecht zu sein . Der Ziffer 9
stimmen wir ebenfalls in der vorgeschlagenen
Fassung zu . Ich nehme mit Bestimmtheit an,
daß um diese Ziffer ein ziemlich harter Kampf
entbrennen wird . Es ist so, daß tatsächlich in¬
folge des Rückganges der Einkommensteuer in den
Landgemeinden mehr und mehr den Städten , die
zum Amtsverbande gehören , das Zahlen und
Tragen der Fürsorgelasten zugeschoben wird . Die
Ziffer 9 darf nach den uns vorgelegten Uebersichten
zunächst , glaube ich, nur als vorbeugende Maß¬
nahme ausgefaßt werden . Bisher sind wohl die
Auswirkungen so riesig noch nicht gewesen , aber
wir sehen durchaus ein , daß es notwendig ist, hier
einen Riegel vorzuschieben . Der letzte Satz der
Ziffer 9 besagt , daß Vs des Landes - und Ge¬
meindeanteils an der Körperschafts - und Einkom¬
mensteuer einer Gemeinde mindestens mit dem
1 '/Zachen des Betrages ihrer einfachen Erund-
und Gebäudesteuer angesetzt werden soll . Wir
sind der Ansicht , daß das notwendig und richtig
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ist. Ich weiß ja , daß in der Debatte diese Frage
noch eine erhebliche Rolle spielen wird . Wir werden
uns dem Herrn Minister anschließen und werden
für die Ziffer 9 stimmen.

Das Kernstück der Vorlage ist zweifellos die
Ziffer 10 . Es ist zunächst vorgesehen im 8 20,
daß die Grenze für die Zuschüsse zu den Lehrer¬
besoldungen hinaufgesetzt werden soll auf 85 o/o,
bisher galten schlechthin 75 »/o. Ich glaube , daß
maßgebend für diese Aenderung wohl der starke
Rückgang der Einkommensteuer gewesen ist. Würde
man es bei 75 o/o belassen haben , so würden ent¬
weder an dem Fonds , der im Haushalt einge¬
richtet ist, oder an den Ausgleichsstock noch erheb¬
lich höhere Anforderungen gestellt werden . Aller¬
dings wird dies bis zu einem gewissen Grads
tangiert durch die Bestimmungen des 8 20 a . Aber
immerhin ist es so, daß durch die jetzigen neuen
Bestimmungen eine Reihe von Gemeinden , die
sonst in diesem Jahre auch mit für den Staats¬
zuschuß in Betracht gekommen wären , ausfallen.
Man will nach § 20a den Gemeinden , die im
vorigen Jahre schon am Ausgleichsstock beteiligt
waren , die Mittel zuwenden , die sie nach der jetzt
beabsichtigten Regelung weniger als im Vorjahre
erhalten , allerdings begrenzt durch die Summe von
300 000 Mark . Der 8 20a behandelt den Auf¬
bau des Ausgleichsstocks . Auch dazu liegt eine
Uebersicht vor , die Sie einsehen können . Es ist
im wesentlichen so, daß die Eemeindeanteile an
den Mehrüberweisungen über die Gesamtsumme
von 2,4 Milliarden Mark hinaus in den Aus¬
gleichsstock fließen sollen . Dazu soll der Rest aus
dem Ausgleichsstock des Vorjahres in Höhe von
125 000 Mark hineinfließen , und dann sollen ferner
nach § 20 ä von den Gemeindeanteilen noch weitere
Summen vorweg genommen und dem Ausgleichs¬
stock zugeführt werden . Sie wollen beachten , meine
Herren , daß diese Vorwegnahme bei der ersten
Verteilung der Reichssteuern erfolgt , daß nicht
etwa diese Summe schon im 8 20a enthalten ist.
Es könnten Irrtümer entstehen , ich bitte Sie , das
zu beachten . Es ist ferner vorgesehen , daß nach
8 20c den Amtsverbänden , die in der Heil - und
Pflegeanstalt Wehnen Kranke untergebracht haben,
ein Zuschuß gezahlt wird.

Ich darf wohl jetzt sagen , wie wir uns zu
der Ziffer 10 stellen . Meine Herren , die Haupt¬
frage , die sich bei der Behandlung der Ziffer 10
und bei den verschiedenen dazu gestellten Anträgen
ergibt , ist die Frage , ob die Basis , aus der bis¬
her die Verteilung der Zuschüsse zu den Lehrcr-
besoldungen erfolgt ist, und die auch jetzt vor¬
gesehen ist, als richtig anerkannt werden kann.
Wenn man das kann , dann dürfte im großen und
ganzen alles in Ordnung sein ; wenn man das
nicht kann , dann glaube ich, kann man sich auch
mit den hier vorgesehenen Bestimmungen nicht ein¬
verstanden erklären . Wir haben in jedem Jahre

erklärt , daß wir diese Grundlage nicht als richtig
anerkennen können . Wir haben in den letzten
Tagen , ich glaube , etwas reichlich sogar , hier zu
hören bekommen die Klagen über die Not der
Landwirtschaft , über das Sinken der Einkommen¬
steuer auf dem Lande und was damit zusammen¬
hängt . Ich bin eigentlich nicht geneigt , hierüber
noch eine große Debatte zu entfesseln , aber das
Notwendigste werde ich schließlich doch sagen müssen.
Wir können uns nicht ohne weiteres zu der Auf¬
fassung des Herrn Ministers bekennen , der vor¬
hin sagte , daß dort , wo keine Einkommensteuer sei,
auch kein Einkommen vorhanden wäre . Wir glau¬
ben , daß das Sinken der Einkommensteuer in den
ländlichen Bezirken nicht in vollem Umfange einem
gesunkenen Einkommen entspricht . Ich weiß , daß
die Herren von der Gegenseite sofort das Gegen¬
teil behaupten werden . (Zuruf Abg . Brende-
bach:  Aber sicher !) Ich habe nicht daran ge-
zweifelt , aber trotzdem glauben wir , daß die gel¬
tenden Bewertungsvorschriften zu einem ganz er¬
heblichen Teil das Sinken der Einkommensteuer
veranlaßt haben . Wenn ich mir z. B . vergegen¬
wärtige , daß man in der Marsch den guten Boden
pro Hektar vielfach mit 160 Mark Ertragswert
ansetzt und beachte , daß bei Verpachtungen wesent¬
lich höhere Preise erzielt werden , und ferner noch
in Betracht ziehe , daß beide , der Verpächter wie
Pächter , von dem Ertrage dieses Bodens leben
wollen und es auch tun , dem äußeren Anschein nach
zu urteilen noch nicht einmal schlecht, wenn man
sich ferner vor Augen führt , daß auch die Be¬
freiungsvorschriften sich zwischen Stadt und Land
verschieden auswirken , daß z. B . 5 Kinder in der
Familie eines Lohnarbeiters etwas anderes dar¬
stellen , als in der Familie eines selbständigen Land¬
wirts , dann glaube ich, findet man bis zu einem
gewissen Grade schon den Schlüssel für die Er¬
scheinungen , die sich hier bemerkbar machen . Ich
will auch sagen , daß wir durchaus anerkennen,
daß auch aus dem flachen Lande Not vorhanden
ist, aber , meine Herren , Not gibt es auch in den
Städten , und es ist so auf . dem Lande wie in
den Städten , daß es Reiche und Arme gibt,
wenigstens aber Wohlhabende und Arme , und
daß es nicht richtig ist, daß man auf dem Lande
die Dinge einfach verallgemeinert und die Not der
wirklich Armen für die gesamte Landwirtschaft in
Anspruch nimmt . Ich glaube , so varf man es
nicht aufziehen . Daher sind wir der Meinung,
daß nicht die Basis Einkommen - und Körper-
schastssteuer -Auskommen , sondern daß eigentlich die
Eesamtsteuerkraft in Betracht gezogen werden
müßte . Wir wissen , daß wir für diese Wünsche im
Landtage keine Mehrheit finden , haben aber noch¬
mals den Versuch gemacht , wenigstens einen kleinen
Schritt zur steuerlichen Gerechtigkeit zu tun , und
haben deshalb beantragt , im 8 20 die staatliche
Grundsteuer bis zu 30 o/o mit in Relation zu
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bringen . (Zuruf Abg . Dannemann:  Das
glaube ich!) Daß Sie dafür nicht begeistert sind,
Herr Dannemann,  war mir bekannt . Wir
halten es aber für unsere Pflicht , zu unserem Teil
das zu tun , was wir für richtig halten und das
zu vertreten.

Die Staatsregierung hat noch eine weitere
Uebersicht vorgelegt , aus der hervorgeht , wie die
Wirkungen sein würden , wenn man im Z 20 die
Grundsteuer zu 40 «/o mit in Relation bringen
würde . Die Unterschiede sind wirklich auch bei
den ländlichen Gemeinden nicht erheblich . (Zuruf:
Doch !) In einigen Fällen vielleicht , aber sind
sie für die städtischen Gemeinden nicht ebenso er¬
heblich ? Ist es denn gerecht , einfach den Städten
vorweg Zu nehmen , was notwendig ist, um den
Landgemeinden die Beihilfen zu geben ? Bei den
notleidenden Städten klingt immer wieder der Ge¬
danke durch , daß auch diese Städte aus eigener
Kraft etwas tun müssen . Weshalb wendet man
diesen Gedanken nicht auch aus die Landgemeinden
an ? Weshalb sagt man auch da nicht , auch Ihr
müßt aus eigener Kraft etwas tun . Die Wir¬
kungen sind doch so, wenn ich gerade einige süd¬
liche Gemeinden nehmen darf , daß Markhausen
insgesamt 13 604 Mark erhält nach den neuen
Vorschlägen und nach den alten Vorschlägen
14 164 Mark . Natürlich differiert das bei den ein¬
zelnen Gemeinden ; wir haben es im Ausschuß
durchgenommen . Die Herren haben sich auch
Notizen gemacht . Es ist aber so, daß bei 30o/o
sich diese Differenz verringert , und daß das Ver¬
hältnis , was entstehen würde , gegenüber dem Vor¬
schläge der Staatsregierung immerhin erträglich
wäre . Ich halte aber nicht für erträglich und er¬
wünscht , daß sogar notleidenden Gemeinden noch
von ihren Linkommensteueranteilen gewisse Sum¬
men vorweggenommen werden . In der Uebersicht
sehen Sie die Summen , um die es sich handelt.
Es wäre in Anbetracht der sehr bescheidenen Wir¬
kung doch wert , ernsthaft zu überlegen , ob man
unserem Vorschläge nicht folgen will.

Meine Herren , die Städte haben sich auch mit
dem Finanzausgleich befaßt . Man braucht durch¬
aus nicht alles , was 'da in den Eingaben steht,
zu billigen , aber man wird nicht verkennen können,
daß im Verhältnis zur Vorkriegszeit die Beteiligung
der Städte an der Einkommensteuer ganz wesent¬
lich ungünstiger geworden ist. Die Verteilung der
Neichssteuern und dann die Bezuschussung in der
bisher üblichen Art wirken sich gegenüber den Ver¬
hältnissen der Vorkriegszeit sehr ungünstig aus.
Es liegt eine Fülle von Material vor , und es
wird nicht leicht sein , das alles durchzuarbeiten.
Zch darf Ihnen vielleicht , nur in einigen Prozent¬
ziffern ausgedrückt , das Verhältnis darlegen , das
sich bei der jetzt vorgeschlagenen Beordnung er¬
gibt . Wenn wir z. B . einmal in Parallele stellen,
was die Gemeinden für die Volksschullehrerbesol¬

dung ausgeben müssen und was sie vom Staat
ersetzt erhalten , dann ergeben sich, um einige Ge¬
meinden zu nennen , folgende Zahlen:

Die Stadt Rüstringen wurde erhalten 33 o/o,
Delmenhorst 14 «/«, Jever 17 °/o, Nordenham 14 °/g,
Wardenburg 76o/o , Apen 72 »/«, Dinklage 68o/o,
Cloppenburg 21 »/», Garrel 100o/ », Kappeln 75 »/g,
Lindern 87 «/o, Markhausen 101 o/o, Ramsloh 100 °/g
usw.

Es kommt also tatsächlich zu Raum , daß einer
ganzen Reihe von Landgemeinden vollständig das,
was sie für die Lehrerbesoldung gebrauchen , vom
Staate gegeben wird . Ich habe sogar eine Zahl
von 106 o/o auf Grund des Materials , was die
Staatsregierung vorgelegt hat . Ich habe auch
Material benutzt , das im Voranschlag 1928 ent¬
halten ist . (Zuruf Abg . Hartong:  Heber
100 o/o ist wohl nicht möglich!) Es kann ja durch
Abbau einer Klasse bei den Ausgaben gespart
werden . Wenn ich nun in Parallele stelle , was
der Staat — für 1929 können wir das nicht sagen,
aber nach den Zahlen , die die Staatsregierung
vorgelegt hat — im Jahre 1928 von den Ge¬
meinden insgesamt an Steuern erhalten hat , an
Einkommensteuer , Körperschastssteuer , Umsatzsteuer,
Grundsteuer , Gebäudesteuer , Hauszinssteuer , Ge¬
werbesteuer , und dagegen setze das , was der Staat
im Jahre 1929 nach den Unterlagen der Staats¬
regierung den Gemeinden an Zuschüssen geben will,
so ergeben sich folgende Prozentziffern:

Rüstringen erhält 23 °/o dessen , was an Ee-
samtsteuern 1928 dem Staate gegeben hat . Was
in diesem Jahre an Steuern aufkommt , weiß man
noch nicht . (Zuruf Abg . Dannemann:  Rech¬
nen Sie die ganze Einkommensteuer ? ) Ja , was
der Staat bekommen hat , den ^ - Anteil . Del¬
menhorst bekommt 4o/o (Zuruf Abg . Hartong:
Wir zahlen also alles !) , Jever 80/0, Nordenham
7 »/o, Wardenburg 95o/o, Apen 86°/o, Edewecht
109o/o, Zetel 22 «/o, Berne 290/tz, Dötlingen 53°
Vechta 8 »/o . Dann kommen die anderen Ge¬
meinden : Lutten 162o/o , Langförden 109o/o . (Zu¬
ruf Abg . Dannemann:  Ihre Zahlen für War¬
denburg stimmen nicht , ich habe das schon nachge¬
rechnet ; vollständig vorbeigehauen !) Die Zahlen,
die Sie da im Buch haben , sind von 1927 . (Zu¬
ruf Abg . Dannemann:  Sie Haben die Grund¬
steuer nicht mit dem Betrage multipliziert , den
der Staat anwendet !) Es ist für die ländlichen
Gemeinden noch sehr günstig gerechnet . Wenn ich
noch einige Zahlen nennen darf , dann Lindern
167 0/0, Markhausen 234 °/o, Ramsloh 173 °/g, Neu¬
scharrel 235o/o.

Meine Herren , Sie werden jedenfalls sagen:
Aber wir machen doch den Finanzausgleich,
Sie werden die Silben „ Ausgleich " sehr stark be¬
tonen . Und das liegt in der Natur der Sache,
ganz besonders , wenn es Ihnen günstig erscheint.
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Aber aus der andern Seite mutz man im Rahmen
bleiben und man darf nicht verkennen, datz die
Städte, die zum Teil noch als steuerstark an¬
gesprochen werden, ja neben den Schullasten noch
ganz besondere soziale Verpflichtungen zu erfüllen
haben. (Zuruf Abg. Lahmann:  Herr Dan-
nemann,  Sie werden so unruhig! — Zuruf
Abg. Dannemann:  Ich prüfe das schon nach,
ich komme darauf!) Ich bin bereit, Ihnen das
Material zur Verfügung zu stellen, und wenn ich
mich hier und da versehen habe, bin ich gern be¬
reit, mich zu korrigieren. Aber ich glaube es
nicht. Wir bitten Sie , unsere Anträge, die wir
zu Ziffer 10 gestellt haben, anzunehmen. Es
handelt sich einmal darum, im H 20 die Grund¬
steuer mit in die Relation zu bringen. Folge¬
richtig muh das im § 20a auch geschehen. Wir
glauben, wenn man dem folgt, dann verschiebt
sich zunächst die Zuschutzgrenze allgemein nach oben,
so datz im weiteren Verfolg an den Ausgleichs¬
stock entschieden geringere Ansprüche gestellt und
datz dann auch für den Ausgleichsstock nicht ent¬
fernt mehr solche Mittel benötigt werden, als
sie der Berechnung der Staatsregierung zugrunde
liegen. Wir sind auch nicht damit einverstanden,
datz man die Zahlung der Hälfte der ersparten
Zuschüsse, die durch Zusammenlegung von Klassen
in den Gemeinden entstanden sind, dem Ausgleichs¬
stock auferlegen will. Bisher war vorgesehen, diese
ersparten Zuschüsse aus der Staatskasse zu zahlen,
wenngleich es in der Praxis im letzten Jahre wohl
nicht mehr geschehen ist; es ist wohl so gewesen,
datz man das aus dem Ausgleichsstock herausge¬
nommen hat.

Wir Haben ferner zum Z 20a noch einen An¬
trag gestellt, in II den letzten Satz zu streichen,
d. h., die privaten Volksschulen von der Be¬
zuschussung aus dem Ausgleichsstock auszuschliehen.
Wenn schon etwas getan werden soll, so mutz
es aus Staatsmitteln geschehen. Ferner haben
wir beantragt, einen Abschnitt III einzüfügen, eine
Bestimmung, die dahin zielt, datz den Gemeinden,
die ihre Steuerquellen nicht voll ausschöpfen, dann
mindestens die Zuschüsse um die nicht voll er¬
hobenen Beträge gekürzt werden. Dies ist eine
Bestimmung, die vor einigen Jahren schon einmal
im Gesetz vorhanden war, und die allerdings im
letzten Jahre wieder beseitigt worden ist. Wenn
ich mir vorstelle, datz nach den Unterlagen, die im
letzten Herbst Vorlagen, schon im vorigen Jahre
eine Reihe von Gemeinden tatsächlich erhebliche
Steuersummennicht erhoben, trotzdem aber noch
beachtenswerte Zuschüsse zu den Lehrerbesoldungen
bekommen haben, so ist das ein Unding. Ich habe
feststellen müssen, datz z. B . in einer Gemeinde
die nicht erhobenen Steuersummen, wenn ich mich
recht erinnere, so etwa die Höhe von 27 bis
28 000 Mark erreichen, aber datz doch Zuschüsse
in Höhe von 12 000 Mark gezahlt worden sind.

So etwas ist mit dem Gedanken der Gerechtig¬
keit nicht zu vereinbaren.

Wir bitten auch, Z 20c zu streichen. Wir
sind der Ansicht, wenn für die staatliche Anstalt
in Wehnen etwas getan werden soll, dann mutz
es aus der Staatskasse geschehen. Es ist, wenn
der Finanzminister weitere Mittel braucht, an der
Zeit, datz man versucht, auf anderem Wege die
Mittel hereinzubekommen. Datz die Gemeinden
nun für alle Dinge bluten sollen, können wir nicht
zugeben.

Der Herr Innenminister hat vorhin gesagt,
datz die Gemeinden kein Anrecht aus den ^ -An¬
teil hätten, datz man, wenn man wolle, es auch
mit weniger genug sein lassen könne. Eewitz, es
kommt aus den Geist an, aus dem heraus man
überhaupt den Finanzausgleich macht. Wenn man
eben das Ganze, das habe ich schon gesagt, als
richtig und gerecht anerkennen will, dann mag es
angehen. Wenn man das nicht kann, dann muh
man nach Mitteln und Wegen suchen, das Gesetz
gerechter zu gestalten. Ebenfalls wünschen wir
unter Bezugnahme auf 20 ä, datz, wenn noch
Mittel für den Ausgleichsstock notwendig sind, dann
auch die Staatskasse mit herangezogenwird.

Einige Worte noch zum Z 20 b. Da sind Be¬
stimmungen für die notleidenden Gemeinden vor¬
gesehen. Ich habe schon gesagt, datz auch diesen
Gemeinden nach dem Vorschläge der Staats¬
regierung von ihren Einkommen- und Körper¬
schaftssteueranteilennoch etwas weggenommen
werden soll. Wir halten das nicht für richtig.
Wohl aber wollen wir uns, zwar nicht ganz aus
eigener innerster Ueberzeugung, aber in Anbetracht
der Tatsache, datz für eine andere Regelung keine
Mehrheit zu finden sein wird, im allgemeinen dem
Grundgedanken des Z 20b anschlietzen. Es ist
oft genug betont worden, datz diese Gemeinden
auch aus eigener Kraft etwas tun mützten. Ich
möchte zunächst noch den Herrn Minister folgendes
fragen: Wenn er vorhin sagte, es ist besser, den
notleidenden Gemeinden mit zinslosen Darlehen zu
Helsen, möchte ich wissen, wie er sich das vorstellt,
z. B . auf wie lange Zeit das geschehen soll? Es
denkt im Ernst niemand daran, datz bei der jetzigen
Lage und Regelung diese Gemeinden aus eigener
Kraft wieder auf die Fütze kommen können. Das
ist ausgeschlossen. Also, wir sehen die Tatsache,
datz verschiedene Gemeinden rettungslos versackt
sind und haben die sichere Voraussicht, datz bei
einigen anderen Gemeinden das in Kürze auch
der Fall sein wird. Das ist kein Zustand. Ich
möchte sagen, datz wir unbedingt danach trachten
müssen, diese Gemeinden wieder lebensfähig zu
machen. Wir stimmen der Ziffer 1 und 2, ich
sage ausdrücklich, nicht ganz leichten Herzens zu.
Die Auffassung, datz die Gemeinden aus eigener
Kraft etwas tun müssen, liegt uns zwar nach

I
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der bisherigen Entwicklung der Dinge nicht ganz,
aber wir wissen , datz eine andere Regelung nicht
zu erzielen ist . Das möchte ich auch den Herren
sagen , die den ganzen § 20b ablehnen wollen.
Den letzten Satz des ß 20 b bitten wir zu streichen.
Es liegt darin doch eine ganz erhebliche Ein¬
schränkung des Selbstverwaltungsrechts der Ge¬
meinden , beinahe eine vollständige Aufhebung,
und ich glaube , das sollte man unterlassen . Sie
könnten mit dieser Bestimmung doch etwas er¬
reichen , was Sie alle nicht wollen . Es kann
durchaus so lausen , datz man in den Gemeinde¬
körperschaften sagt : Es fällt uns nicht ein , da
noch Steuererhöhungen zu beschließen , sondern die
Aufsichtsbehörde mag gefälligst anordnen , dann
haben wir den Rücken rein , dann kann uns nie¬
mand etwas wollen . Wir beschließen nichts mehr,
bitte Aufsichtsbehörde , ordne du an , dann be¬
kommst du die Prügel . Ob eine solche Entwicklung
wünschenswert ist, möchte ich zu bedenken geben.
(Zuruf von der Negierung : Sicher nicht !) Also.
Wie sagte der Freiherr von Stein ? Zutrauen ver¬
edelt und entwickelt die Reife . Sie , Herr Minister,
scheinen wenig Vertrauen in die Einsicht und Ver¬
nunft der Gemeindekörperschaften zu setzen. (Zu¬
ruf von der Regierung : Bei einigen nicht !)

Meine Herren , ich würde zunächst meinen Aus¬
führungen nicht viel mehr hinzuzusetzen haben.
Aber eins möchte ich noch sagen : Wir sind ge¬
willt gewesen und sind es heute noch , an einem
erträglichen und gerechten Finanzausgleich mitzu¬
arbeiten . Wir müssen aber unsere Zustimmung
davon abhängig machen , daß , soweit irgendwie
möglich , der Weg der steuerlichen Gerechtigkeit,
wie wir ihn sehen , beschritten wird . Die Vorlage
der Staatsregierung entspricht unseren Ansichten
und Voraussetzungen nicht . Wir werden abzu¬
warten haben , wie weit hier im Landtage eine
anderweitige Regelung stattfindet und unsere end¬
gültige Stellungnahme davon abhängig machen.
Ich will nicht verfehlen , darauf hinzuweisen , daß
der jetzige Zustand , wie er in einzelnen Gemein¬
den vorhanden ist, auf die Dauer nicht erträglich
erscheint , datz vor allen Dingen auch bei den vor¬
liegenden Vorschlägen und Anträgen eine Aende-
rung dieses Zustandes als aussichtslos anzusehen
ist, und datz versucht werden mutz , Mittel und
Wege zu finden , wirklich aus die Dauer zu helfen,
so datz auch diese Gemeinden früher oder später
aus eigener Kraft sich helfen können.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Alb er s.

Abg . Albers : Meine Herren ! Auch wir müssen
uns unsere endgültige Stellungnahme zu diesem
Finanzausgleich Vorbehalten . Der Herr Minister
hat eingangs gesprochen von den Bemühungen , die
angestellt worden sind , um den Finanzausgleich
grundsätzlich neu zu beordnen . Die Regierung ist
zu dem Ergebnis gekommen , datz grundsätzliche

Aenderungen in diesem Jahre nicht möglich seien.
Wir haben im vorigen Jahre viel davon gesprochen,
datz der Finanzausgleich gerechter und überjicht-
sichtlicher gestaltet werden müsse . Ich glaube nicht,
meine Herren , datz , insbesondere auch nach den Aus¬
führungen meines Herrn Vorredners und auch nach
unserer Ansicht , aus die ich noch zu sprechen kommen
werde , etwa der Finanzausgleich in sich gerechter
geworden wäre , und man kann noch weniger sagen,
daß der Finanzausgleich etwa übersichtlicher ge¬
worden sei ; im Gegenteil , ich glaube , datz hier
im Hause manche Herren Mühe haben werden,
festzustellen , was beabsichtigt ist, wie die Wirkung
der Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes sein
wird . Also gerechter ist er nicht geworden und auch
nicht übersichtlicher . Eins ist ohne weiteres zu¬
zugeben , datz in der jetzigen Zeit eine grundlegende
Aenderung des Finanzausgleichs allerdings große
Schwierigkeiten macht . Der Herr Minister hat
davon gesprochen , datz man infolge der noch nicht
stattgefundenen endgültigen Regelung des Finanz¬
ausgleichs des Reiches , der Steueroereinheitlichung
usw . sich wieder mit einem Provisorium behelfen
müsse . Das ist ohne Frage richtig . Das Reich
kommt nicht zu dieser endgültigen Beordnung , weil
einstweilen noch die endgültige Reparationsregelung
aussteht und noch manches andere , auf das auch
Herr Abg . Fr er ichs hingewiesen hat , datz in
Deutschland vorher eine Neuordnung der Ver¬
waltung und ihrer Aufgaben stattzufinden habe usw.
Datz aber nach der Reparationsregelung , die offen¬
bar in Aussicht steht , eine Neuordnung dieser Dinge
stattfinden wird und mutz , darüber mutz sich jeder
klar sein . — Meine Herren , da ich von den Repa¬
rationsverhandlungen bzw . von dem Ergebnis
dieser Verhandlungen spreche , wird es , glaube ich.
in diesem Hause auch als richtig anerkannt werden,
wenn man den Wunsch zum Ausdruck bringt , datz
Einsparungen aus den Minderleistungen des
Reiches an Reparationen unter allen Umständen
vom Reich zu einer Senkung der Steuerlasten,
insbesondere der Realsteuern , Verwendung finden
müssen . (Abg . Röver  ruft : Wer lacht da ! —
Zuruf Abg . Lehmkuhl:  Ist ja schon alles
verpulvert !) Herr Abg . Röver,  ich glaube schon
früher einmal gesagt zu haben , daß es nicht viel
Zweck hat , sich mit Ihnen über diese Dinge aus¬
einanderzusetzen . Sie machen dauernd Vorschläge,
von denen Sie wissen , datz eine Mehrheit sich
nicht findet , um diesen Vorschlägen zuzustimmen.
(Abg . Röver:  Mehrheit ist immer Dummheit
gewesen !) Wenn Sie bei dieser Mehrheit sind,
habe ich Verständnis für diesen Zwischenruf . —
Man mutz also hoffen , datz bei dieser Gelegenheit
die von allen Seiten immer verlangte Senkung
der Realsteuern herbeigeführt wird.

Es wird auch das Steuersystem geändert werden
müssen , um die Gemeinden in die Lage zu ver¬
setzen, auch mit anderen Steuern als nur mit
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Nealsteuern ihre Bedürfnisse zu decken. Es ist
weiter die Anregung gegeben hier , den Anteil
der Gemeinden an den Reichsüberweisungssteuern,
zu ändern . Bekanntlich bekommt das Land ^
und die Gemeinde HZ- . Die angeregte Aenderung
würde bedeuten , daß der Gemeindeanteil zurück¬
ginge , was zur Folge Haben würde , daß die Real¬
steuern erhöht werden müßten . Ich glaube , in
diesem Augenblick wird man davon absehen müssen,
eine anderweitige Regelung der Anteile an den
Ueberweisungssteuern vorzusehen . Es ist von Ver¬
gleichen mit anderen Ländern viel die Rede ge¬
wesen. Ich muß sagen , daß alle diese Vergleiche
mehr oder weniger doch stark hinken , und daß
es darauf ankommt , die Steuerleistungsfähigkeit
der Länder und der Gemeinden dabei in Betracht
zu ziehen . Ich kann einen Finanzausgleich in einem
Lande viel leichter und zufriedenstellender beregeln,
wenn eine größere Steuerleistungs 'sähigkeit vor¬
handen ist. Wenn in Oldenburg gegenüber
Preußen V,-, weniger an Steuerleistungsfähigkeit
vorhanden ist, dann ist es aus diesem Grunde schon
gegeben , daß hier der Finanzausgleich schwieriger
zu beregeln ist . Oder ein anderes Beispiel : In
Bremen und Hamburg , wo eine 3— 4 mal größere
Leistungsfähigkeit vorliegt , wird dieser Ausgleich
viel leichter sein als hier in Oldenburg.

Bedauerlich ist, meine Herren , daß trotz der
Bemühungen der Kommission im Ministerium , die.
darangehen sollte , den Finanzausgleich Übersicht -'
licher und gerechter zu gestalten , die Hoffnungen
erheblich getäuscht worden sind . (Zuruf Minister
Dr . Driver:  Das ist so leicht nicht !) Da haben
Sie recht . Vor allen Dingen bedauern wir , daß
es nicht gelungen ist, den Soziallasten -Ausgleich
in irgendeiner Form vorzunehmen . Wir haben
seinerzeit darauf hingewiesen , daß es notwendig
sei, diesen für alle Gemeinden ungeheuer wich¬
tigen Lastenausgleich vorzunehmen . Wenn jetzt
eine Uebersicht der Begründung zum Finanzaus¬
gleich beigegeben ist und aus dieser Uebersicht ge¬
folgert wird , daß es gar nicht möglich ist, einen
einigermaßen gerecht wirkenden Soziallastenaus¬
gleich vorzunehmen , dann muß ich daraus Hin¬
weisen , daß diese Uebersicht unter gar keinen Um¬
ständen als irgendwie stichhaltig angesehen werden
kann . (Minister Dr . Driver:  Wir haben keine
andere !) Es gibt doch Unterlagen der Gemeinden,
die man verwenden kann , und wir behalten uns
vor , zur zweiten Lesung einen Antrag zu stellen,
daß die Frage des Soziallästen -Ausgleichs im
Ministerium noch einmal gründlich geprüft wird.

Meine Herren ! Dann zur Vorlage allgemein.
Wir behalten uns vor , noch bei einzelnen Anträgen
aus einige Punkte zurückzukommen . Da ist zu¬
nächst der von der Regierung vorgeschlagene Lasten¬
ausgleich innerhalb der Amtsverbände . Die
Regierung ist selbst zu der Auffassung gekommen,
daß die bisherige Regelung , einfach die Fürsorge¬

lasten aus Grund der Einkommensteuer umzulegen,
nicht mehr haltbar ist, und hat vorgeschlagen , daß
1Hzfache der Grund - und Gebäudesteuer mit in
Ansatz zu bringen . Die Regelung , wie sie von
der Regierung vorgeschlagen wird , entspricht nach
unserer Auffassung der Billigkeit . An sich ist die
praktische Auswirkung dieser Aenderung ja eine
sehr geringe . Ich glaube , der Herr Minister hat
davon gesprochen , daß mit dieser Regelung ver¬
bittet werden soll , daß nicht etwa die Lastenoer¬
teilung eine noch ungerechtere innerhalb der Amts¬
verbände wird . Es ist leider diese Bestimmung
im Ausschuß umstritten . Wir meinen aber , daß
man doch in diesem Falle entgegenkommen mußte.
Wir haben versucht , allgemein eine mittlere Linie
bei diesen Dingen einzuhalten uno glauben , daß
bei der Anerkennung der Tatsache , daß doch die
Städte in großem Umfange jetzt benachteiligt
werden , insbesondere die kleinen und mittleren
Städte , hier eine Aenderung mitmachen zu sollen.
Dasselbe bezieht sich auch auf die Biersteuer , die,
nebenbei gesagt , keine große praktische Bedeutung
hat . Die Gemeinden , die sie selbst heben , bekommen
ja die volle Biersteuer und fahren dabei besser,
als wenn der Amtsoerband die Steuer heben
würde.

Meine Herren , nun muß ich zugeben , daß in
Konsequenz der Ziffer 9 des Regierungsantrages
es liegen würde , wenn ein Antrag angenommen
würde , wie er von der Fraktion der Sozialdemo¬
kraten gestellt ist, nämlich , daß ein bestimmter
Teil der Grundsteuer in Verbindung gebracht
werden soll mit der Einkommensteuer . Das würde
eine Fortsetzung des Prinzips bedeuten , das die
Regierung in Ziffer 9 vorgeschlagen hat , also
eine Entlastung der Städte . Wir haben aber
trotzdem davon abgesehen , diese Konsequenz zu
ziehen auch für die Verteilung der Volksschullehrer¬
zuschüsse, sondern glauben , daß dieser Antrag im
gegenwärtigen Augenblick seine Bedenken hat,
wenngleich wir nicht verkennen wollen , daß ins¬
besondere auch die Zahlen , die der Herr Abg,
Fr er ichs eben vorgetragen hat , ein Bild ge¬
geben haben davon , welche Unebenheiten in dem
jetzigen Gesetz vorhanden sind . Wir glauben also,
daß eine Annäherung in diesem Punkte immerhin
eine gewisse Berechtigung hätte , sind trotzdem aber
der Meinung , im Augenblick von einem solchen
Anträge absehen zu sollen und es der Regierung
zu überlassen , im nächsten Jahre mit abgeänderten
Vorschlägen zu kommen . Wir glauben , daß ein¬
mal der Umstand berücksichtigt werden muß , daß
es in der Tat der Landwirtschaft doch außer¬
ordentlich schlecht geht , auch wenn man das eine
oder andere übersehen kann , was im Uebereiser
des Gefechts gesagt wird . Eine Ausrechnung von
30 «/» der Grundsteuer bei der Verteilung der
Volksschullehrerzuschüsse würde aber selbstverständ¬
lich eine teilweise Erhöhung der Realsteuern in
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diesen ländlichen Gemeinden zur Folge haben und
würde sich dadurch eine neuerliche Belastung er¬
geben . Im übrigen wird richtig sein , daß wir
mit Rücksicht aus die zu erwartende Regelung des
Reichs abwarten , um rm Gesamtzusammenhang zu
dieser wichtigen Frage 'dann Stellung zu nehmen.

Dagegen halten wir es für selbstverständlich,
daß man den Gemeinden , die ihre Steuerquellen
nicht voll ausgeschöpft haben , die nicht erhobenen
Steuern auf ihre Zuschüsse , die sie für Volks-
schullehrerbesoldungen bekommen , anrechnet . Es
sind Anregungen gekommen , denjenigen Gemein¬
den überhaupt keine Zuschüsse zu den Volksschul¬
lehrerbesoldungen zu geben , die zwecks Umgehung
einer solchen Bestimmung mehr Steuern erheben
als notwendig ist. Es liegt hier der Knüppel beim
Hund , kann man sagen ; wir glauben hier mit¬
machen zu können , daß man den Gemeinden die
nicht erhobenen Zuschüsse anrechnet.

Es ist dann wiederholt im Ausschuß und im
Plenum die Rede gewesen von einer Gleichstellung
der Eebäudesteuer mit der Grundsteuer . Meine
Herren , dagegen haben wir uns ausgesprochen,
und zwar aus folgenden Gründen : Einmal muß
man nicht vergessen , daß zu der Gebäudesteuer
noch die Hauszinssteuer kommt , die noch viel
drückender sich auswirkt als ein Mehrzuschlag von
100 — 200 »/o zur Gebäudesteuer ; zum andern ist
nicht zu übersehen , daß der Hausbesitz noch in
der Ausnutzung seines Eigentums gehemmt ist durch
die Zwangswirtschaft , und schließlich halten wir
es auch für richtiger , die Reichsregelung abzu¬
warten und bei dieser Gelegenheit diese Frage zu
erledigen . Aus diesem Grunde müssen wir jede
Regelung ablehnen , die darauf hinausgeht , die
Relation , die jetzt zwischen der Grundsteuer und
der Eebäudesteuer besteht , irgendwie zu ändern.

Dann noch einige wenige Worte zu dem Aus¬
gleichsstock. Der hat inzwischen eine Bedeutung
und einen Umfang angenommen , von dem wir
glauben , daß das nicht richtig ist . Ich darf dar¬
auf Hinweisen , daß mit dem Anschwellen der Auf¬
gaben des Ausgleichsstocks und mit seiner Höhe
das Mißtrauen in den Kreisen wächst , die ihr
Geld in diesen Ausgleichsstock hineintun . Schon
aus dieser Ueberlegung heraus sdllte man vor¬
sichtig sein und wird sich daher eine Zurückhaltung
auferlegen müssen . Ganz besonders ist bedenk¬
lich, wenn man immer neue Ausgaben mit diesem
Ausgleichsstock verbindet . Man will jetzt auch,
das ist schon gesagt worden , die Zuschüsse an die
Bezirksfürsorgeverbände für ihre Kranken , die sie
in der Heilanstalt in Wehnen unterbringen , ferner
zinslose Darlehen für notleidende Städte , die Zu¬
schüsse für eingesparte Volksschulklassen und der¬
gleichen mehr aus diesem Ausgleichsstock finanzieren.
Meine Herren , wir lehnen diese Punkte ab , ins¬
besondere auch was die Zuschüsse für die Ein¬
sparungen durch Zusammenlegung von Volksschul¬

klassen betrifft und auch diejenigen für private
Volksschulen . Es geht nicht an , daß man den
Ausgleichsstock immermehr mit solchen Aufgaben
bepackt , dann müssen irgendwie die Staatsfinanzen
eingespannt werden.

Meine Herren , dann zu dem § 20 ä , der ja
vorsieht , daß der Ausgleichsstock weiter ausgefüllt
werden kann . Dieser H 20 6 stellt eine General¬
vollmacht dar , welche der Landtag der . Regierung
damit ausstellen soll . — Wir werden uns Vor¬
behalten , bei dem Z 20a zur zweiten Lesung deut¬
lich zu sagen , was in diesen Ausgleichsstock hinein
soll und werden dann dafür eintreten , daß der
Z 20 ä insgesamt gestrichen wird.

Meine Herren , dann noch ein paar Worte zu
den notleidenden Städten . Da ist der Grundsatz
aufgestellt worden , nach unserem Dafürhalten zu
Recht , daß diese Städte selbst beteiligt werden
müssen an den Opfern , die notwendig sind , um
die Gemeinden wieder lebensfähig zu machen . Das
ist ein Grundsatz , der auch in der Privatwirtschaft
Geltung hat und der hier nicht übersehen werden
darf . Ich wundere mich, daß der Kollege aus
Varel , der Vertreter der Wirtschastspartei , Herr
Abg . Haskamp,  diesen ganzen Paragraphen ab¬
lehnt , und zwar , wie im Ausschuß gesagt wurde,
weil eigene Opfer von Varel nicht mehr aufzu¬
bringen sind . Er will nicht , daß Varel und
Brake selbst dazu beitragen , daß diese Städte
wieder kreditfähig werden , aber vor allem des¬
wegen nicht , weil höhere Steuern wieder dabei
herauskommen . Dadurch , daß man den ganzen
Paragraphen ablehnt , leistet man den Städten
einen schlechten Dienst ; denn dadurch fallen auch
die zinslosen Darlehen . Meine Herren , es be¬
deutet doch schon allerhand , daß man aus Mitteln
anderer Gemeinden zinslose Darlehen gibt , von
denen man nicht weiß , ob sie je wieder zurück¬
gegeben werden . Ich glaube , daß gerade der
Abgeordnete aus einer solchen Stadt und der Ver¬
treter der Wirtschaftspartei besonders diesen Grund¬
sätzen Rechnung tragen und nicht diese ganze Be¬
stimmung ablehnen müßte . Zum mindesten müßten
auch andere Bestimmungen vorgeschlagen werden,
die nach Auffassung dieser Vertreter günstiger sind.
— Meine Herren , es ist auch richtig , daß ein
großes Bedenken bei dieser Regelung , wie sie jetzt
vorgeschlagen wird , zutrifft , nämlich , daß mit
dieser Regelung den Städten Brake und Varel auf
die Dauer nicht geholfen ist, sondern daß noch
andere Maßnahmen notwendig werden , um die
Dinge in Ordnung zu bekommen . Vielleicht wird
sich das nicht nur auf Varel und Brake erstrecken,
sondern es werden unter Umständen auch noch
andere Städte hineinkommen . Ich glaube , daß
die Staatsregierung sich ernsthaft überlegen muß,
was weiter geschehen soll ; im nächsten Jahre wird
wahrscheinlich diese ganze Angelegenheit noch viel
schwieriger geworden fein als es augenblicklich der
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Fall ist. (Abg. Röver:  Hört , hört !) Wenn
Sie sich bemühen, bas Material durchzuarbeiten,
werden Sie wohl selbst zugeben, daß das richtig
ist. Wir haben Vorschläge gemacht, wie man
bessern kann, vermisse das aber von Ihnen . Sie
sind wohl nur hierher gekommen, um alles in
Grund und Boden zu verdammen.

Meine Herren, es liegt in dem ganzen Finanz¬
ausgleich noch eine starte Unausgeglichenheit vor.
Es hätte nach unserem Dafürhalten noch mehr
versucht werden müssen, diesen Finanzausgleich zu
bessern. Herr Ministerpräsident, Sie meinen, es
wird schwer sein, zu bessern; vielleicht haben Sie
auch Zweifel an dem, was ich sagte, daß diese Un¬
ausgeglichenheit oorliegt. Diese Unausgeglichenheit
liegt vor. Aus der einen Seite gibt es Städte
und Gemeinden, die, trotzdem sie alle möglichen
Steuerquellen ausschöpfen und so ihre Bevölke¬
rung ungeheuer belasten, trotzdem noch nicht ihren
Etat balancieren können, sondern noch große Defi¬
zite behalten. Auf der änderen Seite sind Dutzende
von Gemeinden da, die ihre Steuerquellen nicht
einmal ausgeschöpst haben und trotzdem ihren Etat
mit Leichtigkeit in Ordnung bringen. Ich glaube,
man hätte statt Unausgeglichenheit noch eine ganz
andere Formulierung mit Recht gebrauchen können.

Wir hoffen, daß es insbesondere noch in den
Beratungen zur zweiten Lesung gelingt, das eine
oder andere zu bessern. Wir werden unsere end¬
gültige Stellungnahme davon abhängig machen.
Im übrigen werden wir noch zu den einzelnen
Paragraphen Stellung nehmen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Har-
tong.

Abg. Hartong : Meine Herren! Ich darf an¬
schließen an das , was Herr Abg. Alb ers am
Schluß sagte: Unausgeglichen ist der Finanzaus¬
gleich ganz zweifellos, nur darf man es nicht so
machen — wenigstens klang das aus den Aus¬
führungen von Herrn Albers  heraus , und dann
wird es ein Fehler —, daß man den Etat von
2 Städten , bei denen sich der Etat nicht ausgleichen
kann (Varel z. B . kann  die 100000 Mark jähr¬
liches Defizit aus der Sparkassenfache etatmäßig
nicht tragen) zum Ausgangspunkt seiner Kritik
macht. Diese beiden Städte sind nicht mit anderen
Kommunen zu vergleichen, die vernünftig gewirt-
schaftet haben. Den vernünftigsten Gemeindevor¬
steher bzw. Bürgermeister hat die Stadt Vechta.
(Heiterkeit.) Die Stadt Vechta hat einen Bürger¬
meister, der sich nie hat aus seiner Ruhe bringen
lassen, auch in den Eründerjahren nach 1918 nicht,
und er hat stets trotz aller Anfeindungen den
Standpunkt vertreten, ich bleibe dabei, ich bin
froh, wenn ich das , was ich bisher geschaffen habe,
durch die Notzeit hindurchbringen kann. (Zuruf
Abg. Lah mann:  Die Stadt Vechta hat auch
keine Wohnungsnot ; die kann man nicht in Ver-
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gleich stellen!) Die bestfundierste Gemeinde ist
heute Vechta, weil sie die nachkriegszeitliche Pro¬
jektebauerei unterlassen hat.

Meine Herren, ich bin auch der Auffassung, daß
man an die Regierung den dringenden Appell
richten muß, zum nächsten Jahr ernstlich zu über¬
legen, ob nicht der Finanzausgleich insofern aus
eine völlig andere Basis gestellt werden muß
— auch wenn dann noch kein endgültiger 'Reichs¬
finanzausgleich vorliegt —, als der Anteil des
Landes an den Neichsüberweisungssteuern erhöht
wird. Es ist auf die Dauer nicht zu ertragen,
daß in dieser Weise, wie es vielfach von Städten
und Gemeinden geschieht, an dem Vorgehen des
Staates bei dem Finanzausgleich Kritik geübt
wird und daß diese Kritik ihren alleinigen Grund
darin hat , daß der Staat zu gunsten der Ge¬
meinden vorneweg aus zuviel Geldmittel aus den
Reichsüberweisungen verzichtet hat . Es ist, glaube
ich, nicht zuviel behauptet, wenn ich sage, daß kaum
ein anderes Land in Deutschland die Gemeinden
von vornherein so hoch an den Reichsüberweisungen'
beteiligt hat wie wir, und wenn in dieser Weise
der Staat Oldenburg sich von vornherein zu
gunsten der Gemeinden beschränkt hat , dann kann
nicht nachher seitens der Gemeinden gesagt werden,
daß aus Einzelgebieten in anderen Ländern staats¬
seitig mehr geschieht. An sich mögen das Auf¬
gabengebiete sein, bei denen der Staat zweckmäßig
etwas tut , aber er muß dann auch dazu in den
Stand gesetzt werden, und dann muß ein größerer
Anteil des Landes an den Ueberweisungssteuern
festgesetzt werden. Meine Herren! So sieht, richtig
gesehen, das angebliche Unrecht des Staates aus.
Im übrigen würden die Gemeinden, wenn nichts
besonderes geschieht (Sparkasse Varel usw.), mit
ihrem bisherigen Steuerrecht auskommen können,
wenn sie wollen. Meine Herren, das muß un¬
bedingt gesagt werden, damit diese leidige Be¬
kämpfung zwischen Städten und Staat aufhört.
Ich habe vollstes Verständnis dafür , daß die
Städte möglichst viel zu schaffen und zu erreichen
suchen. Die beiden Herren Vorredner haben ja
schon angedeutet, daß sie nicht in allen Punkten
mit den Eingaben, die uns beschert worden stnd,
einverstanden sind. Auch ich bin es nicht. Zum
mindesten sollte man aber doch verlangen, dag
z. B . der Städteverband bei seinen Eingaben un¬
richtige Behauptungen vermeidet.

Meine Herren, zu den einzelnen Fragen ganz
kurz unsere Auffassung. Die Ortsg eno ssen-
sch asten  spielen bei uns im Lande, nachdem
Osternburg und Eversten eingemeindet sind, keine
wesentliche Rolle. Im Landesteil Lübeck, in Bir-
kenfeld vielleicht auch, spielen sie dagegen eine
große Rolle. Man wird ihnen irgendwie helfen
müssen. Man wird dazu übergehen können, daß
die Ortsgenossenschaften auf die Gebäudesteuer ins¬
besondere verwiesen werden, weil gerade die Tätig-
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keit der Ortsgenossenschaften zu gunsten der Grund¬
stücke sich auszuwirken pflegt.

„Amtsverbandsumlagen aus die Gemeinden " .
Es scheint uns , als ob sich der bisherige Zustand
zu ungunsten der Städte auswirkt . Es scheint
uns aber auch , daß der Vorschlag der Regierung
bezüglich des 1 Machen der Grundsteuer das Blatt
genau umkehren würde zu ungunsten der länd¬
lichen Gemeinden und die Städte zu sehr bevor¬
zugt . Vergleichen Sie z. B . die Erundsteuerzahlen
zwischen der Stadt Varel und der Landgemeinde
Varel und setzen Sie dann den 1 Machen Betrag
ein . (Zuruf von links : Stimmt nicht !) Es ändert
sich doch, glaube ich, ganz erheblich . Ich würde
empfehlen , zwischen erster und zweiter Lesung
— manches muß ja zwischen erster und zweiter
Lesung geschehen , wie alljährlich beim Finanzaus¬
gleichsgesetz — zu überlegen , ob nicht in der Weise
ein Weg gesunden werden kann , daß die 50 o/«
der Hauszinssteuer , die der Amtsverband bisher
noch hebt , den Gemeinden überwiesen werden . Das
stellt dann vor allen Dingen die Städte besser
und setzt sie in den Stand , im Rahmen des Amts¬
verbandes zahlungsfähiger zu sein . Die Auf¬
fassung des Herrn Abg . Frerichs,  daß das
einfach ein Durchsließen durch die Kassen sein
würde , ist meines Erachtens nicht zutreffend . —
Soweit zunächst zu den Amtsverbandsumlagen.
Wie gesagt , der jetzige Zustand ist unbefriedigend.
Es ist ohne weiteres zuzugeben , daß im Rahmen
des Amtsverbandes die Städte — ich denke vor
allen Dingen an Brake und Nordenham — zu
sehr belastet werden.

„Die Staatszuschüsse zu den Volksschullehrer¬
besoldungen " , „ Ausgleichstops " , stets die schwie¬
rigste Frage . Ich gebe Herrn Alb ers zu , daß
der Nusgleichsstock zu sehr belastet ist und daß
aus diesem Ausgleichschock Dinge bestritten werden
sollen , die wirklich nicht dahingehören . Auch nach
meiner Auffassung gehört in diesen Ausgleichsstock,
so wie er jetzt aufgebaut ist, nicht die Bezuschussung
von privaten Volksschulen . 'Es will mir auch immer
noch nicht die Bezuschussung von Wehnen aus
dem Ausgleichsstock gefallen , trotz der Intensität,
mit der der Herr Finanzminister seinen diesbezüg¬
lichen Wunsch die Jahre hindurch verfolgt . Im
übrigen ist diese Sache nicht von so grundlegender
Bedeutung , aber zweckmäßig ist der Plan des
Ministers nicht . Folgen Sie meiner Anregung,
die ich im Anfang gemacht habe , ändern Sie den
Anteil des Staates an den Reichsüberweisungen,
dann brauchen wir uns über diese Seite des
Finanzausgleichs nicht mehr zu unterhalten.

Meine Herren , die Zahlen , die Herr Frerichs
hier vorhin vorgetragen hat über das , was den
einzelnen Gemeinden aus dem Ausgleichstopf zu¬
rückfließt , im Verhältnis zu dem , was sie an
Steuern aufbringen bzw . was von den von ihnen
aufgebrachten Steuern für den Staat ins Land

zurückfließt , geben sehr zu denken . Die Zahlen
werden im Ausschuß gründlichst überprüft werden
müssen . Wenn sie richtig sind , muß man vielleicht
manche Auffassung revidieren . Insbesondere uns
Delmenhorster interessiert ja schließlich auch , wo
unser Geld bleibt . (Heiterkeit .)

Uebrigens können wir uns mit der Auffassung,
daß man schon jetzt die Grundsteuer  irgend¬
wie mit heranzieht , aus den vom Herrn Abg.
Alb ers angeführten Gründen nicht befreunden.
Es mag sein , daß wir in Zukunft mal wieder zu
diesem alten , früher bewährten Grundsatz zurück¬
kehren müssen , Voraussetzung ist aber , daß wir
eine Zeit der Steuerentlastung bekommen , eine
Zeit , wo es wieder Vergnügen macht , Steuern
'zu bezahlen . (Abg . Schömer:  Hat es die schon
mal gegeben ? ) Jawohl ! — Notwendig scheint
uns übrigens , daß rechtzeitig Vorbereitungen ge¬
troffen werden müssen , um die Grundsteuer inner¬
halb unseres Landes auf die gleiche Basis zu
bringen . Es ist eine Unmöglichkeit , daß sie teil¬
weise sogar innerhalb einzelner Aemter aus ver¬
schiedener Basis festgesetzt ist. Das muß zu un¬
erträglichen Ungleichheiten führen.

Meine Herren , daß aus dem Ausgleichsstock
nur Gemeinden , die ihre Steuerqueilen voll aus¬
schöpfen , etwas bekommen können , ist für mich
eine Selbstverständlichkeit . Es muß bestimmt
werden , daß sie mindestens die Differenz,  die
sie sparen , nicht bekommen , obgleich man auch
einen noch schärferen Standpunkt vertreten könnte.

Ein Wort noch zu den notleidenden Gemeinden
Brake und Varel . Aus den Ausführungen bisher
klang heraus , man habe das eine oder andere Be¬
denken , finde sich aber mit der vorgefchlagenen
Beordnung ab . Ich glaube auch , daß es nach
Lage der Dinge keine bessere Beordnung gibt.
Ich schließe mich den Ausführungen des Herrn
Abg . Albers  in der Kritik der Herren , die das
erhöhte Zuschlagsrecht für die Realsteuern bei
diesen notleidenden Gemeinden ausschließen wollen,
an . (Abg . Röder  ruft : Hört , hört !) Meine
Herren , Sie wissen , daß ich stets den Standpunkt
vertrete und vertreten habe : „ Keine Erhöhung der
Realsteuern " . Wenn ich aber — und meines Er¬
achtens mit Recht — den Standpunkt vertrete,
die Städte , die in Not geraten sind , müssen sich
in erster Linie selbst helfen , dann bitte , sagen mir
die Herren , die dieses erweiterte Zuschlagsrecht für
die Rsalsteuern ablehnen , wie es denn diese Ge¬
meinden machen sollen , um wieder in Ordnung
zu kommen . (Sehr richtig !) Das einzige , was
meines Erachtens als Mittel gegen eine unnötige
Erhöhung der Realsteuern möglich ist, ist in das
Gesetz hineingearbeitet worden , indem die Ver-
waltungssteuer und die Wohnungsnutzungssteuer im
Verhältnis mit den Realsteuern ebenfalls steigen,
so daß bei Durchführung dieser Steuern alle Kreise
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der notleidenden Kommunen dazu beizutragen
haben , daß sie wieder auf eine gesunde Basis
lammen . Einen anderen Weg gibt es nicht . Lehnt
man dieses erweiterte Zuschlagsrecht zu den Real¬
steuern ab , dann treibt man damit gleichzeitig
diese Städte in den Bankrott . Verlangen mutz ich
allerdings , datz diese Städte die Verwaltungs¬
kostenabgabe und insbesondere auch die Wohnungs¬
nutzungssteuer ehrlich und richtig durchführen (Sehr
richtig ! rechts .) und wenn ich recht unterrichtet bin,
ich sage ausdrücklich wenn , tut Varel das bisher
bezüglich der .Wohnungsnutzungssteuer nicht . Man
hat mir mitgeteilt , datz noch keine 2 Dutzend
Steuerbescheide . (Zuruf Minister Dr . Driver:
Brake ! — Abg . Brodek:  Brake nicht , Herr
Minister !) Ich sage , mir ist von Varel mitgeteilt
worden , datz noch keine 2 Dutzend Steuerbescheide
(Minister Dr . Driver:  16 Steuerzettel !) ,
16 Steuerzettel , in die Welt gegangen sind und
datz das die „ Durchführung " der Wohnungs¬
nutzungssteuer ist. Der betreffende Bürgermeister
soll sogar der Regierung mitgeteilt haben , die
Wohnungsnutzungssteuer sei durchgeführt . (Zuruf
Abg . Röder:  Dann ist das doch nur ein frommer
Wunsch von Ihnen !) Der Einwand ist mir leider
unverständlich geblieben ; ich glaube aber nicht , datz
das an mir liegt . (Heiterkeit .) Ein Bürgermeister,
der derartiges macht , müßte disziplinarisch bestraft
werden.

Meine Herren , die Zwangsetatisierung
mag eine sehr unangenehme Bestimmung sein.
Ich glaube auch , datz einzelne Kommunen sich
unter Umständen darauf zurückziehen werden , zwangs-
etatisiert ruhig und nehmt das Odium auf euch
(Sehr richtig ! links .) ; denn dann bin ich für das
ganze nicht verantwortlich . Ich glaube aber weiter,
datz man ohne Zwangsetatisierung praktisch nicht
auskommen wird . — Eine Zwischenbemerkung . Es
wurde vorhin mehrfach das Reichsrahmengesetz er¬
wähnt . Ich werde so manchmal das Empfinden
nicht los , als ob manche im Landtag auf dieses
Reichsrahmengesetz hoffen , weil durch dieses Reichs¬
rahmengesetz auch ihnen manche lästige Beschlutz¬
fassung erspart bleibt . (Heiterkeit . — Zuruf Abg.
Frerichs:  Das Ministerium aber auch !) Ich
nehme niemanden aus . Ich möchte diese hoff¬
nungsvollen Herren doch darauf aufmerksam
machen , datz heute die Situation in Berlin be¬
züglich des Neichsrahmengesetzes ganz anders als
vor ll /2  Jahren ist. Heute will niemand mehr
recht an die Geschichte heran , weil diejenigen , die
früher die Haupttreiber waren , heute einsehen , datz
für sie eine Entlastung schwerlich eintritt.

Ich bin damit am Schluß meiner Ausführungen.
Ich hoffe , datz zwischen erster und zweiter Lesung
etwas Vernünftiges aus der Beratung heraus¬
kommt und datz auch in diesem Jahre , wie auch
in dem letzten Jahr , ein Gesetz zustande kommt,
mit dem man sich schlecht und recht absinden kann

und mit dem schlecht und recht auch die Gemeinden
wirtschaften können.

Präsident , Bevor ich dem nächsten Redner das
Wort erteile , möchte ich darauf Hinweisen , datz
mir der Berbesserungsantrag , wie er vorhin von
Herrn Abg . Frerichs  schon verlesen ist, über¬
reicht ist. Ich stelle den Antrag mit zur Be¬
ratung.

Das Wort hat Herr Abg . Brendebach.
Abg . Brendebach : Meine Herren ! Zunächst

möchte ich ganz kurz auf den Eerechtigkeitsgedanken
eingehen , der in dem Finanzausgleichsgesetz zum
Ausdruck kommen soll . Ich glaube , damit auch
im Sinne des Herrn Frerichs  zu handeln , der
ja diese Frage zunächst in die Debatte geworfen
hat . Oberstes Prinzip der steuerlichen Gerechtig¬
keit mutz es letzten Endes sein , datz jeder Staats¬
bürger auch zu den Staatslasten im Rahmen!
seiner Leistungsfähigkeit herangezogen wird . Ich
bin der Ansicht , datz auch im Finanzausgleich das
Prinzip der Leistungsfähigkeit Geltung haben mutz.
Ich bin weiter der Ansicht , datz , was die Leistungs¬
fähigkeit angehl , nicht nur der Geldbeutel eine Nolle
spielt , sondern datz dabei auch andere Dinge wesent¬
lich in Frage kommen . Es liegt außerordentlich
nahe , z. B . Vergleiche zu ziehen zwischen dem Lande
Oldenburg und der Stadt Berlin . Man kann
feststellen , datz z. B . die Stadt Berlin , was das
Aufkommen an Besitz - und Verkehrssteuern pro
Kops der Bevölkerung angeht , in der Hinsicht
das 6— 7 fache der Kopfleistung Oldenburgs auf¬
bringt . Andererseits weiß man , datz Berlin wahr¬
scheinlich in 2— 3 Generationen überhaupt nicht
mehr existieren würde , wenn nicht der Zustrom
von Menschen vom Lande kommen würde , von
Menschen , die aus dem Lande grotz geworden sind
und da das Geld gekostet haben . Das ist auch
ein Punkt , der berücksichtigt werden mutz , und der
auch dann Berücksichtigung im Reichsfinanzaus-
gleichsgesetz finden mutz , wenn das Zuschlagsrecht
zur Einkommensteuer wieder gegeben werden sollte.
Ich bin nicht der Ansicht , datz mit dem Zuschlags¬
recht zur Einkommensteuer der Z 35 des Finanz¬
ausgleichsgesetzes einfach unter den Tisch fallen
könnte . Aenderungen des Finanzausgleichsgesetzes
sind bereits seit Jahren getroffen worden . Es ist
von dem Abg . Frerichs  daraus hingewiesen
worden , datz das Reich die Neuregelung des
Finanzausgleichs vor allen Dingen aus außen¬
politischen Gründen hinausschiebt . Es ist ferner
daraus hingewiesen worden , daß man glaubt , zu¬
nächst eine Aenderung des Steuersystems durch¬
führen zu müssen . Dann glaubt man auch , auf
das Steuervereinheitlichungsgesetz warten zu müssen
und man rechnet in weiten Kreisen mit einer Ver¬
waltungsreform und mit einer Staatsreform.
Meine Herren , ich gebe zu , datz man hinsichtlich
einer Verwaltungsreform und Finanzreform durch-
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aus gegenteiliger Ansicht sein kann . Ich glaube
aber nichts daß wir , speziell von Oldenburg aus,
uns außerordentlich viel hinsichtlich des Finanz¬
ausgleichs und hinsichtlich der Lastenverteilung von
einer Staatsresorm versprechen können . Ich glaube
vielmehr , daß das System dann noch mehr in
Erscheinung treten wird , welches sich heute schon
in Deutschland zeigt , nämlich daß die großen Städte
immer mehr Staaten im Staate bilden , die heute
schon ihre eigene Verfassung und ihre Vertretungen
in Berlin haben , und daß der Einfluß der großen
Städte aus den Finanzausgleich in Berlin dann
größer sein wird , wenn wir nicht mehr das Gegen¬
gewicht der einzelnen Länder diesen Städten gegen¬
über haben . Der Reichsfinanzausgleich beeinflußt
naturgemäß auch wesentlich den Finanzausgleich
der Länder und auch den oldenburgischen Finanz¬
ausgleich . Es wird für das Jahr 1929 die
Garantie , daß 2,6 Milliarden Einkommensteuer,
Körperschaftssteuer und Umsatzsteuer an die Länder
überwiesen werden , fallen . Zunächst erhält das
Reich ein Voraus von 120 Millionen Mark . Es
scheint so zu sein , daß der 8 35 des Reichsfinanz¬
ausgleichsgesetzes vorläufig bestehen bleibt . Der
Herr Finanzminister hat gestern die Zahl von
30 000 Mark genannt , die eventuell gekürzt werden
könnte . Das Reich will aber keinen sogenannten
endgültigen Finanzausgleich schaffen . Meines Er¬
achtens kann daher auch an eine grundlegende
Aenderung des oldenburgischen Finanzausgleichs so¬
lange nicht gedacht werden , solange man nicht
einen endgültigen Reichsfinanzausgleich schafft.
Es wäre das nur Stückwerk , weil man nicht über¬
sehen kann , wie ein endgültiger Reichssmanzaus-
gleich beschaffen sein wird . Bei unserem olden¬
burgischen Finanzausgleich taucht zunächst das
Problem : Verteilung der Reichssteuerüberweisungen
zwischen Land und Gemeinden , auf . Es ist ja
vorhin schon verschiedentlich die Frage angeschnitten
worden , ob die derzeitige Unterverteilung der Ein¬
kommensteuer und Körperschaftssteuer auf Land
und Gemeinden die richtige wäre . Ich bin auch
der Meinung , daß wir heute nicht die erheblichen
Schwierigkeiten bezüglich der Bildung des Aus¬
gleichsstocks hätten , wenn die Unterverteilung zu
gunsten des Landes eine andere wäre . Es ist
nicht zu leugnen , daß die Unterverteilung in
anderen Staaten zu gunsten der Länder wesentlich
besser gestaltet ist , als in Oldenburg . Es spielt
weiter bei dem Finanzausgleich das Problem
Stadtgemeinde und Landgemeinde eine Rolle . Die
Landgemeinden klagen , und zwar mit Recht , über
die hohen Realsteuerlasten . Es wird immer wieder
darauf hingewiesen , daß diese Realsteuerbelastung
gleich hoch geblieben ist, wogegen die Steuerkraft
andererseits erheblich nachgelassen hat . Es spielen
vor allen Dingen In den Landgemeinden die
zweifellos vorhandenen großen Fehler unseres Ein¬
kommensteuersystems eine Rolle . Es ist heute

nicht mehr der Fall , daß im Nahmen der Lei¬
stungsfähigkeit jeder Staatsbürger zu den Lasten,
auch zu den Lasten der Gemeinde , herangezogen
wird . Es ist vorhin von Herrn Frerichs  auf
das Einkommensteuerauskommen hingewiesen wor¬
den . Ich könnte in der Hinsicht wiederholen , was
ich gestern gesagt habe : Sorgen Sie mit dafür,
daß wir ein anderes Einkommensteuergesetz be¬
kommen , daß wir ein Einkommensteuergesetz be¬
kommen , welches im Rahmen der Leistungsfähigkeit
entsprechend ihrem Einkommen alle heranzieht,
welches diesen Rahmen weiter spannt als das bis¬
her nach den gesetzlichen Bestimmungen möglich
ist . Es würden sich dann eine Menge von Klagen
von vornherein erledigen , die heute laut werden.
Die Stadtgemeinden weisen ihrerseits darauf hin,
der Finanzausgleich sei zu ungunsten der Städte
gestaltet . Man muß zunächst einmal , was die
oldenburgischen Verhältnisse angehl , betonen , daß
die Mehrüberweisungen aus dem ß 35 des Reichs¬
finanzausgleichsgesetzes auch den größeren Städten
in Oldenburg zugute kommen , obwohl man diese
Städte nach ihren ganzen Verhältnissen nicht als
leistungsschwach bezeichnen kann , auch nicht als
leistungsschwach im Sinne des H 35 . Der Landes¬
teil Oldenburg erhält aus H 35 des Reichsfinanz-
ausgkeichsgesetzes schätzungsweise 2,5 Millionen Mk.
Das machen 21,51 °/o des Ueberweisungsanteils der
Einkommen - und Körperschaftssteuer . Dieser Teil
kommt auch den größeren Städten Oldenburgs
zugute . Das läßt sich nicht abstreiten und nicht
von der Hand weisen , daß die größeren Städte
in der Hinsicht ein gewisses Voraus den Land¬
gemeinden gegenüber haben . Man muß , wenn
man diesen Klagen der Städte nachgeht , sich auch
einmal die Frage der Realsteuerbelastung vorlegen.
Es ist wiederholt gesagt worden , und es wird von
niemand abgestritten werden können , daß die
Steuer vom bebauten Grundbesitz in Preußen
doppelt so hoch ist als in Oldenburg , und man
muß darauf Hinweisen , daß gerade die großen
städtischen Gebäude durch die geltende Regelung
der Steuer vom bebauten Grundbesitz bevorzugt
werden . Auch die Gewerbesteuer , soweit die Städte
in Frage kommen , ist bekanntlich in Oldenburg
nicht in dem Maße herangezogen wie in Preußen.
Es gibt keinen , der das Gegenteil Nachweisen kann.
Ich rufe , was die Grundsteuer angeht , als Kron¬
zeugen Herrn Abg . Schmidt  an , der vor einigen
Tagen erklärt hat , die Grundsteuer sei in Olden¬
burg höher als in Preußen . Diese ganzen Zu¬
sammenhänge innerhalb der Nealsteuern in Olden¬
burg im Vergleich zu Preußen spielen eine er¬
hebliche Rolle . Herr Abg . Schmidt  hat ein
Beispiel zwar gezeigt in einem anderen Zusammen¬
hänge . Man soll aber nicht die Beispiele nur
so nehmen , wie sie gerade in den Zusammenhang
passen . (Zuruf Abg . AIbers:  Er hat es nicht
so dargestellt , wie Sie es sagen !) Ich meine,
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daß er es sachlich genau so dargestellt hat . Dann
muß man den Städten gegenüber vor allen Dingen
darauf Hinweisen , daß die Städte zum Teil Auf¬
wendungen machen , die sich die Landgemeinden
schon feit langem nicht mehr geleistet haben , Auf¬
wendungen , an die die Landgemeinden niemals
denken würden . Man muß , wenn man eine Stadt
herausgreift , z. B . Oldenburg , daran denken , was
Oldenburg aus der Orpo für einen erheblichen Vor¬
teil hat , daß Oldenburg das Hospital , das Lan¬
destheater , die Schulen usw . hat . Das sind Ein¬
richtungen des Staates in der Stadt , zu denen
auch die Landgemeinden beitragen . — Soweit zu
dieser Frage . Allgemein nun noch einige kurze
Ausführungen zu Einzelheiten . Zunächst spielen
Varel und Brake eine Rolle . Ich bin der An¬
sicht, daß die Hergabe zinsloser Darlehen an diese
Gemeinden kein Dauerzustand werden darf . Die
Ansichten darüber , wie da ein Wandel eintreten
kann und geschaffen werden kann , sind natürlich
verschieden . Man bringt ja immer wieder von
verschiedenen Seiten an den Landtag die For¬
derung heran , es müßten alle Bürger in den
Städten mit dazu beitragen , die städtischen Finanzen
wieder zu sanieren , der Gemeinsinn und Bürger¬
geist müßten den Ausschlag geben und man müßte
über den Eemeinsinn zur Besserung kommen . Mit
derartigen Redensarten ist nicht geholfen . Eemein¬
sinn und Bürgergeist werden , wenn es an den
Geldbeutel geht , sich erst dann auswirken , wenn
ein gesetzlicher Zwang besteht . Wenn wir ein
Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer hätten , dann
wäre es 'leichter , in diesen Städten über die
Schwierigkeiten hinwegzukommen . Es ist das aber
nicht der Fall , und ich sehe keine andere Möglich¬
keit, als einerseits diese Hergabe zinsloser Dar¬
lehn , andererseits allerdings auch die Steuer¬
anspannung der Städte selbst im Rahmen der
Möglichkeit und drittens eine weitgehende Spar¬
samkeit . Meine Herren , ich weiß nicht , ob nicht
hinsichtlich der Sparsamkeit in der einen oder
anderen Stadt , vor allen Dingen bei denen , die
in Frage kommen , noch manches gemacht werden
könnte , um zu verhüten , daß sich die Zahl der
sogenannten notleidenden Gemeinden vermehrt . Ich
bin der Ansicht , daß es nicht dahin kommen kann,
daß nach Varel und Brake auch noch weitere Ge¬
meinden hinzukommen . Es wäre das ein Zustand,
der sich auf die oldenburgischen Finanzen in einer
unmöglichen Weise auswirken würde.

Meine Herren , ich muß dann noch ein paar
Worte sagen zu der Heranziehung der Grund¬
steuer bei den Amtsverbandsumlagen , soweit sie
nach der Einkommensteuer gehoben werden . Es
soll nach der Vorlage ja das O /2  fache der Grund¬
steuer unter Umständen die Garantie für ein künst¬
liches Aufkommen an Einkommensteuer in den be¬
treffenden Gemeinden bilden . Es ist das ein Zu¬
stand , der nicht durchführbar ist. Man kann nicht

hergehen und die Nealsteuer an die Stelle von
Einkommensteuerausfällen sehen . Das ist unmög¬
lich. Dann ist mir ebenso undenkbar und un¬
möglich , einen Teil der Eemeindegrundsteuer mit
zur Deckung der Lehrerbesoldung heranzuziehen,
wie das ein Antrag will . (Zuruf : Staatliche
Grundsteuer !) Meine Herren , es handelt sich um
die Ausgaben für die Lehrerbesoldung . Ich mache
darauf aufmerksam , daß seinerzeit von oben her¬
unter , vom Reich gesagt ist : Unsere Finanzen sind
so, daß wir die Besoldungserhöhung tragen können.
Damals ist in gleichem Atemzuge die Einkommen¬
steuer als solche wesentlich umgestaltet worden.
Das ganze Steuergesetz ist derart umgestaltet
worden , daß wir nur noch ein Torso von Ein¬
kommensteuergesetz haben , und da geht es nicht
an , daß man sagt , die Grundsteuer , einerlei ob
staatliche oder gemeindliche , soll auch in dem
Falle mit einen Ausgleich für ausgefallene Ein¬
kommensteuer darstellen . Es widerspricht dem
ganzen Wesen der Realsteuern , daß man sie in
der Weise für die Ausbringung von Mitteln für
Besoldungszwecke heranzieht . Meine Herren , die
Begründung der Vorlage sagt , das System des
oldenburgischen Finanzausgleichs solle nicht ge¬
ändert werden . Wir hätten dementsprechend ge¬
wünscht , daß auch die Regierung einige Aende-
rungen , die dem bisherigen Finanzausgleich gegen¬
über vorgenommen worden sind , unterlassen hätte.
Es muß sich zeigen , ob aus der Basis der Vor¬
lage zur zweiten Lesung sich eine Lösung finden
läßt . Wir sind zu einer sachlichen Mitarbeit in
der Richtung bereit.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Növer.
Abg . Rover : Meine Herren ! Ich komme zu¬

nächst auf die Ausführungen des Herrn Ministers
Dr . Driver.  Der Herr Minister sagte , daß
der Finanzausgleich aufgestellt sei auf Grund der
gemachten Erfahrungen . Getragen ist er von
Hoffnungen , genau so wie es dem Finanzminister
geht . Die gemachten Erfahrungen liegen 10 Jahre
zurück, und wir stellen fest , daß diese 10jährigen
Erfahrungen uns nicht vorwärts , sondern rückwärts
gebracht haben . Der Staat ist letzten ' Endes dazu
da , für die Kinder dieses Staates zu sorgen , da¬
mit sie zufrieden sind . Wir müssen feststellen , daß
wir hier wieder Monate getagt haben , ohne etwas
zu erreichen . Alles tanzt wie die Katze um den
heißen Brei herum . Kein Mensch weih ein noch
aus . Das wird im nächsten Jahre noch toller
werden , dann wird der Ausgleich noch weniger
stattfinden können . Das sind die 10jährigen Er¬
fahrungen , und das ist die Politik , die getrieben
wird . Ich muß sagen , mir tut die Regierung leid,
die alle diese schönen Reden über sich ergehen lassen
muß . Wir werden zu der Erkenntnis kommen , daß
die Demokratie nicht das ist, was sie sein soll,
eine Volksherrschaft für das Volk , im Gegenteil,
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die letzten 10 Jahre haben uns , das gesamte kleine
Völkchen aus Oldenburg , in ein ungeheures Elend,
in eine ungeheure Not gebracht . Die Schuld liegt,
wie die Regierung sagt , in dem Finanzausgleich
zwischen Reich und Ländern . Der Herr Minister
sagt , es seien Abstriche gemacht . Wir fragen uns,
warum sind denn Abstriche gemacht im Reich?
Weil selbst der große Staatsapparat nicht das
Geld bekommt , was er braucht , um seinen Auf¬
gaben Nachkommen zu können , und weil er die
Tributzahlungen aussühren mutz . Aus diesem ein¬
fachen Grunde , weil der Staat oben nicht mehr
kann , ist er gezwungen , Abstriche zu machen , und
die Folge davon ist, datz die Regierung in Olden¬
burg Abstriche machen mutz bei den Gemeinden,
und die Folge ist, datz die Gemeinden ihre Auf¬
gaben nicht erfüllen können . Es ist eigentlich
gleich , Herr Minister , wer die Pleite anmeldet,
ob Sie sie anmelden von Staats wegen , oder
aber die einzelnen Gemeinden melden sie dem
Staate an . Es findet sich nur kein Mensch , der
den Mut dazu hat , zu sagen : Wir sind am Ende
unserer Kraft . Es müssen andere Wege beschritten
werden . Es wird immer gesagt , der National¬
sozialist redet immer so viel , aber die Wege zeigt
er nicht . Ich bin bereit , den Weg zu zeigen,
der zu gehen ist. Geben Sie mir 1— l. 1/2  Stunden
Redezeit , dann werde ich die Wege zeigen . Aber
das tun Sie ja nicht . Sie wollen eben nicht
heran . Geben Sie mir die Gelegenheit , stellen
Sie den Antrag , dann werde ich mich dahinstellen
und werde zeigen , welcher Weg aus dem Dreck
herausführen kann . Sie werden 1931 genau so
weit sein wie heute , eine Hoffnung , ein We,nn>
und ein Aber , und das Volk ist immer weiter in
den Dreck hineingekommen , die Bewegung ist immer
rückläufig gewesen.

Es wird gesagt , die Orlsgenossenschaften in den
Gemeinden stehen schlecht da und müssen daher
das Recht haben , 200 0/0  Zuschlag zu erheben.
Wenn Ihnen das Beispiel von Varel und Brake
noch nicht aufgegangen ist, datz Steuern nicht mehr
helfen können , dann tut es mir leid . Steuern
bringen auch den Staat nicht wieder in Funktion,
weil Steuern nichts anderes bedeuten als eine un¬
geheure Belastung der Wirtschaft , und eine be¬
lastete Wirtschaft ist nicht in der Lage , dem Staate
etwas zu geben . Wie war es voriges Jahr?
Das Ergebnis war , datz die Städte das Zuschlags¬
recht zu einer neuen Steuer bekamen , und das
Ergebnis ist, datz Varel und Brake nicht mehr
können . Von Berlin kommt nichts mehr , in Berlin
sitzt man trocken . Gemeinden , die aus dem Rest
sitzen, sollen das Zuschlagsrecht bekommen . Olden¬
burg hat am Freitag die neue Anleihe ausgenom¬
men . Der Erfolg ist, datz wir neue ungeheure
Zinsen bekommen . Die neuen Zinsen bringen neue
Steuern und die neuen Steuern bedingen nichts

anderes als einen Niedergang der Wirtschaft . Ich
habe das schon oft gesagt , aber immer müssen
wir darauf zurückkommen , datz neue Steuern nichts
nützen , datz Sie die Gemeinden in den Abgrund
stotzen, weil die Steuern sehr ungerecht sind . Die
Eeldverknappung wird von dem heutigen System,
von Herrn Hilferding getrieben . Die Herren haben
nur das Interesse an der Staatsoerreichlichung,
aus die Herr Frerichs  eingegangen ist. Die
Absicht ist nichts anderes , als das alles unter einen
grotzen Hut gebracht werden soll , damit die Bör¬
senkönige noch besser zugreifen können , damit sie
mit einem Hieb alles herausholen können . 40 «/o
des landwirtschaftlichen Besitzes ist mit Hypotheken
belastet . Die Landwirtschaft hat ein schwaches
Steueraufkommen . Woher kommt das ? Weil
einfach die Gemeinden auf dem Lande nicht mehr
imstande sind ,die Realsteuern aufzubringen , weil
sie den Erfolg ihrer Arbeit nicht mehr einstecken
können . Da greift eins ins andere . Wir sehen
es bei der Industrie . Im deutschen Vaterlande
sind 80 Milliarden in der Industrie seitens des
internationalen Leihkapitals investiert durch die
Banken und Börsen . Das ist mehr als iZ des
Gesamtvermögens des deutschen Volkes , genau so
wie bei der Landwirtschaft . Hier sind die Ur¬
sachen . Aber da wollen Sie nicht Herangehen . Sie
kommen mit neuen Steuern und müssen nachher
feststellen , datz sie nicht geholfen haben . Das
Defizit , was kommt , soll ebenfalls durch neue
Steuern gedeckt werden . Nein , gehen Sie zum
Amtsgericht und sagen Sie , sie seien pleite . (Zu¬
ruf : Das werden Sie bald tun !) Seien Sie ohne
Sorge . — Herr Frerichs  kam auf die Reichs-
sinanzen zu sprechen , aus den Finanzausgleich.
Herr Frerichs,  ich möchte Ihnen empfehlen,
wenn Sie schon soweit zur Erkenntnis gekommen
sind , datz es am Reiche liegt , dann müssen Sie
einen Schritt weitergehen . Holen Sie bei Ihren
Freunden im Reichstage den einen Antrag heraus,
den wir eingebracht haben , datz die Börsen Her-
Halten müssen , die Börsen , die im Jahre 12 Mil¬
liarden Gewinn einstecken, die keine Umsatzsteuer
zahlen . Holen Sie diesen Antrag heraus und
unterstützen Sie diesen Antrag der Nationalsozia¬
listen , datz die Börsengewinne mit 50 «/o besteuert
werden , dann haben wir jedes Jahr 6 Milliarden,
und dann sind Sie imstande , den Reichsetat zu
bilanzieren , dann sind Sie auch imstande , den Etat
der einzelnen Länder und Gemeinden zu bilanzieren.
Solange Sie von der Substanz leben , müssen Sie
wissen , datz einmal die Zeit kommen wird , datz die
Substanz zu Ende geht . Dann sind Sie am Ende
der Regierungskunst , dann ist die Stunde da , auf
die wir warten . Das ist die Stunde , wo das
Volk aussteht und Rechenschaft fordert von den
Leuten , die verantwortungslos das Volk dahin
gebracht haben , wo es heute steht . Die Stunde
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kommt , da gehen Sie nicht herum . Je länger
Sie die Politik des Steuerbolschewismus treiben,
desto größer wird das Elend und die der Ab¬
rechnung.

Herrn Hartong  möchte ich einige Zeilen ver¬
lesen, um ihm zu zeigen , daß selbst der Dr . Gustav
Stresemann eine Dämmerstunde hatte . Vor dem
Hauptausschuß seiner Partei erklärte der verant¬
wortliche Außenpolitiker des deutschen Volkes
wörtlich:

„Wir quetschen die Steuerzahler aus wie
eine Zitrone . Wir Hetzen die Kommunisten der
Finanzämter zur Prüfung aller Bücher . Wir
pfänden dem Bauern die 'Kuh weg , weil er
die Steuern nicht zahlen kann . Der Steuer¬
erheber steht bei der Lohnzahlung , bei jedem
Honorar , bei jedem Unternehmergewinn , und
durch die Art der Erhebung der Steuern haben
wir , wenn auch nicht die Substanz der Wirt¬
schaft angegriffen (Zurufe : Doch !) , so doch jene
Bildung von Reserven unmöglich gemacht , ohne
die wir auf die Dauer die Volkswirtschaft nicht
ausrichten können ."
Das sagte am 27 . Februar auf dem Partei¬

tage der Volkspartei der Silberstreifen Gustav
Stresemann , der Doktor von Berlin , der Lokarnese.
Hier will ich es Ihnen aus den Rechtskreisen unter
die Nase reiben . Sie geben zu , daß Sie am
Ende der Kraft sind , aber den Mut bringen Sie
nicht aus , an die Ursachen heranzugehen . Wenn
Sie mit der Freifahrtkarte nach Hause fahren,
wenn Sie den Salonwagen besteigen , dann sehen
Sie die Fassade an , dann müssen Sie feststellen,
daß eine Lüge daransteht . Die Leute haben ver¬
gessen, das „ A . E ." dahinter zu setzen. Das
schöne Objekt haben Sie verjoppert für ein Ei
und Butterbrot . (Präsident:  Ich bitte , den
Ausdruck „ verjoppert " nicht zu gebrauchen !) Ich
möchte die Frage aufwerfen : Wie nennen Sie das,
wenn man die Staatshoheiten für ein Ei und
Butterbrot sreigibt ? Es sind private Gesell¬
schaften , die die Dawesgesetze gemacht haben . Die
Eisenbahn fährt nicht mehr für uns . Wenn wir
sie noch hätten , hätten wir die Frucht der Arbeit
für uns . (Zwischenrufe .) Da wollen Sie nicht
heran , und daher doktern Sie herum , um neue
Steuern zu schaffen . Holen Sie das wieder , was
Sie uns genommen haben , dann brauchen wir uns
nicht zu zanken . Wenn wir nach einem Jahre
hier sitzen, sitzen wir vor ganz anderen Problemen,
dann ist das Defizit nicht mehr 855 000 Mark,
es kommen hinzu die 600 000 , dann sind es
1,4 Millionen Mark , und wir geben ein klebriges-
dazu , dann hat der Landtag ein Defizit von 3 Mil¬
lionen Mark . Dann können Sie sehen , woher Sie
das Geld nehmen wollen . Dann wollen Sie natür¬
lich neue Steuern beschließen , weil Sie den anderen
Weg nicht gehen wollen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Röder.

Abg . Röder : Meine Herren ! Der vorliegende
Gesetzentwurf des Finanzausgleichsgesetzes kann
uns nur in geringem Maße befriedigen . Man
wird auch nicht eher zu befriedigenden Verhält¬
nissen kommen , ehe nicht der Finanzausgleich
zwischen Reich und Ländern auf eine Grundlage
gestellt ist, die den Ländern und Gemeinden das
Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer zurückbringt
und ihnen damit größere Bewegungsfreiheit bringt.
Dasselbe hat erfreulicherweise Herr Minister
Dr . Driver  gesagt . Wir glauben , daß ein er¬
heblicher Teil der öffentlichen Finanzmißwirtschaft'
vermieden würde , soweit sie bei Ländern und Ge¬
meinden festgestellt werden kann , wenn alle Staats¬
bürger im Verhältnis ihres Einkommens steuer¬
gleich herangezogen werden . Seit Jahren ist dem
deutschen Staatsbürger immer von seinen Rechten
vorgeredet worden , von seinen Pflichten wird gar
nicht gesprochen , insbesondere nicht davon , daß es
sich mit staatsbürgerlicher Pflicht nicht vereinbaren
läßt , wenn man sich der Zahlungspflicht nach Mög¬
lichkeit entzieht , aber dafür sorgt , daß ein Teil
des Volkes immer mehr zu den öffentlichen Lasten
beitragen muß . Das selbständige Zuschlagsrecht
zur Einkommensteuer wird aber allein nicht ge¬
nügen , um die Finanzen der Länder und Ge¬
meinden in Ordnung zu halten . Es muß tat¬
sächlich Einkommen vorhanden sein , und damit
weise ich aus die Landwirtschaft hin , wo es in
dem letzten Jahre außerordentlich zurückgegangen
ist, was sich in den Ergebnissen der Einkommen¬
steuer ausdrückt . Dasselbe möchte ich auch für
das Gewerbe in Anspruch nehmen . Wenn das
Einkommen aus dem Gewerbe nicht mehr und
mehr zurückgehen soll , und das wird es ohne
Zweifel tun , dann muß dafür gesorgt werden,
daß das Einkommen des Gewerbes wieder ge¬
hoben wird , und das kann dadurch geschehen , daß
eben die öffentliche Hand nicht so sehr dem Ge¬
werbe Konkurrenz macht . Die öffentliche Hand
sollte mehr bedacht sein auf Förderung der Privat¬
wirtschaft , als auf Gleichgültigkeit , sogar auf Be¬
kämpfung der Privatwirtschaft , wie dies vielfach
geschieht . Dadurch würden die Gemeinden zu einer
Verbesserung ihrer eigenen finanziellen Lage bei¬
tragen . Wir stehen auf dem Standpunkt , daß
den Gemeinden die Erfüllung ihrer notwendigsten
Aufgaben ermöglicht werden muß , daß sie sich
aber wiederum der größten Sparsamkeit und Zu¬
rückhaltung in der Erfüllung neuer Ausgaben und
im Ausbau schon alter Ausgaben auserlegen müssen.
Meine Herren , wir wissen alle , daß gewisse Städte
unseres Oldenburger Landes sich nicht genug tun
können , indem sie durch Heranziehung neuer Auf¬
gaben den Etat sehr stark belasten , neue Anleihen
ausnehmen und durch die Aufnahme von An¬
leihen selbstverständlich den Zin 'sendienst ins Un¬
gemessene erhöhen . Letzten Endes müssen die hohen
Zinsen , die gezahlt werden , den Bankerott der
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Städte zwangsläufig herbeisühren . ( Zuruf Abg.
Albers:  Welche Städte meinen Sie ? ) Es gibt
gewisse Städte im Oldenburger Lande , die un¬
bedingt dazu kommen müssen . (Abg . Heitmann:
Ich denke , Sie wollen die Bautätigkeit fördern ? )
Die Bautätigkeit fördern wir aus jeden Fall ; das
sind positive Aufgaben . Es gibt aber noch andere
Aufgaben ,die dem Geist und der Not unserer
Zeit nicht entsprechen . (Abg . Meyer (Holte ) :
Sehr richtig !) Nur unter dem Gesichtspunkt der
Sparsamkeit können wir der Beordnung eines
Ausgleichsstocks und dem Finanzausgleich über¬
haupt unsere Zustimmung geben , da es nur diesen
Weg gibt , das Heranziehen der Realsteuern zu
verhindern . Wir können einer Erhöhung der Real¬
steuern nicht zustimmen und machen daher unsere
Stellungnahme hiervon abhängig . Wir lehnen
alle Anträge ab , die auf eine Erhöhung der Real-
steuern abzielen . Ganz besonders müssen wir uns
dagegen wenden , die Eebäudesteuer von 100 o/v
auf 300 o/o zu erhöhen . Das kommt zum Teil
im Antrag 2 und im Antrag 8 zum Ausdruck.
Wenn letzterer sich auch nur auf die Ortsgenossen¬
schaften bezieht , so ist doch kein Zweifel , daß er
auf die Erhöhung der Eebäudesteuer überhaupt !
hinzielt . Die Annahme dieses Antrages würde das
steuerliche Unrecht natürlich nur noch erhöhen . Ge¬
rade wenn man sieht , wie Sie , Herr Danne-
mann  und Herr Wey and,  sich so intensiv für
die Rentabilität der Landwirtschaft einsetzen , so
müssen Sie doch auch Verständnis dafür haben,
daß man sich dafür einsetzt , daß die Rentabilität
der Häuser wieder erstrebt wird , vor allen Dingen,
wo doch die Wohnungszwangswirtschast noch als
einzigste Zwangswirtschaft aus der Nachkriegszeit
unseligen Angedenkens besteht und von einer Ren¬
tabilität des Hausbesitzes nicht zu sprechen ist,
weil die Miete als solche doch nur 1M °/o der
Friedensmiete beträgt . Man darf nicht mit zweier¬
lei Matz messen , meine Herren von der Landwirt¬
schaft . (Zwischenrufe von rechts .)

Meine Herren ! Ich komme nun nochmals zu
der beabsichtigten Erweiterung des Zuschlagsrechtes,
die von einem Teil des Ausschusses beantragt wird,
und zwar ist es nicht allein nur das Zentrüm.
Auch der Herr Abg . Hartong  vom Landes --
block hat ja heute morgen ausgeführt , datz man
dazu schreiten müsse . Herr Abg . Hartong  sagte
mir , als ich einen Zwischenruf machte , er ver¬
stände mich nicht . Ich glaube , Herr Abg . Har¬
tong,  in manchen Teilen können wir uns auch
nicht verstehen ; so sehr gehen die Interessen aus¬
einander . Datz Sie es für notwendig hielten , auf
eine Bemerkung von mir , die vielleicht in Hin¬
sicht auf den Vorgang gerechtfertigt war , in dieser
Weise Stellung zu nehmen , das zeugt auch nicht
davon , datz Sie auf eine gewisse Zusammenarbeit
mit mir Wert legen . Herr Abg . Hartong,  Sie
als Vertreter und als Beauftragter der Groß¬

industrie (Oho ! rechts . — Abg . Hartong  ruft:
Ich bin kein Beauftragter !) und wir als Vertreter
des gewerblichen Mittelstandes und des Haus¬
besitzes , wir können in manchen Teilen nicht immer
konform gehen . In dieser Frage gehen wir sehr
klar auseinander . Ich möchte Sie und Ihre
Fraktion und auch das Zentrum daran erinnern,
datz Sie im vorigen Jahre vor der Wahl den
in Frage kommenden Organisationen das schriftliche
Wahlversprechen gegeben haben , gegen jegliche Er¬
höhung der Realsteuern zu sein . Wir sind gegen
die Erweiterung des Realsteuerunrechts für die
notleidenden Städte und Herr Hartong  hat
ganz recht , wenn er darauf hinweist , datz die
Mehrheit des Stadtrats in Brake und Varel sich
nicht dazu entschließen konnte , nun die Wohnungs¬
nutzungssteuer einzusühren , weil dadurch auch die
Kreise zur Steuer herangezog -en werden , die bisher
zu den Kosten der Gemeinden nichts zahlten . Die
Wohnungsnutzungssteuer kommt in Brake über¬
haupt nicht zu einer Auswirkung , weil nur
16 Steuerzettel verschickt worden sind . Und , meine
Herren , wenn Sie schon wissen , daß diese Kreise,
die Sie durch die Wohnungsnutzungssteuer auch
mit treffen wollen , auf Grund ihrer Ueberzahl
im Stadlrat sich der Steuer entziehen , dann müssen
Sie sich von vornherein sagen , datz nur wieder die
Leute getroffen werden , die bisher gezahlt haben,
nämlich die Realsteuerzahler . (Abg . Hartong:
Nein !) Das ist eine Inkonsequenz . (Widerspruch
rechts .)

Meine Herren , wir werden uns den einzelnen
Anträgen ganz objektiv Mitarbeiten , behalten uns
aber vor , wenn die Erhöhung der Realsteuerzu-
schläge für die sogenannten notleidenden Städte
von einer Mehrheit des Landtags beschlossen wird,
den Gesetzentwurf insgesamt abzulehnen . (Minister
Dr . Driver:  Wie wollen Sie Varel und Brake
denn helfen ? )

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne -.
m a n n.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Es ist un¬
bedingt notwendig in Zukunft , daß zunächst ein
Vortrag gehalten wird , was das Finanzausgleichs¬
gesetz bedeutet . Meine Herren , es ist tatsächlich
so, datz man nur erstaunt sein kann , namentlich,
wenn man die Ausführungen von Herrn Abg.
Röver  hört . Herr Hobbie  hat schon erklärt,
datz er das Gesetz ablehne . (Zuruf Abg.
Hobbie:  Weil ich kein Volksverräter sein will !)
Lehnt man das Finanzausgleichsgesetz ab , so be¬
deutet das (Abg . Hobbie:  Daß man mit
diesem Mist nichts zu tun haben will !) , datz die
Gemeinden Millionen aus der Einkommen - und
Körperschaftssteuer , die Millionen aus der Umsatz¬
steuer , die Erunderwerbssteuer usw . nicht erhalten,
sondern datz alle diese Mittel in der Staatskasse
bleiben , weil dann kein Gesetz diese Angelegenheit
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regelt. (Zwischenrufe des Abg. Hobbie .) Weiter
bedeutet das, datz die Gemeinden ein unbeschränktes
Zuschlagsrecht erhalten auf Grund der Eemeinde-
ordnung. Wir wollen das beschränken. (An¬
dauernde Zurufe von rechts.) Uebrigens, meine
Herren, wenn Sie Nationalsozialisten sich als
Schützer der Wirtschaft hinstellen, so will ich
Ihnen sagen, was Ihre Partei im Reichstage ge¬
macht hat; das sieht wahrhaftig nicht danach aus.
Sie haben beantragt im Reichstag, die Krisen¬
fürsorge auf alle auszudehnen, die Erwerbslosen¬
unterstützung nicht 26 Wochen, sondern 1 Jahr
zu gewähren. (Widerspruch rechts. — Abg.
Növer  ruft : Ich werde Ihnen die Antwort
geben!) Sie haben das selbst in Ihrer Zeitung
geschrieben. (Abg. Röver:  Das sind Lügen!)
Weiter haben Sie beantragt, die Sonderfürsorge
an alle Arbeiter zu gewähren über 40 Jahre. Das
bedeutet also, wenn der Arbeiter keine Arbeit er¬
hält, er die Sonderfürsorge lebenslänglich er¬
halten soll. Dagegen haben selbst die Sozial¬
demokraten gestimmt. Ich will damit nur be¬
weisen, daß Sie die Wirtschaft nicht retten, son¬
dern sie nur belasten.

Meine Herren! Ich bin der Meinung, daß heute
die Entscheidung zu dem Finanzausgleich nicht
fallen wird. Das ist immer erst zur zweiten Lesung
der Fall gewesen. Meine Herren, ich bin der
Meinung, daß die Verteilung der Reichsüber¬
weisungssteuern in Zukunft anders geregelt werden
mutz zwischen Staat und Gemeinden. Wenn ich
den Z 20a betrachte, so möchte ich den Aus¬
gleichsstock vergleichen mit einer Selbstsütterung,
wie man sie in den Schweinemastanstalten findet.
(Heiterkeit.) Ein vierkantiger Kasten. . . (Zwischen¬
ruf Abg. Frerichs:  Nur die kleinen Schweine
befressen die andern! — Heiterkeit.) Sehr gut,
Herr Frerichs.  So ist dieser Ausgleichsstock
jetzt gestaltet, sonst hat man keine Möglichkeit, die
600 000 Mark aus dem Ausgleichsstockzu nehmen.
Und wenn jetzt die Einkommensteuer und Körper-
schastssteuer zwischen Staat und Gemeinden ver¬
teilt wird zu s/? und "ft?,, so ist das jetzt falsch,
weil man den Ausgleichsstock wieder geändert hat,
und so möchte ich meinen, datz es richtiger ist,
dem Staat vorweg das zu geben, was er 'braucht,
und das Geschrei der Städte wäre dann auch
verstummt. — Meine Herren, noch niemals haben
wir von der Verteilung der Umsatzsteuer ge¬
sprochen. 2/5  Mtzen an den Staat und 2/5  fließen
an die Gemeinden, zur Hälfte nach der Bevöl-
kerungszahl und zur Hälfte nach dem Ist -Auf¬
kommen. Der Landtag hat bisher nicht gewagt,
daran zu rütteln, und da mutz man den Städten
auch mal sagen, welch gewaltiger Vorteil darin
liegt für die Städte. Ich habe das schon öfter
hervorgehoben bei der Beratung des Finanzaus¬
gleichs. Meiner Ansicht nach müßten bei der Be¬
messung der Zuschüsse zu den Lehrerbesoldungen
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sämtliche Reichsüberweisungssteuern berücksichtigt
werden; denn das, was eine Gemeinde zu leisten
hat, hängt davon ab, was die Gemeinde vorweg
aus den Reichsüberweisungssteuern erhält. Und
deshalb könnte man sehr wohl den Standpunkt
»einnehmen, datz auch die Umsatzsteuer mit zu¬
grunde gelegt werden müßte. Ich will das nicht
beantragen, weil von jeher die Einkommensteiler
die Grundlage gebildet hat, und ich will, datz dies
auch in Zukunft geschieht. — Auch die Verteilung
der Krastsahrzeugsteuer gefällt mir so nicht, wie
sie jetzt ist. Die Kraftfahrzeugsteuer mutz in vollem
Umfange der Chausseeunterhaltung dienen und ver¬
teilt werden zwischen Staat , Amtsverbänden und
Gemeinden. Das richtigste wäre, bei der Ver¬
teilung nicht nur die Durchgangs-Chausseen, son¬
dern auch noch andere Verbindungs-Chausseen
zwischen den verschiedenen Orten zu berücksichtigen;
auch diese müßten eigentlich an der Krastfahr-
zeugsteuer beteiligt sein. Ich rege deshalb an,
das in Zukunft so zu machen, datz die gesamte
Kraftfahrzeugsteuer für die Chausseeunterhaltung
zur Verfügung gestellt wird und datz der Staat
aus anderen Reichssteuern den Betrag erhält, der
hierdurch wegsällt. Das würde richtiger sein,
weil die Unterhaltung der Eemeindechausseen und
Amtsverbandschausseen die Hauptkosten verursacht.
Ich habe gestern schon bei der Beratung des Etats
gesagt, wenn man neue Ausgaben vorschlägt, mutz
man Deckung dafür suchen, und diese Deckung kann
dadurch geschehen, datz man aus der Umsatzsteuer
einen bestimmten Betrag vorwegnimmt. Sie
wissen, datz auch das Reich den Vorschlag gemacht
hat, aus der Einkommen- und Körperschaftssteusr
zunächst 77 Millionen für sich oorw egzunehmen
und 43 Millionen aus der Umsatzsteuer; d. ĥ vor
der Verteilung zwischen Reich und Ländern; 25«/»
erhält bekanntlich das Reich und 75»/o die Länder.

Ueber die Soziallasten der Städte ist viel ge¬
sprochen worden. Es ist gesagt worden, ich hätte
angeregt, die Eebäudesteuer in gleicher Höhe wie
die Grundsteuer heranzuziehen. Ich bin gezwungen,
hierbei etwas zurückzugreifen. Im Jahre 1920/21
haben wir den Zuschlag zur Eebäudesteuer festgesetzt
auf i/g des Zuschlages zur Grundsteuer. Da¬
mals war die Miete festgesetzt auf 30 0/0  der
Friedensmiete. Wir Haben uns damals im Aus¬
schuß gesagt, datz mit Rücksicht auf die vielen Ge¬
bäude, die vermietet sind, die Besitzer dieser Ge¬
bäude nicht in der Lage seien, die Steuer zu
bezahlen und mit Rücksicht darauf die Eebäude¬
steuer nicht in dem Umfang herangezogen werden
könne wie die Grundsteuer. Das ist der Grund
gewesen, und damals hat der Landtag den Stand¬
punkt eingenommen, datz, sobald die Miete hinauf¬
gesetzt würde, das Verhältnis wieder geändert
werden solle. Von 1856 bis zu diesem Jahr
1920/21 sind die Zuschläge stets gleich gewesen,
und diesen Grundsatz mutz man wieder ausgreifen;
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denn nur dann ist eine Gleichmäßigkeit da. Wenn
die Städte in Not geraten sind, so liegt das ledig¬
lich daran (Abg. AIbers:  Lediglich , das ist
falsch!), daß man den Städten nicht das Be¬
steuerungsrecht gegeben hat , wie es die Land¬
gemeinden haben. Einige Zahlen mögen das be¬
weisen. Die Stadt Oldenburg hat eine Grund¬
steuer von 14 344 Mark einschließlich Ohmstede
und Eversten, die Gemeinde Wardenburg
12 250 Mark. Beide Gemeinden haben das Recht,
100 o/o Zuschlag zur Eebäudesteuer zu heben und
300o/o zur Grundsteuer. Für Wardenburg ist
natürlich 300 o/o ein gewaltiger Betrag im Ver¬
gleich zu der großen Stadt , weil die staatliche
Grundsteuer ungefähr gleich ist, 14 000 Mark und
12 000 Mark. Die Eebäudesteuer beträgt in
Oldenburg zirka 145 000 Mark, in Wardenburg
2384 Mark. Da hat man 100»/« Zuschlag. Würde
man diesen für die Städte ungünstigen Zuschlag
nicht haben, wäre alles in den Städten in Ord¬
nung. Ohmstede: 9505 Mark Grundsteuer,
9803 Mk. Eebäudesteuer, Westerstede: 19 498 Mk.
Grundsteuer, 5800 Mark Eebäudesteuer, Varel:
2969 Mark Grundsteuer, 15125 Mark Eebäude¬
steuer, Eutin : 898 Mark Grundsteuer, 18 717 Mark
Eebäudesteuer. Ich will damit sagen: In stärker
bevölkerten Gemeinden spielt nur die Gebäudesteuer
eine Rolle, die Grundsteuer nicht, und so bin ich
auf den Gedanken gekommen, daß die Zuschläge
wieder gleichgestellt werden müssen. Ich betone
ausdrücklich, wenn ich diesen Antrag gestellt hätte,
dann hätte ich den Zusatzantrag gestellt, die Höhe
des Zuschlags entsprechend zu ändern. (Zuruf Abg.
Lahmann:  Dann müssen die Mieten ja um
soviel erhöht werden!) Ich habe Ihnen vorhin
gesagt, wie das alles entstanden ist, und des¬
wegen habe ich die schwersten Bedenken, die Ge¬
samtsteuern so festzusetzen, wie es hier oorgeschlagen
wird. Meine Herren, so liegt also die Sache. Ich
sage also, wenn man dies beseitigen würde, würde
vieles in den Städten besser sein, und nur daher
kommt es, daß die Landgemeinden ihren Etat
besser in Ordnung bringen. — Ich habe dann
weiter ausgerechnet, wie die Belastung der Land¬
bevölkerung im Vergleich zu der Belastung der
städtischen Bevölkerung ist, und wenn Sie diese
Belastung in Vergleich bringen zu dem Einkom¬
men, dann ist durchweg in den Landgemeinden die
Belastung der Bevölkerung um das vierfache höher
als in den Städten . Man kann die Leistungs¬
fähigkeit nur feststellen nach dem Einkommen, und
dann kommt dies Ergebnis heraus . Herr Meyer,
mit dem Kopf schütteln nützt nichts, so etwas
muß man an Hand von Zahlen Nachweisen. —
Ich habe weiter angeregt im Ausschuß, zu prüfen,
ob es nicht richtig sei, den Betrag der Zuschläge,
der sich durch 100 »/o zur Eebäudesteuer und
300 o/v zur Grundsteuer ergibt , in den Städten
nach dem gemeinen Wert zu heben. Die Stadt

Oldenburg ist so vernünftig gewesen und macht
es so. Das ist durchaus richtig. Ich würde es
für richtig halten, wenn eine derartige Bestimmung
für alle städtischen Gemeinden Geltung hätte . —
Was ich über die Städte sage, trifft auch für die
Ortsgenossenschaften zu. Herr Röder  faßt das
ganz falsch aus. Die Ortsgenossenschastenwollen
selbst das Zuschlagsrecht zur Eebäudesteuer. Wenn
man beschließen will über Einrichtungen, muß man
auch dazu beitragen. Ortsgenossenschaften sind
die städtischen Teile einer Gemeinde, zu denen un¬
bebaute Grundstücke fast nie gehören. Alles das,
was zu den Aufgaben einer Ortsgenossenschaftge¬
hört , liegt in erster Linie im Interesse der Haus¬
besitzer. Da werden Fußsteige gebaut, Verbreite¬
rungen der Straßen vorgenommen usw. Ist es
denn da nicht berechtigt, hier einen Verteilungs¬
modus zu finden, der es ihnen ermöglicht, das
überhaupt durchführen zu können? Ich kann die
Ortsgenossenschaften nicht allein abhängig machen
von der Gemeindevertretung. Die Ortsgenossen¬
schaft selbst soll darüber befinden — und das
sind die Besitzer innerhalb der geschlossenenOrte —,
was sie wollen oder nicht. Ich meine, deswegen
ist unser Vorschlag der beste, der dahin geht, nicht
ein weiteres Zuschlagsrecht, sondern innerhalb
dieses begrenzten Rechts zunächst den Zuschlag zur
Gebäudesteuer auf die Höhe des Zuschlags zur
Grundsteuer zu bringen. Den Grundbesitz über
die 300o/g hinaus noch mehr zu belasten, kann
ich unter keinen Umständen mitmachen. Hier in
der Gemeinde Eversten zahlt der Grundbesitzer
510o/y Zuschlag zur Grundsteuer. (Abg. Meyer
(Holte) : Hört , hört !) Die Gemeinde Osternburg
ist bei der Eingemeindung vernünftiger gewesen;
dje Stadt hat nicht die Möglichkeit, sie in dem
Umfang heranzuziehen.

Für die Verteilung der Amtsoerbandsumlagen
nach der Eesamtsteuer soll /̂z des Landes- und
Eemeindeanteils an der Einkommen- und Körper-
schaftssteuer, mindestens das 1Mache der Erund-
und Eebäudesteuer sein. Meine Herren, ich ver¬
stehe gar nicht, wie die Staatsregierung dazu
kommt, einen solchen Vorschlag zu machen. Ein¬
kommen ist Einkommen und nichts anderes. Ein
Einkommen dahinzusetzen und zu sagen, das ist
das 1Mache der Grundsteuer, geht unter keinen
Umständen. (Abg. Lahmann  ruft : Warden¬
burg !) Herr Lahmann,  ich bin auch schon
anderswo gewesen, vielleicht weiter als Sie . Aber
weil Sie gerade Wardenburg anschneiden, will ich
Ihnen das auch' mal erzählen. Wir haben z. B.
in der Gemeinde Wardenburg das große Moor¬
gut der Stadt Dortmund , und Sie wissen, daß
nach dem Einkommensteuergesetz jeglicher Betrieb,
der sich im Eigentum von Kommunen befindet,
zur Einkommensteuer nicht herangezogen wird und
dieser gesamte Betrieb ist einkommensteuerfrei.
Wenn nun in einer Gemeinde mehrere solcher
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steuerfreien Betriebe sind, so fällt selbstverständlich
für die Gemeinde der Eintommensteuerbetrag , der
sonst aus diese entfällt , fort , und will man noch
sagen, daß der Einkommensteuerbetrag das l.1/2-
fache der Grund - und Eebäudesteuer sein soll.
Ich verstehe einen solchen Vorschlag nicht. Wer
weiß, wie das Eintommensteuergesetz aufgezogen
ist, kann einen solchen Vorschlag nicht machen. Ich
habe eben oorgelesen , wie die Grundsteuer sich
verteilt . Wenn man hier im Amt Oldenburg sich
das ansieht , so ergibt sich folgendes . EL ist z. B.
die Gemeinde Ofen mit einer Grundsteuer an¬
gesetzt von 5259 Mart , Ohmstede 9505 Mark,
Holle 5572 Mart , Wardenburg 12 250 Mart,
Hatten 8825 Mark . Wie kann das angehen , dag
die Gemeinde Wardenburg soviel höher angesetzt
ist? Das kommt nur daher , weil einige Gemeinden
nur geschätzt sind und andere nicht. (Zwischenruf
Abg . Meyer  fHoltes : Das ist 1844 festgesetzt!)
Nein, zuerst 1856 , und dann nur in einzelnen Be¬
zirken ist eine Aenderung vorgenommen . Daher kann
man das nicht als Maßstab annehmen , auch aus
dem Grunde nicht, weil man dies , wenn einmal
im Gesetz enthalten , niemals wieder aus dem Ge¬
setz los wird . Einkommensteuer ' ist für mich Ein¬
kommensteuer. Aus dem Grunde lehne ich das ab.

Meine Herren , dann heißt es, zu ben Amts¬
verbandslasten müssen die Städte zuviel zahlen.
(Abg . Lahmann  ruft : Jawohl !) Wenn wir
unseren Finanzausgleich nicht in Ordnung bringen,
so liegt das an dem Niedergang der Landwirt¬
schaft. Würde unsere Landwirtschaft Einkommen
haben , dann wären diese Reden heute überflüssig.
Dann brauchte der Oldenburger Staat diese hohen
Beiträge zu der Lehrerbesoldung nicht zu leisten,
aber weil dies Einkommen nicht da ist, können
wir unseren Finanzausgleich nicht in Ordnung
bringen . Die Amtsverbandslasten sind enorm ge¬
stiegen durch die Sozialgesetzgebung , Fürsorge für
die Kriegsbeschädigten , für die Sozialrentner und
Kleinrentner . Das sind ganz enorme Beträge,
und sie bilden bei denjenigen Amtsverbänden , die
nicht Amtsverbands -Chausseen haben , beinahe den
Hauptteil der ganzen Ausgaben . Nun liegt die
Sache tatsächlich so, daß in städtischen Gemeinden
diese Beihilfen viel leichter gegeben werden als in
den Landgemeinden . Die Gemeinden beschließen
über diese Beihilfen an Sozial - und Kleinrentner
und der Amtsverband hat die Hälfte dieser Kosten
zu tragen . Es geht selbstverständlich an den Amts¬
vorstand , aber wie der Vorgang ist, weiß man,
der Amtsverband hat eben die Hälfte dieser Lasten
zu tragen . Durch diese Maßnahme haben die rein
ländlichen Gemeinden einen großen Teil derjenigen
Ausgaben mit zu tragen , die in den städtischen
Orten beschlossen worden sind. (Zuruf Abg . Lah-
mann:  Leichtsinnig !) Leichtsinnig ? Ich kenne
das doch ganz genau an Hand von Zahlen,
(Zwischenrufe des Abg . Lahman  n.) Herr Lah -

mann,  wir wollen uns nachher weiter darüber
unterhalten . (Abg . Frerichs:  Trotzdem kann
man doch etwas dazu sagen , auch wenn Sie Bescheid
wissen!) Selbstverständlich . Eins kann es nur
geben, entweder sind die Soziallasten in den
Städten nicht höher , dann sollen Sie Recht haben,
sind sie höher , dann ist das richtig, was ich gesagt
habe . Ich habe im Ausschuß angeregt , die 50 0/0
Hauszinssteuer , die die Amtsverbände für sich
heben können, den Gemeinden zu überlassen und
habe gesagt , daß davon in erster Linie die städti¬
schen Bezirke Vorteile haben würden . Die Haus¬
zinssteuer ist in den Städten erheblich höher ; bei
der Beschränkung der 4 °/„ wird vieles natürlich
wieder hinfällig . (Abg . Frerichs:  Und der
Wohnungsbau auf dem Lande würde in Wegfall
kommen!) Das ist genau umgekehrt , seitdem wir
die Bestimmung in Oldenburg haben , Herr Fre¬
richs . Ich habe schon gesagt , daß wir z. B . nicht
nur unsere Hauszins steuer geben, sondern auch von
der Erunderwerbssteuer noch Zuschüsse zum Woh¬
nungsbau gegeben haben.

Dann zum Z 20 b. Zinslose Darlehen will
man notleidenden Städten geben. Ich erkenne
durchaus an , wenn man den Städten helfen will,
dann geht das vorübergehend nur in der Form.
Ich gebe mich aber nicht der Hoffnung hin , daß
wir davon jemals einen Pfennig Wiedersehen; ich
glaube nichts davon . Aber Voraussetzung muß
sein, daß dann diese Städte , die selbst durch ihre
Maßnahmen , die sie ergriffen haben , ihre Not¬
lage in erster Linie mit verursacht haben , auch
veranlaßt werden , ihre Steuerquellen auszuschöpfen
und man ihnen eine Möglichkeit gibt, , dies tun
zu können. Und da komme ich wieder mit dem
Vorschlag , den ich schon gemacht habe . Das erste
ist, was überhaupt etwas erbringt , die Eebäude-
steuer. Von -einer solchen Wohnungsnutzungssteuer,
wie es Varel macht, daß z. B . alle Leute , die
ein Einkommen von weniger als 3000 haben,
frei bleiben , kann man sich natürlich nichts ver¬
sprechen. Dann ist die Auswirkung vollständig
wieder beseitigt . Das ist falsch. Läßt man auch
den Grundbesitzer und Hausbesitzer frei ? (Abg.
Röder:  Darüber können Sie ja gar nicht be¬
finden !) Jawohl , darüber will ich befinden . (Abg.
Röder:  Das müssen Sie dem Stadtrat sagen !)
Der Stadtrat hat es so zu machen, wie Land¬
tag und Staatsregierung es wollen und nichts
anderes . Aus dem Grunde sage ich, die zins¬
losen Darlehen werden nur gegeben, wenn die
Voraussetzungen erfüllt sind.

Ich bin sehr erfreut , daß Herr Abg . Frerichs
mir das Material zur Verfügung gestellt hat über
die Zahlen , die er vorhin vorgetragen hat . Herr
Frerichs  hat angeführt , daß die einzelnen Ge¬
meinden so und soviel Prozent von den Steuern,
die sie an den Staat gezahlt hätten , zurückerhielten.
Wardenburg soll 95 0/0  vom Staat wiedererhalten
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haben . Er hat mir die Unterlagen gegeben ; da¬
nach hat die Gemeinde Wardenburg an den Staat
58 022 Mark gezahlt und hat wiederbekommen
55111 Mark . Aus dieser Uebersicht geht aber
schon hervor , daß verschiedenes nicht richtig ist.
Herr Fr er ichs , ich habe mich erkundigt , War¬
denburg hat an den Staat gezahlt insgesamt
87 985,13 Mark . In der Uebersicht steht weiter
als Gewerbesteuer ein Betrag von 4500 Mark . Ich
habe mich telephonisch erkundigt , wie hoch die Ge¬
werbesteuer gewesen ist ; sie beträgt 5553 Mark.
Herr Frerichs  hat nämlich die Zahl vom vor¬
hergehenden Jahr genommen , in dem die Ge¬
werbesteuer aus die Hauszinssteuer angerechnet
wurde . Da haben wir den Betrag gehabt , heute
nicht mehr . An Umsatzsteuer sind 3002 Mark
aus Wardenburg herausgekommen . Sie haben
2000 Mark und so und soviel angegeben , im ganzen
sind es 87 985 Meine Herren , wenn solche
Ausführungen gemacht werden — ich habe hier
auch viel Material liegen — , so hätte ich es doch
für richtiger gehalten — Herr Frerichs,  nehmen
Sie mir das nicht übel — , wenn diese Zahlen
im Ausschuß genannt worden wären . Ich habe
sie dort nicht gehört . Man kann sie aus dem
Handgelenk heraus nicht beantworten ; mir war
die Möglichkeit gegeben , weil ich mich telephonisch
erkundigen konnte . (Abg . Frerichs:  Haben Sie
schon ausgerechnet , wieviel das in Prozenten be¬
trägt ?) Jawohl , wir haben errechnet und fest-
gestellt , daß wir rund 65 »/o von dem zurückerhallen
haben , was wir an den Staat gezahlt haben.

Das wäre das , was ich über den Finanz¬
ausgleich zu sagen hätte . Ich wollte vor allen
Dingen Nachweisen , daß das Geschrei der Städte
nicht begründet ist, und wenn es begründet wäre,
so deshalb nur , weil man ihnen nicht ein Be¬
steuerungsrecht gegeben hat , wie den Landgemein¬
den . Man könnte auch unter Umständen noch er¬
wägen , ob es nicht richtig ist, überhaupt einen
Unterschied zu machen zwischen Land - und Stadt¬
gemeinden . Ich möchte tatsächlich diesen Weg be¬
schreiten ; denn ich will nicht zu gunsten der Land¬
gemeinden die städtischen Gemeinden benachteiligen,
sondern nur Gerechtigkeit haben für beide.

Präsident : Ich möchte feststellen , daß sich die
Herren Redner nicht immer streng an den Finanz¬
ausgleich gehalten haben.

Das Wort hat der Herr Abg . gr . Beilage.

Abg . Dr . gr . Beilage : Meine Herren ! Nach
den beachtlichen Ausführungen des Herrn Dan-
nemann  kann ich mich kurz fassen . Ich möchte
nur zu dem Anträge 12 sagen , daß es mir doch
tatsächlich so scheint , als wenn durch diesen letzten
Satz die Landgemeinden im Vergleich zu den Stadt¬
gemeinden schlecht wegkommen . Wo kein Ein¬
kommen ist, soll auch künstlich kein Einkommen
erzeugt werden . Wir werden unter diesen Um¬

ständen gegen diesen letzten Satz Stellung nehmen
müssen.

Einige Worte bezüglich des Zuschlagsrechtes der
Gemeinden . Wo die Gemeinden das Zuschlagsrecht
nicht ausgeschöpft haben , sollen ihnen demnächst
aus dem Ausgleichsstock die Beträge gekürzt werden.
Ich glaube , daß das nicht gerade im Sinne der
jetzigen Zeit liegt . Wenn die Gemeinden eben
dieses Zuschlagsrecht nicht ausgeschöpft haben , dann
wird es da der Fall sein , wo die Gemeinden sich
alleräußerste Sparsamkeit auferlegt haben . Man
soll den Landgemeinden und den Städten , wo
gespart wird , doch nicht die Möglichkeit nehmen,
weiterhin zu sparen . (Zuruf : Und die Städte
sollen es bezahlen !) Wir haben im Anträge 22
die Streichung des tz 20b beantragt . Meine
Herren , ich habe es deshalb gemacht , weil dort
ein zinsloses Darlehn für die notleidenden Städte
gegeben wird . Ich glaube , wenn wir diese zins¬
losen Darlehn wieder geben , dann werden im
nächsten Jahre vielleicht 5 oder 6 Städte mehr
da sein . Ich möchte bitten , den § 20b zu
streichen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Müller.

Abg . Müller : Meine Herren ! Ich kann mich
kurz fassen , weil ich eine grundsätzlich andere Stel¬
lung einnehme als Sie . Wir haben immer noch
erlebt , daß , wenn Steuerfragen zur Debatte stan¬
den , dann spielten Sie alle den Drückeberger.
Steuern will . keiner zahlen . Wer größere Not
leidet , die Landgemeinden oder die Städte , das
ist außerordentlich fraglich , in einer Krise befinden
sie sich alle . Diese Krise ist die Auswirkung des
Krieges . Ueber den Krieg hat keiner von Ihnen
gesprochen , kein Mensch . Die Ursachen anschneiden,
das lehnen Sie ab . Sie werden auch diese Ver¬
hältnisse nicht ändern , wenn Sie das ganze Wirt¬
schaftssystem nicht ändern wollen . Der Krieg ist
die Folge des Kapitalismus gewesen , und die Not
ist die Folge des Krieges . Und nun streiten Sie
herum , wie Sie am besten herauskommen . Sie
werden nicht herauskommen , weder im nächsten
Jahre noch in 5 Jahren werden Sie eine gün¬
stigere Lage zu verzeichnen haben . Weil oas
kapitalistische System nicht geändert werden soll,
werden Sie auch keine günstigeren finanziellen Ver¬
hältnisse haben . Die Ansicht des Herrn Röver,
die dahin geht , die Zinswirtschast abzulehnen,
zwingt dazu , die Machtfrage auszurollen . Wie der
Krieg zu Ende war , hatten wir in Deutschland
einen Riesenberg von Schulden . Der Krieg hatte
alles zerstört , hatte ungeheure Werte , ungeheure
Teile des Gesamtvermögens einfach in Grund und
Boden geschlagen , und zwar in allen Ländern.
Nun mußte der Staat versuchen , diese ungeheuren
Schuldensummen abzustoßen . Es war nicht mög¬
lich, einige 100 Milliarden zu verzinsen und ab¬
zutragen . Das war in Deutschland nicht mög-
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lich, ebenso wie es in anderen Ländern nicht mög¬
lich war . Infolgedessen mutzte selbstverständlich die
Inflation durchgeführt werden . Das Geld mutzte
entwertet werden , damit der Staat seine Schulden
abstotzen konnte , um sich überhaupt das Leben
zu erhalten . Datz selbstverständlich diese Inflation
auf Losten der breiten Schichten des Volkes ging,
die sich etwas Geld gespart hatten , die Kriegs¬
anleihe gezeichnet hatten , ist nicht verwunderlich.
Aber was hätte die Regierung anders tun sollen?
Sie hätte wiederum die Machtfrage aufrollen
müssen . Sie hatte eben gerade den Krieg ver¬
loren , sie lag am Boden und sie konnte die Macht¬
frage nicht stellen . Nun stand die Frage so: Wir
haben kein Geld , um die Wirtschaft , die kaput-
geschlagen war , wieder aufbauen zu können . Also
was tun ? Im ganzen Lande überall dieselbe Not,
Geldnot , Kreditnot usw . Da kam der kluge aus¬
ländische Bankier und sagte : Wir wollen Euch
Geld pumpen , womit Ihr Euren Laden wieder
aufmachen könnt . Da haben Sie alle gesagt : Ja,
das machen wir . Ich habe mich des öfteren mit
Sozialdemokraten auseinandergesetzt , die damals
von dem Dollarsegen schrien und diese großen Aus¬
landskredite anpriesen , als wenn damit die Wirt¬
schaft wieder aufgebaut und der Wohlstand des
Volkes wieder gehoben werden könnte . Wir Kom¬
munisten waren damals die einzigen ernst zu
nehmenden Gegner des sogenannten Dawesgut-
achtens . Wir haben den entschiedenen Kampf ge¬
führt , um zu verhindern , datz das Sachverständigen¬
gutachten angenommen wurde . Wir haben gesagt,
es wird nicht möglich sein , datz das Volk die
Lasten tragen kann . Die Sozialdemokraten haben
uns entgegengehalten , es solle nachher für eine ge¬
rechte Lastenverteilung gesorgt werden . Wir haben
gesagt , das wäre wohl möglich , wenn wir keinen
Klassenstaat hätten , aber solange wie wir den
Klassenstaat hätten , wo der Kapitalismus regiere,
solange werde die Arbeiterklasse , die besitzlose
Klasse , die Trägerin der Lasten sein . Das ist in
Wirklichkeit eingetreten . Unsere Wirtschaft ist nicht
emporgeblüht , so wie man uns das gesagt hatte,
sondern wir stehen nach wie vor am Rande des
Bankrotts . Ueberall Pleiten , überall Defizits in
allen Kassen , in den Gemeindekassen , den städti¬
schen Kassen , und im Reiche ist es ebenso . Es ist
nirgends ein Ausgleich vorhanden , und der Aus¬
gleich, der geschaffen wird , wird mit künstlichen
Mitteln gemacht . Man macht große Anleihen,
mutz sie verzinsen , und diese Zinsen tragen zur
höheren Verschuldung bei , weil die Produktion nicht
in dem Matze gestiegen ist, datz sie so hohe Ge¬
winne abwirftj um alle Unkosten tragen zu können.
So ist es mit dem Finanzausgleich in Oldenburg
auch. Sie werden im nächsten Jahre aus dem
Dreck nicht herauskommen und auch nicht im über¬
nächsten Jahre . Eine ganze Reihe von Steuern,
die Sie verteilen wollen und bereits beschlossen

haben , sind Steuern , die von der arbeitenden Klasse
getragen werden , d . h . nicht direkt , aber indirekt.
Sie werden abgewälzt auf diejenigen , die Kon¬
sumenten sind , die als Mieter austreten usw . In¬
folgedessen sind sie es , die die Steuern tragen.
Aus diesem Grunde , weil alle Steuern , die von
der besitzenden Klasse gefordert werden , letzten
Endes von der Arbeiterklasse getragen werden
müssen , lehnen wir diese Steuern ab.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Ich will
mich kurz fassen . Es ist der Regierung vorge-
worsen , datz der Finanzausgleich nicht gerechter
sei und auch nicht übersichtlicher , als im Vor¬
jahre . Herr Albers  hat das gesagt . Ich will
das zum Teil zugeben , datz er nicht übersichtlicher
und auch nicht gerechter ist, aber es besser machen,
Herr Albers,  ist nicht so einfach . Die Schwierig¬
keit liegt in der Materie . Man hat gesagt , das
Prozentverhältnis müsse geändert werden , der
Staat müsse haben und die Gemeinden
Ich lasse das gelten von dem Gesichtspunkte aus,
den Herr Hartong  angeführt hat , datz die
Kritik , die die Städte üben , nicht mehr tragbar
ist, aber im übrigen ist es in der Sache ganz
gleichgültig , ob man es so macht , wie wir Vor¬
schlägen , datz die für den Ausgleich erforderlichen
Mittel vom Eemeindeanteil vorweg genommen
werden , oder datz man dem Staate gleich mehr
gibt . Das kommt in der Sache auf eins heraus,
nur wegen der Kritik ist es zu erwägen , ob es
sich empfiehlt , das Prozentverhältnis zwischen
Staat und Gemeinden zu gunsten des ersteren zu
ändern . Es soll geprüft werden , ob im nächsten
Jahre der Finanzausgleich in der Weise zu ändern
ist. Dann ist lebhaft die Regelung der Amtsoer¬
bandslasten beanstandet worden insofern , als der
Einkommensteueranteil mindestens das Ihzsache der
Grundsteuer betragen soll , wie die Eesetzesvorlage
bestimmt . In Wirklichkeit handelt es sich hierbei
darum , datz die kleinen Städte vor Ueberlastung
geschützt werden sollen . (Zuruf Abg . Meyer
jHoltej : Ein Unding !) Ein Unding ist das nicht.
Ich habe neulich noch gelesen , datz eine preußische
Stadt in Rheinland oder Westfalen die Einkom¬
mensteuer fiktiv eingesetzt hat mit dem vierfachen
Betrage . Warum soll man so etwas nicht ge¬
setzlich machen , um vorzubeugen , datz die Städte
künftig bei den Amtsverbandslasten noch schlechter
fahren . Ich sehe keinen Grund , warum das nicht
geschehen soll.

Ein paar Worte zu Brake und Varel . Ich bin
gefragt worden , ob ich mir die Beordnung für
Brake und Varel und für notleidende Städte über¬
haupt als Dauerzustand denke . Meine Herren,
das tut die Regierung nicht . Man mutz die be¬
absichtigte Regelung als etwas Vorübergehendes
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ansehen und abwarten , ob die Gemeinden das
Einkommensteuerzuschlagsrecht erhallen werden , was
aus dem Steuervereinheitlichungsgesetz wird , ob
mit anderen Worten eine Reichsfinanzreform kom¬
men wird . Daß in dieser Hinsicht etwas geschehen
wird , halte ich für sicher. Die Gemeinden kommen
auf die Dauer ohne das Zuschlagsrecht zur Ein¬
kommensteuer einfach nicht aus . Wenn sie dieses
wiederbekommen, dann muß mit Hilfe dieses Zu¬
schlagsrechts auch den Städten Brake und Varel
geholfen werden.

Herr Röder  will gar keine Realsteuern be¬
willigen . (Zuruf Abg . Röder:  Keine Erhöhung !)
Er will keine Erhöhung bewilligen . Ich nehme
an , daß Herr Röder  den Gemeinden dann so¬
viel mehr Darlehen geben will . (Zuruf Abg.
Röder:  Das ist Ihre Sache !) Dann mache ich
darauf aufmerksam , daß sämtliche Gemeinden zu
gunsten der notleidenden Gemeinden noch mehr
beitragen müssen.

Herr gr . Beilage  will umgekehrt gar keine
Darlehen bewilligen für Varel und Brake . Ich
frage , wie soll denn diesen Städten geholfen/
werden ? Man muß ihnen doch helfen , man kann-
sie doch nicht versacken lassen. Wenn Sie sagen,
wir bewilligen keine Erhöhung der Steuern , oder
wir bewilligen gar keine Darlehen , dann läßt man
die Städte einfach zu Bruch gehen . (Zuruf : Nein !)
Zeigen Sie einen anderen Weg , Sie haben es
bislang nicht getan.

Nachrichtlich möchte ich Mitteilen , daß in dem
Wohnungsnutzungsstatut für Varel die Regelung
so getroffen ist, daß alle Personen , welche als
Eigentümer oder Mieter eine Wohnung haben,
die einen Friedensmietwert von weniger als
300 Mark haben oder weniger als 2200 Mark
Einkommen , von der Steuer befreit sind. (Zuruf:
Und in Brake ?) Bei Brake ist die Wohnungs¬
nutzungssteuer vom Stadtrat beschlossen, das Statut
ist am 13. oder 14. März d. I . vom Ministerium
genehmigt und an demselben Tage ist es mit
dem Genehmigungsvermerk versehen zurückgesandt.
Der Stadtmagistrat Brake hat aber bis heute nur
in 16 Fällen die Veranlagung oorgenommen und
Steuerbescheide zugestellt, angeblich, um abzu¬
warten , ob das Statut auch wohl rechtsbeständig
sei. Ich halte dieses Verfahren nicht für richtig.
Es liegt nicht im Interesse der Stadt , so zu
verfahren . Es wird nachher die Hebung der
Steuern aus einen kurzen Zeitraum zusammenge¬
drängt , und dann wirkt es für die Eemeindebürger
um so drückender, wenn die Steuern auf einmal
eingezogen werden . Meines Erachtens hätte die
Stadt Brake , als ihr das Statut genehmigt
wurde , auch sofort Herangehen und die Steuer
ausschreiben müssen.

Nun noch ein paar Worte zu der Zwangs¬
etatisierungsklausel . Ich habe am Eingang meiner

Rede gesagt , daß wir uns nicht danach sehnen, mit
einer solchen Zwangsklausel den Gemeinden gegen¬
über zu arbeiten . Aber ohne eine solche Klausel
werden wir schwerlich auskommen . Es ist zweifel¬
haft , ob die Bestimmungen der Gemeindeordnung
die Zwangsetatisierung solcher Steuern , die durch
Statut beschlossen werden müssen, zulassen. Wir
stehen da vielleicht vor einer Lücke in den Vor¬
schriften der Gemeindeordnung und laufen Gefahr,
daß , wenn einzelne Gemeinden die Steuer nicht
beschließen wollen , wir vor einem Vakuum stehen
und die Durchführung der Steuer nicht betreiben
können. Erfahrungen liegen schon vor . Eine Ge¬
meinde hat sämtliche Vorschläge , die ihr von der
Aufsichtsbehörde gemacht sind, abgelehnt , ruft aber
trotzdem immer : Der Staat muß uns helfen. Wenn
die Zwangsetatisierungsklausel aus der Vorlage
gestrichen wird , können wir einigen Städten gegen¬
über in die größte Verlegenheit kommen.

Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsord¬
nung Herr Abg . Nieberg.

Abg . Nieberg : Meine Herren ! Ich beantrage
Schluß der Generaldebatte . Wenn wir so fort¬
fahren , können wir uns noch stundenlang unter¬
halten , und ich habe nicht das Gefühl , daß durch
eine lange Debatte der Sache gedient wird.

Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsord¬
nung Herr Abg . Meyer (Holte ) .

Abg . Meyer : Ich beantrage Vertagung auf
morgen früh 9 Uhr , zumal um 4HZ Uhr Aus-
schußsitzung ist. Ich verspreche mir von dem An¬
träge Nieberg  nichts . Wenn Schluß der
Generaldebatte beantragt wird , kann man zu jedem
einzelnen Anträge wieder reden . Ich glaube nicht,
daß wir mit der Materie heute fertig werden,
und darum bitte ich, für heute Schluß zu machen.

Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsord¬
nung Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich glaube , das
Heil liegt nicht im Reden , denn ob wir noch 5
oder 10 Stunden reden , bei der Abstimmung wird
das gleiche Resultat erzielt werden . Ich möchte
doch annehmen , daß bei einigermaßen gutem Willen
es gelingen müßte , die Anträge noch zu erledigen.
Was zu den einzelnen Ziffern zu sagen ist, ist
durchweg gesagt worden . Daß das wiederholt
werden muß , glaube ich nicht. Ich glaube , wir
sollten versuchen, fertig zu werden.

Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsord¬
nung Herr Abg . Meyer (Holte ).

Abg . Meyer : Ich muß sagen, Herr Frerichs,
Sie haben sich gerade im Reden keine Beschränkung
auferlegt . Ich glaube nicht, daß Sie behaupten
wollen , daß andere Abgeordnete nicht auch das
Bedürfnis haben , das zu sagen, was sie denken.
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(Zuruf Abg . Schömer:  Bei uns hat von 15 Ab¬
geordneten einer gesprochen!)

Präsident : Der weitgehendste Antrag ist der
auf Schluß der Generaldebatte . Es sind noch
eingetragen die Abg . Thye , Fr >erichs und
Rover.  Herr Frerichs  kann als Bericht¬
erstatter das Schlußwort bekommen, wenn er
Wert daraus legt . Nicht gesprochen hat ein Ver¬
treter des Völkisch-nationalen Blocks. Der Ver¬
treter ist nicht anwesend, er wird verzichten. Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag aus Schluß
der Debatte unterstützen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Das genügt . Ich bitte nun die Ab¬
geordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht. Der Antrag ist ange¬
nommen.

Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr Abg.
Meyer (Holte ).

Abg . Meyer : Durch diese Abstimmung ist mein
Antrag aus Vertagung der Verhandlung nicht er¬
ledigt.

Präsident : Herr Abg. Meyer (Holte ) hat Ver¬
tagung auf morgen beantragt . Ich glaube aller¬
dings , wir könnten fertig werden , denn meines
Erachtens ist zu den Anträgen nicht viel mehr
zu sagen. Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag auf Vertagung annehmen wollen , sich zu
erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Das ist die Minderheit . Die Vertagung ist da¬
mit abgelehnt und wir fahren fort.

Das Schlußwort hat der Berichterstatter , Herr
Abg. Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Nur ein paar
Worte . Ich will auf die Debatte allgemein nicht
eingehen; denn ich glaube , wir haben uns nicht
viel neues gesagt . Alles das , was vorgetragen
ist, wurde auch schon früher gesagt . Falls es
notwendig ist, werde ich bei den einzelnen Ab¬
schnitten einiges sagen, oder das bis zur zweiten
Lesung zurückstellen. Ein paar Worte nur zu
den Ausführungen des Herrn Dannemann,  der
sich darüber beklagt , daß ich mit diesen Zahlen
nicht schon im Ausschuß heroorgekommen bin . Herr
Dannemann  wird sich erinnern , daß ich im
Ausschuß ziemlich darauf gedrängt habe , vor¬
wärts zu kommen, um den Finanzausgleich in die
erste Lesung zu bringen . Ich will Herrn Danne¬
mann  auch bescheinigen, daß er es mir nicht leicht
gemacht hat , damit vorwärts zu kommen. Zu
diesen Zahlen bin ich erst in den letzten Tagen
gekommen. Die Uebersichten haben über eine
Woche ausgelegen , und ich muß den Herren im
Landtage anheimgeben , sich das Material anzu-
sehen. Es ist mir auch unter der Hand der Vor¬
wurf gemacht worden , daß die Uebersichten nicht
mit in den Bericht ausgenommen sind. Ich will
feststellen, daß der Ausschuß der Meinung war,

daß die Uebersichten nicht ausgenommen werden
könnten . Ob die Materie im Bericht übersichtlicher
geworden wäre , ist zweifelhaft . Ich glaube , daß
bei den Ausschußmitgliedern über diese Frage
Uebereinstimmung herrschte. Herr Dannemann
bezweifelt die Zahlen . Ich kann seine Angaben
auch nicht nachprüfen . Herr Dannemann  jagte
vorhin zu mir , daß ich der Gemeinde Wardenburg
30 000 Mark Einkommensteuer nicht angerechnet
hätte . (Zuruf : Nein !) Dann habe ich mich ver¬
hört . Soviel kommt überhaupt nicht in Frage.
Ich will aber wiederholen , daß ich die Zahlen aus
den Unterlagen , die uns vom Ministerium vo'r-
gelegt sind, herausgenommen habe , und daß neben¬
her auch der Haushaltsbericht für 1928 in Be¬
tracht gezogen ist. Ich kann im Augenblick nicht
sagen, ob die Differenzen , die Sie anführen , richtig
sind und wo sie liegen, aber das kann ja nach¬
geprüft werden . Bei der Gewerbesteuer mag
eine Differenz vorhanden sein. Aber selbst wenn
das zutrisft , dann wird die Summe von 5000 Mk.
an dem Prozentverhältnis nicht viel ändern . Ich
glaube , daß Herr Abg . Hartong  recht hat , wir
können, um die Sache ganz objektiv zu gestalten,
die Staatsregierung bitten , daß sie eine Berechnung
anstellt in der Art und mit dem Ziele , wie ich
es heute vorgetragen habe ; dann werden wir
objektiv sehen, wie es aussieht . Ich erhebe keinen
Anspruch darauf , daß bis zu jedem Bruchteil
meine Angaben richtig sind. Aber machen wir
es so, lassen wir feststellen, wie es aussieht , dann
werden wir ein Urteil bekommen. Sollte an dem,
was ich vorgetragen habe , etwas unrichtig sein,
bin ich gern bereit , mich zu berichtigen . Mehr
will ich zunächst zu den Ausführungen , die ge¬
macht sind, nicht sagen.

Präsident : Der Berichterstatter hat zum An¬
träge 1 einen Verbefserungsantrag gestellt.

Der Antrag 1 würde dann lauten:
Annahme des Artikels I mit Ziffer 1 des
Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung hierzu . Keine Wort¬
meldungen . Ich schließe die Beratung und bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 1 annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht. — Der An¬
trag ist angenommen.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 2:

Dem Z 5 nach Artikel I Ziffer 1 des
Gesetzentwurfs wird folgender Absatz nach¬
gefügt : Notleidende Städte und Gemeinden
sind berechtigt , wenn alle Steuermöglichkeiten
ausgeschöpft sind, zum Ausgleich ihres Etats
die Zuschläge zur Grund - und Eebäudesteuer
in gleicher Höhe zu erheben.

Eine andere Minderheit stellt den Antrag 3:
Annahme des Antrages 2 nnk der Aende-
rung , daß die Worte „ in gleicher Höhe
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zu erheben " ersetzt werden durch die Worte
„in gleichem Verhältnis zu erhöhen " .

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 2
und 3.

Das Wort hat Herr Abg . Dohm.
Abg . Dohm : Meine Herren ! Wenn ich diesen

Antrag gestellt habe , so aus der Erwägung her¬
aus , daß es auf die Dauer nicht angehen kann,
den notleidenden Städten immer durch Darlehen
zu helfen auf Kosten anderer Gemeinden , die
selber mit der eigenen Not genug zu tun haben.
Ich gebe gern zu , daß die Not zum Teil eine
zwangsläufige ist, zum Teil daß ihnen Auf¬
gaben überwiesen sind , aber nicht die Mittel,
aber zum anderen Teil ist die Not eine
zwangsläufige Erscheinung etwas unvorsichtiger
Finanzverwaltung . Für diese Notlage können wir
andere nicht haftbar machen , da müssen sie sich
selbst Helsen . Es will mir Vorkommen , als wenn
einzelne Stadtvertreter es sehr gut verstehen , ihre
Not noch größer zu machen als sie ist, vielleicht
in der Erwartung , ein größeres Darlehen zu be¬
kommen . Ich kann es ihnen nicht verdenken . Dann
soll man es mir aber nicht verdenken , wenn ich
einen Ausweg zeige , um ihnen Gelegenheit zu
geben , sich selbst zu helfen . Es ist mir durchaus
nicht leicht geworden , die Eebäudesteuer heranzu¬
ziehen . Es liegt ein Antrag 23 vor , der das¬
selbe bezweckt, und ich kann ruhig abwarten , wie
die Sache läuft . Ich ziehe meinen Antrag zu¬
nächst zurück und warte ab , wie die Sache sich
weiter entwickelt.

Präsi - entr Abg . Dohm  hat seinen Antrag
zurückgezogen . Damit ist auch der Antrag 3 er¬
ledigt.

Der Ausschuß stellt den Antrag 4:
Im tz 6 Abs . 1 des Gesetzes für den
Freistaat Oldenburg vom 12 . Juli 1924
zur Ausführung des Finanzausgleichsgesetzes
werden in der 2 . Zeile zwischen den Worten
„sind " und „ aus " folgende Worte eingefügt
„bis zu 15 ba " .

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge.
Das Wort hat der Berichterstatter , Herr Abg.

Frerichs.
Abg . Frerichs : Meine Herren ! Nur zur Auf¬

klärung einige Worte . Es handelt sich darum,
daß man die im ß 6 vorgesehene Steuerbefreiung
für Neukulturen nicht für den Grundbesitzer gelten
lassen will , die große Flächen kultivieren . Daher
diese Einfügung „bis zu 15 ba " . Man will den¬
jenigen Leuten , die in den Gemeinden große Flächen
kultivieren , die Freiheit nicht mehr geben.

Präsident : Keine Wortmeldungen mehr . Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten,
die den Antrag des Ausschusses annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 5:
Annahme der Ziffern 2 , 3 und 4 des Ge¬
setzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu den Ziffern 2 , 3 und 4 . Keine Wort¬
meldungen . Ich schließe die Beratung und bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 5 anniehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der An¬
trag ist angenommen.

Eine Minderheit stellt den Antrag 6:
Annahme der Ziffer 5 des Gesetzentwurfs.

Dieselbe Minderheit stellt den Antrag 7:
Dem unter Ziffer 5 des Gesetzentwurfs vor¬
gesehenen K 10 a wird folgender Absatz nach¬
gefügt:

Ist eine Gemeinde nicht in der Lage,
eine Ortsgenossenschaft an ihrem Steuer¬
aufkommen ausreichend zu beteiligen , so
hat die Ortsgenossenschaft das Recht , neben
den von der Gemeinde nach 8 5 dieses
Gesetzes erhobenen Zuschlägen weitere Zu¬
schläge zur Grund - und Eebäudesteuer oder
zu einer dieser Steuern zu erheben , die je¬
doch 100o/o des Grundbetrages der staat¬
lichen Steuer nicht übersteigen dürfen.

Eine andere Minderheit stellt den Antrag 8:
Die Ziffer 5 des Gesetzentwurfs erhält fol¬
gende Fassung:

An die Stelle des bisherigen A 10 a wird
folgender 8 10 a neu eingeschoben:

Die Ortsgenossenschaften sind berechtigt,
Zuschläge bis zum dreifachen des Erund-
betrages der staatlichen Grund und Ge¬
bäudesteuer , der staatlichen Gewerbesteuer
und bis zu der für die Gemeinden fest¬
gesetzten Höchstgrenze zur Steuer vom be¬
bauten Grundbesitz zu erheben , soweit die
Gemeinden von dem ihnen zustehenden Zu¬
schlagsrecht keinen Gebrauch machen.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 6,
7 und 8.

Das Wort hat Herr Abg . Thye.

Abg . Thye : Ich habe zu diesen Anträgen einen
Verbesserungsantrag einzubringen:

Der tz 10 des Finanzausgleichsgesetzes wird
wie folgt geändert:

Im Absatz 1 wird anstatt „ 50 «/o" ge¬
setzt „ 100o/o " , und im Folgenden ist der
8 10 so zu fassen , daß das Zuschlagsrecht
der Gemeindeverbände in Wegfall kommt.

Meine Herren , Herr Abg . Frerichs  hat vor¬
hin Mißtrauen gegen diesen Antrag geäußert . Er
hat gesagt , wenn wir den Antrag damit be¬
gründen , daß wir den notleidenden Städten Helsen
wollten , dann würde etwas anderes dahinterstecken.
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Ich gebe zu , daß etwas anderes dahintersteckt.
Meine Herren , über das eine dürfen wir uns
nicht im Zweifel sein : Den notleidenden Städten
wird geholfen werden . Ob man 50 »/o erhebt oder
100 n/o, ist gerade für die Städte ein gewaltiger
Unterschied . Aber noch etwas anderes gibt es
zu bedenken . Diese 50 »/o werden von den Amts-
verbänden gehoben , und wie die Dinge allgemein
im Lande liegen , ist es so, daß Verfügungsbefugnis
über diese 50 «/« nur die Amtshauptleute haben.
Der Amtsrat ist eine so schwer bewegliche Körper¬
schaft, die kommt zusammen , sieht einmal im Jahre
den Voranschlag , bewilligt irgend etwas darauf
los , und , meine Herren , ich glaube , ich sage nicht
zu viel , wenn ich das eine feststelle , daß an der
Not vieler Gemeinden die Amtsverbände sehr regen
Anteil haben . Wir haben im Lande sehr viele
junge Amtshauptleute . Der Amtshauptmann ist
in erster Linie Verwaltungsbeamter . Er soll als
Derwaltungsbeamter in seinem Bezirk als Ver¬
treter der Regierung Autorität geniesten . Wohin
führt diese Autorität ? Diese Autorität führt zu
einer Verfügung über die Finanzen , die wir nicht
gut heißen können.

Auch für den Wohnungsbau ist einiges getan
worden . Aber wo sind die Gelder geblieben?
In verschiedenen Amtsverbänden , ich will keinen
Amtsverband nennen , sind einzelne Gebäude ge¬
baut worden , meist für Beamte passend . Dahin
wird das Geld gegeben . Dieses Geld wird in
einem außerordentlichen Etat geführt . Im Amts¬
rat wird selten genügend kritisiert . Er geht her¬
vor aus Wahlen des Eemeinderats , er setzt sich
rein zufällig zusammen , er tagt einmal im Jahre,
und dann kommen die merkwürdigsten Dinge her¬
aus . Die Amtshauptleute , die reine Verwaltungs¬
beamte sein sollten , die kümmern sich heute um
alle möglichen wirtschaftlichen Belange . Wir haben
im Amtsrat das immer wieder erlebt . Dann werden
einige Sachen ausgeschmückt und dargelegt , und
kein Mensch aus dem Amtsrat kann widerlegen,
und wenn er es probiert , dann siegt die Autorität
des Amtshauptmanns . Meine Herren , ich bitte
Sie , diesen Antrag anzunehmen , er wird zur Ge¬
sundung der Finanzen beitragen . Wir können uns
dann zur zweiten Lesung weiter darüber unter¬
halten.

Präsident : Wenn der Antrag zu Ziffer 3 ge¬
stellt sein soll , dann kommt er zu spät.

Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr Abg.
Hartong.

Abg . Hartong : Der Antrag ist gedacht zu den
Anträgen 6— 8 und soll diese Anträge in ge¬
wisser Weise ersetzen . Ich möchte dringend emp¬
fehlen , den Antrag bis zur zweiten Lesung zurück¬
zustellen , denn wir können jetzt nicht darüber be¬
raten.

Lleuoqr . Bericht -. V . 2 .india >i, 3 Versammlung.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
r i ch s.

Abg . Frerichs : Ich glaube , es ist formell so,
daß Herr Abg . Thye  mit seinem Anträge zu spät
kommt . Der Antrag hätte bei Ziffer 3 gestellt
werden müssen . Wir haben über den Antrag 5
abgestimmt . Dieser Antrag ist angenommen . Ich
glaube , die Zeit ist versäumt . Die anderen An¬
träge , die eben genannt sind , beziehen sich auf
die Ortsgenossenschasten . Ich glaube , es würde
richtig sein , zur zweiten Lesung auf diesen Antrag
zurückzukommen , dann können wir uns darüber im
Ausschuß unterhalten.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne-
mann.

Abg . Dannemann : Ich glaube nicht , daß der
Antrag zu spät kommt . Aber ich bin auch der
Meinung , daß es zur zweiten Lesung gemacht
werden kann . Wenn er so angenommen wird,
dann kommt es dahin , daß neben dem Zuschlags¬
recht der Amtsverbände die neuen Zuschläge ein¬
geführt werden . Das will Herr Thye  nicht.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Alb er s.

Abg . Albers : Es wird richtig sein, diesen An¬
trag zur zweiten Lesung zu behandeln . Ich habe
mich zum Wort gemeldet zu den Anträgen 6— 8
und möchte kurz auf den Unterschied aufmerksam
machen , der besteht . Der Herr Minister hat ge¬
sagt , daß der Antrag 8 vorzuziehen sei, er sei
klarer . Er ist in gewisser Beziehung klarer , aber
er ist auch bequemer . Ich glaube aber , meine
Herren , die Anträge 6 und 7 insgesamt gesehen
werden ein sparsameres Steuergebaren zur Folge
haben , nämlich die Annahme des Antrages 8 be¬
deutet praktisch , daß , wenn einmal die Zuschlags¬
grenze ausgenutzt ist, dann 200 o/o der Gemeinde¬
steuern mehr erhoben werden können . Die An¬
träge 6 und 7 gehen darauf hinaus , daß erst
die Gemeinden etwas abgeben sollen an die Orts¬
genossenschaften . Es ist nicht zu verkennen , daß
doch ein Teil der Aufgaben und Arbeiten der
Ortsgenossenschasten auch Ausgaben der Gemeinden
darstellen . Es ist daher richtig , wenn die Ge¬
meinde etwas abgibt von dem Steueraufkommen
an die Ortsgenossenschaft . Das wollen Sie nicht,
Sie streichen das , Sie wollen Z 10a ersetzen und
sagen lediglich , es sollen die nicht ausgenutzten
Steuergrenzen ausgenutzt werden können von den
Ortsgenossenschasten , bzw . es sollen 200 »/o mehr
gehoben werden können . Wir wollen , daß die
Gemeinde etwas abgibt . Wenn das nicht möglich
ist, dann sollen bis zu 100 °/o Grund - und Gebäude¬
steuer mehr gehoben werden . Es ist auch den Orts¬
genossenschasten möglich , nur eine Steuer in An¬
spruch zu nehmen . Ich halte den Antrag 7 in
Verbindung mit dem Anträge 6 für praktischer

52
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und richtiger und sparsamer, und wundere mich,
daß Sie , Herr Minister, Antrag 8 empfehlen.

Präsident : Das Wort hat Herr AbgiB rodet.
Abg. Brodel : Meine Herren! Herr Thye

führte ein paar merkwürdige Dinge über die Amts-
räte an. Es muß im Ammerlande merkwürdig,
aussehen, wenn solche Verhältnisse einreißen. Wir
im Norden würden uns ganz entschieden dagegen,
wehren, wenn irgendein Amtshauptmann den Amts-
oorstand oder Amtsrat nicht benachrichtigt oder in
irgendeiner Form Handlungen vornimmt, die vor¬
her im Amtsvorstande nicht besprochen sind. Auf
den Antrag selbst kann ich nicht eingehen, weil
er zur zweiten Lesung gestellt wird, aber ich stelle
mit Genugtuung fest, daß Herr Thye  ein Gebiet
findet, wo er seine Arbeitskraft als Amtsvorstands¬
mitglied verwenden kann. Es wird angenehmer
sein, als sich dauernd mit Kollegen anderer Frak¬
tionen zu reiben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Dohm.
Abg. Dohm : Meine Herren! Ich möchte kurz

bitten, die Anträge 6 und 7 anzunehmen im
Interesse der Ortsgenossenschaften im Landesteil
Lübeck, die eine ganz andere Aufgabe zu erfüllen
haben als Ihre Ortsgenossenschaften. Die Orts¬
genossenschaften leisten im Interesse der Gemeinde
ganz Erhebliches, und nehmen ihnen viele Auf¬
gaben ab. Daher müssen sie auch Mittel haben.
Wenn die Gemeinden ihre Steuermöglichkeiten er¬
schöpft haben und die Ortsgenossenschaftenkönnen»
mit dem Anteil nicht aus , dann müssen sie die
Möglichkeit haben, noch Steuern zu erheben. Ich
bitte ,die Anträge 6 und 7 anzunehmen.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor. Ich schließe die Beratung . Wir stimmen
zuerst über den Antrag 8 ab. Ich bitte die Ab¬
geordneten, die den Antrag 8 annehmen wollen,
sich zu erheben. — Geschieht. — Das waren
12 Stimmen. Ich bitte um die Gegenprobe. —
Geschieht. — Das letztere war die Mehrheit. Der
Antrag ist abgelehnt. Ich lasse jetzt über den
Antrag 6 abstimmen. Ich bitte die Abgeord¬
neten, die den Antrag 6 annehmen wollen, sich
zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist an¬
genommen. Ich bitte jetzt noch die Abgeordneten,
die den Antrag 7 annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. — Der Antrag ist ange¬
nommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 9:
Annahme der Ziffer 6 des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrags
und zu Ziffer 6. Keine Wortmeldungen. Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 9 annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. — Der Antrag ist ange¬
nommen.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 10:
Annahme der Ziffer 7 des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu Ziffer 7. Keine Wortmeldungen. Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 10 annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. — Der Antrag ist ange¬
nommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 11:
Annahme der Ziffer 8 des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu Ziffer 8. Keine Wortmeldungen. Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 11 annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. — Der Antrag ist ange¬
nommen.

Eine Minderheit stellt den Antrag 12:
Annahme der Ziffer 9 des Gesetzentwurfs
unter Streichung des letzten Absatzes.

Ein anderer Teil stellt den Antrag 13:
Annahme der Ziffer 9 des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden An¬
trägen und zu Ziffer 9.

Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr Abg.
Dan neman  n.

Abg. Dannemann : Ich beantrage namentliche
Abstimmung.

Präsident : Wird der Antrag auf namentliche
Abstimmung unterstützt? (Zurufe : Jawohl !) Der
Antrag ist genügend unterstützt. Ich lasse dann
namentlich über den Antrag 12 abstimmen.

Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 12
annehmen wollen, mit „ja" und die ihn ablehnen
wollen, mit „nein" zu antworten.

Wir beginnen mit dem Buchstaben H:
Abg. Hagstedt (nein ), Abg. Hartong (ja ),

Abg. Haskamp (nein ), Abg. Heitmann
(fehlt), Abg. Hobbie (Enthaltung ), Abg. Hug
(fehlt), Abg. Jacobs (nein ), Abg. Ianßen
(fehlt), Abg. Iffland (fehlt ), Abg. Kaper
(nein), Abg. Krause (nein ), Abg. Lahmann
(nein), Abg. Langemeyer (fehlt ), Abg. Lehm¬
kuhl (fehlt ), Abg. Meyer (Oldenburg ) (nein),
Abg. Meyer (Holte ) (ja), Abg. Möller (fehlt ),
Abg. Müller (nein ), Abg. Niebsrg (ja ), Abg.
Petters (nein ), Abg. Röder (nein ), Abg.
Röver (fehlt ), Abg. Rohr (ja ), Abg. Sante
(ja), Abg. Schmidt (fehlt ), Abg. Schömer
(nein), Abg. Schröder (ja ), Abg. Schulte
(nein), Abg. Themann (ja ), Abg. Thye (ja ),
Abg. Wempe (fehlt ), Abg. Wey and (ja), Abg.
Wichmann (ja ), Abg. Wittje (Enthaltung ),
Abg. Zimmermann (nein ), Abg. Addicks
(ja), Abg. Alb er s (nein), Ahg. gr . Beilage
(ja), Abg. Brendebach (ja ), Abg. Brodek
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(nem ) , Abg . Broschko (nein ) , Abg . Danne-
mann (ja ) , Abg . Dohm (ja ) , Abg . Eckholt
(fehlt ) , Abg . EichIer (Enthaltung ) , Abg . Fick
(nein ) , Abg . Frer  ichs (nein ) , Abg . Göhrs (ja ) .

Der Antrag ist mit 19 gegen 16 Stimmen
abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 13 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . — Der
Antrag ist mit 18 gegen 15 Stimmen angenommen.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 14:

Annahme des Z 20 des Gesetzentwurfs mit
der Aenderung , daß im Abs . 1 in der sieben¬
ten Zeile zwischen den Worten „Körper¬
schaftssteuer " und „übersteigen " folgende
Worte eingefügt werden : „ und 30 v . H . des
Erundbetrages der in der Gemeinde er¬
hobenen staatlichen Grundsteuer.

Eine Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 15:

Annahme des § 20 des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 14
und 15 und über den K 20 des Gesetzentwurfs.
Keine Wortmeldungen . Dann schließe ich die Be¬
ratung . Wir stimmen ab . Ich lasse zuerst über
den Antrag 14 abstimmen . Ich bitte die Abge¬
ordneten , die diesen Antrag annehmen wollen , sich
zu erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . —
Der Antrag 14 ist abgelehnt . Ich lasse jetzt
über den Antrag 15 abstimmen . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 15 annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Das ist die
Mehrheit . Der Antrag 15 ist angenommen.

Durch die Ablehnung des Antrags 14 ist der
Antrag 16 erledigt , das ist ein Eventualantrag.
(Zuruf Abg . Frerichs:  Nein !) Das wird be¬
zweifelt ; dann lasse ich über den Antrag ab¬
stimmen . Ich werde ihn erst verlesen.

Die Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 16:

Annahme des Z 20a Ziffer 1 in der
Fassung des Gesetzentwurfs und der Ziffer 2.

I. a und b mit folgenden Aenderungen:
1 . I " Ia werden in der zweiten und dritten

Zeile zwischen den Worten : „ Körper¬
schaftssteuer und übersteigen " folgende
Worte eingefügt : „und 30 v . H . des
Erundbetrages der in der Gemeinde er¬
hobenen staatlichen Grundsteuer " .

2 . I " l werden die Worte : „ im Landes¬
teil Oldenburg bis zu einem Gesamtbe¬
trags von 300 000 D6 " gestrichen , ferner

wird hinter dem Worte „ haben " in der
vierten Zeile ein Semikolon gesetzt und
folgender Satz angefügt : „ diese Beträge
werden um 30 v . H . des Grundbetrages
der in der Gemeinde erhobenen staatlichen
Grundsteuer gekürzt ."

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag.
Keine Wortmeldungen . Ich bin allerdings nach
wie vor noch der Auffassung , daß der Antrag 16
durch die Ablehnung des Antrags 14 gegenstands¬
los ist. (Zuruf Abg . Frerichs:  Praktisch ja,
aber formell nicht !)

Das Wort hat Herr Abg . Frerichs  zur Ge¬
schäftsordnung.

Abg . Frerichs : Meine Herren , das ist nicht der
Fall . Der Antrag 16 ist nur gestellt für den Fall,
daß unsere Stellungnahme nach dem Antrag 14
zu Raum gekommen wäre ; es sind aber noch
einige Aenderungen darin , die nicht erledigt sind.
Es wird richtig sein , über den Antrag 16 noch ab¬
zustimmen.

Präsident : Ich habe nichts dagegen . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 16 annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Das ist
die Minderheit . Der Antrag ist abgelehnt.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 17:

Im Z 20a Ziffer 2 l ist der Abschnitt c
zu streichen.

Dieselbe Minderheit stellt den Antrag 18:
Annahme des Z 20a Ziffer 2 II mit der
Aenderung . daß im Abs . 1 der letzte Satz
gestrichen wird.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt ferner
noch den Antrag 19:

Dem tz 20a des Gesetzentwurfs wird als
Abschnitt III angesügt:

Gemeinden , die das Zuschlagsrecht zur
staatlichen Grund - und Eebäudesteuer
— Naturalleistungen sind entsprechend ihrem
Umfang anzurechnen — zur Gewerbesteuer
und Hauszinssteuer nicht voll ausgeschöpft
haben , werden die aus dem Ausgleichsstock
zu zahlenden Beträge um die nicht erhobenen
Steuerbeträge gekürzt.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 20:

Annahme des § 20a des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 17
bis 20 und über den Z 20 a des Gesetzentwurfs.

Das Wort hat Herr Abg . Meyer (Holte ) .

Abg . Meyer : Meine Herren ! Trotz der vor¬
gerückten Zeit muß ich dazu etwas sagen . Es ist

52*



374

eine Verkennung der ganzen Verhältnisse , wenn
man glaubt , daß die Ausschöpsung der Real¬
steuern Voraussetzung sei für die Bezuschussung der
Lehrerbesoldungen . Es ist doch abwegig , wenn
man verlangt , daß die Lehrerbesoldungen , dis
von der Einkommensteuer aufgebracht werden müß¬
ten , nun von den Realsteuern aufgebracht werden
sollen . Keine Gemeinde des Landes bekommt aus
Staatsmitteln mehr Geld , wie die persönlichen
Schullasten betragen . (Zuruf Abg . AIbers:
Wohl bei Zusammenlegung von Klassen !) Wenn
man nun sagt , es müssen zunächst die Realsteuern
ausgeschöpst werden , dann sagt man damit , die
Gemeinden sollen nicht mehr sparen , sondern aus
deo Vollen schöpfen . Wer hierfür Sympathie hegt,
der geht von falschen Voraussetzungen aus , und
ich möchte deshalb auch meinen , daß man unter
gar keinen Umständen dazu kommen kann . Ich
setze dabei voraus , daß in der Mehrheit der Ge¬
meinden die Soziallasten heute schon von der Neal-
steuer zu decken sind ; das einzige , was von der
Einkommensteuer gedeckt wird , ist die Lehrerbesol¬
dung , und auch dafür will man nun Realsteuern
verwenden . Das heißt Vernichtung der ländlichen
Gemeinden ; es wird dadurch erreicht , daß man
die ländlichen Gemeinden in die Lage hineinbringen,
wird , in die die notleidenden Städte hineingekom¬
men sind . Herr Dannemann  hat schon so sach¬
lich und so vorzüglich ausgeführt , woraus es an¬
kommt , daß ich mir jede weitere Ausführung sparen
kann . (Aha ! — Zwischenrufe .)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Weyand.

Abg . WeylMd : Auf nur ein paar kurze Worte
will ich mich beschränken . Die Bildung dieses Aus¬
gleichsstocks ist gerade das Umstrittenste bei Lösung
des ganzen Ausgleichsproblems , und wenn man
bedenkt , was die Gemeinden in diesen Ausgleichs¬
stock einzahlen , daß nicht nur die Gemeindeanteile
über 2,4 Milliarden nun dem Ausgleichsstock zu-
fließen sollen , sondern künftig auch noch die Ge¬
meinden weitere Mittel aus dem Gesamtanteil der
Gemeinden unter 2,4 Mill . Anteil an der Reichs¬
einkommen - und Körperschaftssteuer einzahlen
müssen , und dies auch Gemeinden , die schon die
Steuerquellen voll ausschöpften , auch noch andere
Steuerquellen in Anspruch nehmen müssen , um
ihre Aufgaben zu erfüllen , so kann man es nicht
verantworten , Gemeinden , die ihre Steuerquellen
nicht voll ausschöpfen brauchen , auch noch aus
diesem Ausgleichsstock Zuschüsse wie die vorgesehenen
ungekürzt zu geben . (Sehr richtig !) Ich glaube,
es ist ein Akt der Gerechtigkeit , wenn man hier
deswegen sagt , daß die Zuschüsse um die nicht
erhobenen Steuerbeträge gekürzt werden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
r i ch s.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich möchte nur
Herrn Dannemann  sagen , wenn Herr Meyer
(Holte ) Sie lobt , ist Gefahr im Verzüge . (Große
Heiterkeit . — Zurufe .) — Aber ich wollte be¬
sonders bemerken , meine Herren , es wirkt einfach
empörend , wenn immer wieder bekannt wird , daß
Gemeinden , die ihre Steuermöglichkeiten nicht aus¬
schöpfen , dann noch Zuschüsse zu den Lehrerbesol¬
dungen bekommen (Sehr richtig !) , vor allen
Dingen aus dem Ausgleichsstock , der ja aus den
Eemeindeanteilen gebildet wird . Das wird kein
Mensch , der einigermaßen gerecht denkt und urteilt,
verstehen und ertragen können . Wir müssen Sie
schon bitten , diese Bestimmung , die wir früher
hatten , ins Gesetz wieder aufzunehmen , denn wir
haben früher sogar schon einmal eine andere Be¬
stimmung im Gesetz gehabt , die einfach besagte,
daß Gemeinden , die ihre Zuschläge nicht voll er¬
heben , überhaupt keine Zuschüsse erhalten sollten.
Das hier Beantragte ist das mindeste , was man
gerechterweise verlangen kann und muß.

Präsident : Das Wort hat Herr Äbg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Auch ein solch guter Kenner des
Finanzausgleichs , wie Herr Wey and,  ist doch
meines Erachtens auf falschem Wege . Es ist un¬
erträglich , daß man die Lehrerbesoldungen nicht
vollkommen aus der Einkommensteuer ersetzen will.
Nun verlangt man , daß zunächst die Realsteuern
voll ausgeschöpft werden , also ein Teil der Real¬
steuern für die Lehrerbesoldung genommen wird.
Das führt die Gemeinden dazu , zu sagen , warum
sollen wir die Steuerquellen nicht voll ausschöpfen
und das verführt dann zu unwirtschaftlichen Maß¬
nahmen der Gemeinden ; denn jede Gemeinde ist
so egoistisch , daß sie zunächst die Möglichkeit wahr¬
nehmen wird , alles auszuschöpfen , und sie wird
dazu verführt , Ausgaben zu machen , welche sie
sonst unterlassen würde . Die Lehrerbesoldungen zum
Teil aus den Realsteuern zu decken, das mache ich
nicht mit.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Thye.

Abg . Thye : Ich werde auch gegen diesen Antrag
stimmen . Früher bezahlte jede Schulacht die per¬
sönlichen Schullasten ; dann ist das gemildert wor¬
den , und nun wird wieder zurückrevidiert . Die
Kinder werden erzogen aus dem Lande und später
wandern sie ab in die Stadt . Wenn man uns
jetzt die persönlichen Schullasten , wenn wir das
Zuschlagsrecht nicht bis zum äußersten ausschöpfen,
auserlegen will , so dürfte das wohl nicht in allen
Teilen gerecht sein . Es gibt wohl kaum eine länd¬
liche Gemeinde , die nicht ihr ganzes Einkommen
für die Schulen ausgibt . Jetzt will man uns
das noch kürzen durch eine Berechnung der Grund¬
steuer und den Gemeinden die Möglichkeit nehmen,
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irgendwelche Ersparnisse zu maHen . (Mg . Meyer
fHoltej ruft : Sehr richtig !) Daß man sich daran
stört, daß es Gemeinden gibt , die ihre Steuern
gesenkt haben , kann ich nicht verstehen. Wir haben
keinen Oberbürgermeister von Oldenburg , der sich
so etwas leistet, wie wir es hier erleben, aber
jetzt haben wir kein Interesse mehr am Sparen,
jetzt wirtschaften wir darauf los . (Heiterkeit .)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Danne-
m a n n.

Abg . Daimemann : Meine Herren ! Der Grund¬
gedanke des Antrages , daß aus dem Ausgleichs¬
stock nur die Gemeinden Zuschüsse erhalten sollen,
die ihre Steuerquellen ausschöpsen, ist anzuerkennen.
Voraussetzung muß aber sein, daß die Auswirkung
dieses Zuschlagsrechts die gleiche ist bei allen Ge¬
meinden und das ist es nicht meines Erachtens;
denn für die Landgemeinden bedeutet es etwas
ganz anderes , 300 °/o Zuschlag , als für die Stadt¬
gemeinden. Solange es nicht geht , die Steuer¬
quellen gleichmäßig auszuschöpfen, bin ich gegen
eine solche Bestimmung . Diese Voraussetzung , die
meiner Ansicht nach sein muß , liegt nicht vor und
lediglich aus diesem Grunde bin ich gegen den
Antrag . Wenn es so wäre , wie ich es will , dann
würde ich unbedingt diese Bestimmung fordern.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Nie¬
berg.

Abg . Nieberg : Meine Herren ! Ich bin eigent¬
lich erstaunt darüber , daß man sich hierüber so
lange unterhält . Wie liegen die Dinge ? Solange
man den Ausgleichsstock bildete aus den Beträgen,
die den Gemeinden über 2,4 Milliarden hinaus
zufließen, war der Zustand erträglich , jetzt aber,
wo man dem Ausgleichsstock noch weitere Mittel
aus dem Eemeindeanteil zuführen will , ist der
Standpunkt uneinnehmbar . Die Stadt Oldenburg
muß erneut 150 000 Mark in diesen Ausgleichsstock
bezahlen, sie muß aber nicht nur alle Steuerquellen
pusschöpfen, sondern darüber hinaus die Woh¬
nungsnutzungssteuer und eine Kopfsteuer erheben,
und es ist ungerecht , daß davon die Gemeinden
wieder Zuschüsse haben sollen, die noch nicht ein¬
mal das Zuschlagsrecht zur Grundsteuer , zur Ge¬
bäudesteuer usw. ausschöpfen . Ich erkläre offen,
wenn der Antrag 19 nicht angenommen wird , ist
für mich das ganze Gesetz unannehmbar.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Broschkw
Abg . Vroschkv: Weine Herren ! Der Z 20a des

Gesetzentwurfs ist für den Landesteil Lübeck natür¬
lich unannehmbar . Auch die uns gegebenen Unter¬
lagen entsprechen nicht den Tatsachen . Ich hätte
geglaubt , daß der Herr Minister in seiner Rede
darauf eingegangen wäre . Es ist so, daß der Lan¬
desteil Lübeck die Ergänzungsanteile , die auf Grund

des Z 35 des Reichsfinanzausgleichsgesehes bisher
bezahlt wurden , nicht mehr erhalten wird . Der
Landesteil wird ungefähr für sich an Steuerüber-
weisungen 300 000 mehr erhalten , aber diese
Mehrüberweksungen fallen lediglich an 4 Gemein¬
den und darunter müssen andere Gemeinden natur¬
gemäß leiden . Wenn der H 20a angenommen
wird , so macht man die Gemeinden künstlich not¬
leidend . Wir werden daher den Z 20 a, wenn
uns jetzt nicht in Aussicht gestellt wird vom Herrn
Minister , daß für Lübeck eine besondere Regelung
geschaffen werden soll, nicht annehmen und das
ganze Gesetz ablehnen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Wey a n d.
Abg . Weyand : Ich möchte doch erwähnen , daß

die Bildung des Ausgleichsstocks nicht die Wirkung
hat für Lübeck wie für Oldenburg . Bei Lübeck
und Birkenfeld bleibt es genau bei der Beordnung
wie im vorigen Jahre ; es fließen dem Ausgleichs¬
stock nur dis Eemeindeanteile über 2,4 Milliarden
hinaus zu. Jedenfalls ist eine Verschlechterung des
Eemeindeanteils für Lübeck im Vergleich zum Vor¬
jahre nicht eingetreten.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Kar¬
ton  g.

Abg . Härtung : Meine Herren ! Nur einen Satz.
Ich warne und bitte die Landwirtschaft , den Bogen
nicht zu überspannen . Eine Ablehnung des An¬
trags 19 ist eine Ueberspannung.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Meyer
(Holte ).

Abg . Meyer : Ich habe eine Anfrage an die
Staatsregierung zu richten, und zwar möchte ich
wissen, ob die Annahme dieses Paragraphen nicht
zur Folge hat , daß in gewissen Gemeinden Real¬
steuerzuschläge zur Lehrerbesoldung genommen wer¬
den müssen. Diesen Weg mache ich nicht mit.
Nachdem die Einkommensteuer so ausgebaut ist,
wäre das unhaltbar . Das geht nicht nach der
Leistungsfähigkeit , sondern lediglich nach dem Be¬
sitz, und eine solche Konfiskation des Besitzes machen
wir nicht mit.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Ich habe
vorhin ausgeführt , daß sämtliche Gemeinden sich
in einer Notgemeinschaft befinden und sich gegen¬
seitig helfen müssen. Wenn Landgemeinden die
Steuern nicht ausschöpfen, sollen sie auch den
Teil , den sie nicht ausschöpsen, zu gunsten der
anderen Gemeinden hergeben . Bei den Städten
habe ich dasselbe gesagt , sie müssen den andern
helfen, die die verminderte Steuerkrast haben . Das
müssen aber auch die Landgemeinden . Das ent-
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spricht durchaus dem Grundsatz dieses Gesetzes.
Was dem einen recht ist, ist dem andern billig.
(Zwischenruf Abg . Meyer  sHoltef : Dann können
wir ja auch Schwimmbäder und ähnliche Anlagen
bauen !)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Broschko.

Abg . Broschko : Ich möchte an den Herrn Innen¬
minister die bestimmte Frage richten , ob die Ge¬
meinden im Landesteil Lübeck dieselben Steuer¬
überweisungen erhalten wie bisher . Es kann nicht
angehen , datz das hier einfach stillschweigend über¬
gangen wird.

Präsident : Das Wort hat Herr Ministerialrat
Eilers.

Ministerialrat Eilers : Eine bestimmte Erklärung
kann natürlich nicht abgegeben werden . Es ist
aber zuzugeben , daß im Landesteil Lübeck eine
Aenderung eintritt , weil viele sogenannte Sommer-
resideuzler des Landesteils Lübeck herangszogen
sind und sich dadurch die Beteiligung an der Ein¬
kommensteuer verschoben hat . Diese Verhältnisse,
die bei dem achten Schlüssel noch nicht in Er¬
scheinung getreten sind , sondern erst bei dem neun¬
ten Schlüssel , haben noch nicht berücksichtigt werden
können . Die Negierung wird prüfen , ob auf diese
Verschiebung für die zweite Lesung Rücksicht ge¬
nommen werden kann.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne-
mann.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Es ist noch
nicht gesagt worden , was es heißt , die Steuer¬
quellen auszuschöpfen . Ich glaube , wenn man uns
das sagt , kommen wir schon etwas weiter.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Weyand.

Abg . Weyand : Meine Herren ! Ich möchte doch
eins sagen , was ist der Zweck des ganzen Finanz¬
ausgleichs ? Wenn er gerecht sich auswirken soll,
mutz er die Möglichkeit schaffen , datz alle Ge¬
meinden des ganzen Landes mit möglichst gleich¬
mäßiger Belastung die Ausgaben der Gemeinden
zu erfüllen in der Lage sind (Zwischenrufe .) , und
wenn schwächere Gemeinden da sind , die hohe Zu¬
schüsse erhalten , und dies nun nicht brauchen , die
Steuerquellen ausschöpfen , dann ist das eine , zu
starke Begünstigung auch dieser Gemeinden . (Sehr
richtig ! — Widerspruch aus der Mitte .) Richtig
ist, was Herr Dannemann  sagt , datz man viel¬
leicht die Grundlage der Besteuerung als solche nicht
als richtig anzuerkennen braucht ; wir müssen aber
die im Gesetz vorhandene Grundlage als gegeben
ansehen , und wenn man gerecht die Sache be¬
urteilen will , kann man zu keinem anderen Er¬
gebnis kommen , als der Antrag will.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
richs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Es ist jeden¬
falls die Entwicklung der Verhältnisse in Lübeck
nicht so ohne weiteres zu übersehen . Wir werden
uns bis zur zweiten Lesung die Dinge ansehen
müssen . Es ist einiges in der letzten Zeit noch
zur Sprache gekommen , was nicht so beachtet wurde,
wie es notwendig gewesen wäre . Wir müssen dar¬
aus noch zurückkommen . — Wenn aber Herr Dan¬
nemann  fragt , was es "heißt , die Steuerquellen
auszuschöpfen , so ist doch zunächst der Wunsch in
dem Anträge enthalten , das auszuschöpfen , was
nach der gesetzlichen Beordnung möglich ist, aller¬
dings mit dem Zwischensatz , Naturalleistungen sind
entsprechend ihrem Umfange anzurechnen . Es wird
nicht immer so leicht festzustellen sein , was an
solchen Leistungen erfolgt ist , aber diese Schwierig¬
keiten wirken sich doch nur bei den Landgemeinden
aus . Also ich glaube , es mutz bei der Annahme
dieses Antrages bleiben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Meine Herren ! Wenn der An¬
trag angenommen wird , dann ist jede Gemeinde
verpflichtet , 300 «/o der Grundsteuer zu heben,
100 o/o für die Wegesteuer usw . und die Selbst¬
verwaltung der Gemeinden ist damit erledigt . —
Ferner möchte ich Hinweisen auf die Ausschöpfung
der Steuerquellen . Was bedeutet das , Aus¬
schöpfung der Steuerquellen ? Wenn in den Ge¬
meinden 300 o/o Zuschlag zur Grundsteuer und
100 o/g zur Gebäudesteuer erhoben wird , bedeutet
das Ausschöpfung der Steuerquellen ? Das mutz
erst spezifiziert werden , bevor man einem solchen
Anträge zustimmen kann.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Dann schließe ich die Beratung . Ich mache
darauf aufmerksam , datz zuerst über den Antragi?
(abgestimmt wird , dann 18 , 19 und zuletzt 20.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 17
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . —
Der Antrag 17 ist demnach mit 18 gegen 17 Stim¬
men angenommen.

Ich lasse jetzt über den Antrag 18 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 18
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist die Mehrheit.
Auch dieser Antrag ist angenommen.

Ich lasse jetzt über den Antrag 19 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 19
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist die Mehrheit.
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Der Antrag ist ebenfalls angenommen . Damit
ist der Antrag 20 erledigt.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 21:

Annahme des Z 20a des Gesetzentwurfs.

Eine andere Minderheit stellt den Antrag 22:
Der Z 20b des Gesetzentwurfs ist zu
streichen.

Eine weitere Minderheit stellt den Antrag 23:
Annahme des Z 20b mit der Aenderung,
daß dem Abs . 1 hinter dem Worte : „ be¬
schließen " , folgender Satz nachgefügt wird:
„Bei Anwendung des erweiterten Zuschlags¬
rechtes ist der Zuschlag zur Eebäudesteuer
dem Zuschläge zur Grundsteuer gleichzu¬
stellen ."

Schließlich stellt eine andere Minderheit noch
den Antrag 24:

Annahme des Z 20b des Gesetzentwurfs.
Ich eröffne die Beratung über die Anträge 21

bis 24 und über den Z 20 b . Keine Wortmel¬
dungen . Dann schließe ich die Beratung.

Ich lasse zuerst über den Antrag 22 abstimmen.
Sollte der angenommen werden , wären die An¬
träge 21 und 23 erledigt.

Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 22
annehmen wollen ,sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist die Minderheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse nunmehr über den Antrag 21 ab¬
stimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben und stehen
zu bleiben . — Geschieht . — Das ist ebenfalls eine
Minderheit . Es wird Gegenprobe verlangt . —
Geschieht . — Das erstere war die Minderheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 23 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist ebenfalls eine
Minderheit . Auch dieser Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse nunmehr über den Antrag 24 ab¬
stimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben und stehen
zu bleiben . — Geschieht . — Auch eine Minderheit.
Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt.

Also sind alle 4 Anträge abgelehnt.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 25:
Der § 20c des Gesetzentwurfs ist zu
streichen.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 26:

Annahme des Z 20c des Gesetzentwurfs
unter Hinzufügung folgenden Satzes : „ Vor¬
aussetzung ist jedoch , daß die Bezirksfür¬
sorgeverbände mindestens denselben Betrag
aus eigenen Mitteln aufwenden ."

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 25
und 26 und zum ß 20 c . Das Wort wird nicht
verlangt . Dann schließe ich die Beratung . Ich
lasse zuerst über den Antrag 25 abstimmen . 'Ich
bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben . —
Geschieht . — Das ist die Mehrheit . Der An¬
trag ist angenommen . Damit ist der Antrag 26
erledigt.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 27:

Annahme des Z 206 in folgender Fassung:
Reicht der Ausgleichsstock nicht aus , so

ist er je zur Hälfte aus dem Staats - und
Eemeindeanteil an der Reichseinkommen-
und Körperschaftssteuer zu verstärken . Heber
einen etwaigen Rest ist im Ausführungs-
gesetz zum Finanzausgleichsgesetz für das
Rechnungsjahr 1930 Verfügung zu treffen.

Eine andere Minderheit des Ausschusses stellt
den Antrag 28:

Annahme des Z 20 6 des Gesetzentwurfs.
Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 27

und 28 und zum ß 20 6 des Gesetzentwurfs.
Keine Wortmeldungen . Dann schließe ich die Be¬
ratung.

Ich lasse zuerst über den Antrag 27 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an-
üehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist die Minderheit.
Der Antrag 27 ist abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 28 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist ebenfalls eine
Minderheit . Auch dieser Antrag ist abgelehnt.
(Zwischenruf Abg . Dannemann:  Nun ist der
Ausgleichsstock leer ! — Große Heiterkeit .)

Der Ausschuß stellt den Antrag 29:
Annahme der Artikel II und III des Gesetz¬
entwurfs.

Ich eröffne die Beratung über diesen Antrag.
Keine Wortmeldungen . Wir stimmen ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der An¬
trag ist angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich bis Mon¬
tag , nachmittags 4 Uhr , einzureichen . Die lange
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Frist macht sich notwendig, weil noch Vertreter
der Landesteile gehört werden müssen.

Die zurückgebliebenen Gegenstände der heutigen
Tagesordnung setze ich auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung.

Wann die nächste Sitzung stattfindet, kann noch
nicht gesagt werden, aber voraussichtlich nächste
Woche.

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß: 2 Uhr 30 Min .)
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